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auf die Große Anfrage der Abgeordneten Christine Buchholz, Dr. André Hahn, 
Gökay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/11240 –

Antimuslimischer Rassismus und Diskriminierung von Muslimen in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Islam- und Muslimfeindlichkeit hat in Deutschland in den letzten Jahren in 
Denkmustern und Taten massiv zugenommen. Fast 60 Anschläge auf und 
Schändungen von Moscheen und anderen islamischen Einrichtungen wurden 
im Jahr 2017 in Deutschland gezählt; über 1 000 islamfeindliche Straftaten 
wurden im Jahr 2017 gemeldet (Bundestagsdrucksache 19/1622). Im Jahr 
2018 wurden nach vorläufiger Auswertung bisher 813 islamfeindliche Strafta-
ten gemeldet, die Zahl der gemeldeten Körperverletzungen ist gestiegen (Bun-
destagsdrucksache 19/8409). Es ist davon auszugehen, dass die Dunkelziffer 
um ein Vielfaches höher liegt, weil Straftaten aus unterschiedlichen Gründen 
nicht gemeldet werden oder von den Sicherheitsbehörden nicht als islamfeind-
liche Taten eingeordnet werden. So kommt die EU-Studie EU-MIDIS II, 
S. 27, zu dem Ergebnis, dass 39 Prozent der muslimischen Befragten sich auf-
grund ihrer ethnischen Herkunft, einschließlich Hautfarbe und Religionszuge-
hörigkeit, in einem oder mehreren Bereichen des täglichen Lebens diskrimi-
niert fühlten, 25 Prozent hatten dies in den zwölf Monaten vor der Erhebung 
erlebt. Aber nur 12 Prozent der muslimischen Befragten, die Diskriminierung 
erlebt hatten, meldeten ihre Diskriminierungserfahrung beim Arbeitgeber, bei 
der Polizei oder der Gewerkschaft (a. a. O., S. 27).

Musliminnen und Muslime erfahren Diskriminierung im Alltag, auf dem Ar-
beitsmarkt, in der Bildung, in Behörden sowie auf dem Wohnungsmarkt und 
im Dienstleistungssektor. Insbesondere Frauen mit Kopftuch sind von Diskri-
minierung und Gewalt betroffen. Im Grundrechte-Bericht 2018 der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte heißt es im Kapitel „Gleichbehand-
lung und Nichtdiskriminierung“, S. 6: „Einschränkungen beim Tragen be-
stimmter religiöser Symbole oder Kleidungsstücke als Ausdruck religiöser 
Identität am Arbeitsplatz oder im öffentlichen Raum, die vor allem muslimi-
sche Frauen betreffen, waren nach wie vor ein wichtiges Thema.“ Artikel 21 
der EU-Grundrechtecharta garantiert jeder Person das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit.

Die Leipziger Autoritarismus-Studie 2018 stellt insgesamt einen Anstieg „aus-
länderfeindlicher Aussagen“ im Vergleich zu den Jahren 2016 und 2014 fest. 
Zudem spielen „Judenhass und Muslimfeindschaft“ eine „zentrale Rolle“, 
schreiben die Herausgeber Elmar Brähler und Oliver Decker.
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„Im Osten überschreitet die Zustimmung zu ausländerfeindlichen Aussagen 
wieder die 30-Prozent-Marke und im Westen klettert sie erneut über 20 Pro-
zent. Auch ist die Abwertung von Gruppen angestiegen, die als ‚fremd‘ oder 
‚abweichend‘ stigmatisiert werden: Die Abwertung von Sinti und Roma, 
Asylbewerbern und Muslimen nimmt kontinuierlich zu“ (Brähler/Decker 
2018, S. 18). Während sich im Jahr 2014 36,5 Prozent der Befragten dafür 
aussprachen, Musliminnen und Muslimen die Zuwanderung nach Deutschland 
zu untersagen, ist der Anteil 2018 auf 44,1 Prozent der Befragten gestiegen 
(Brähler/Decker, S. 101). Auch die aktuelle Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung belegt den Anstieg antimuslimischer Einstellungen.

Die von einigen politischen Akteuren gezielt beförderte Angst vor einer 
„Überfremdung“ durch den Islam oder gar vor einer Hegemonie des Islams im 
öffentlichen Raum („Islamisierung“) hat zudem zu Fehlwahrnehmungen ge-
führt. So schätzten die Deutschen in einer Befragung des Ipsos-Instituts 
(2019) den Anteil von Musliminnen und Muslimen in der Bevölkerung im 
Schnitt auf 21 Prozent, tatsächlich beträgt er etwa 6 Prozent (Pew Research 
Center 2016).

Die Wahrnehmung des Islams als Bedrohung für die eigene Lebensweise, eine 
stark von Vorurteilen beladene Sicht auf Musliminnen und Muslime sowie 
Einwanderinnen und Einwanderer aus muslimisch geprägten Ländern und die 
Zuschreibung von bestimmten negativen Eigenschaften an diese Gruppe ist in 
Deutschland bereits in den 1960er Jahren entstanden. Sie greift auch auf histo-
rische Diskurse gegen den Islam zurück (Kreuzzüge, Reconquista, Orientalis-
mus etc.).

Der Begriff „antimuslimischer Rassismus“ beschreibt das vorliegende Phäno-
men am umfassendsten. Bei dieser Art von Rassismus wird die Religion quasi 
als biologisches Merkmal benutzt. Im gesellschaftlichen Diskurs werden auch 
die Begriffe „Islamfeindlichkeit“ und „Muslimfeindlichkeit“ benutzt. Islam-
feindlichkeit beschreibt die Stigmatisierung des Islams zu einem Feindbild, 
Muslimfeindlichkeit richtet sich gegen Musliminnen und Muslime als Gruppe. 
Antimuslimischer Rassismus trifft Menschen, weil sie für Musliminnen oder 
Muslime gehalten werden, unabhängig davon, ob sie gläubig sind, in welcher 
Form sie ihren Glauben leben oder ob sie überhaupt muslimisch sind.

Die Enquetekommission des Thüringer Landtags hat Rassismus wie folgt defi-
niert: „Rassismus konstruiert Rassen, sodass (zugeschriebene) körperliche, 
kulturelle oder religiöse Aspekte oder Besonderheiten (Neigungen, Charakter-
eigenschaften, Talente) als genuine Gruppenmerkmale erscheinen, die für alle 
Gruppenmitglieder zentral bedeutsam seien, und einen grundsätzlichen Unter-
schied zur ‚eigenen Gruppe‘ markierten. Die Konstruktion von ‚Rassen‘ hat 
zum Ziel und/oder als Effekt, dass eine eigene Gruppenidentität durch Ab-
grenzung von Anderen geschaffen wird und dass Aggressionen, Ausschlüsse 
und Privilegien damit legitimiert werden.“ (Zwischenbericht der Enquetekom-
mission ‚Rassismus‘ des Thüringer Landtags, Drucksache 6/6808, Februar 
2019).

Seit 2014 erleben wir mit Pegida einen Anstieg von rassistischen, islamfeind-
lichen Straßenmobilisierungen. Mit der AfD ist 2017 nach Auffassung der 
Fragesteller eine Partei in den Bundestag eingezogen, die die Religionsfreiheit 
für Musliminnen und Muslime einschränken möchte, gegen den Islam hetzt 
und Rassismus verbreitet. Fast 2 000 Straftaten gegen Geflüchtete und mehr 
als 300 verletzte Personen allein in Deutschland – das ist ein Teil der er-
schreckenden Bilanz rassistischer Gewalt im Jahr 2018. Gewalttaten und Be-
drohungen mit Waffen oder Sprengstoff kommen statistisch gesehen jeden Tag 
vor (siehe Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundes-
tagsdrucksache 19/8344).

Der Anschlag auf zwei Moscheen im Jahr 2019 in Christchurch, bei dem der 
extrem rechte Attentäter über 50 Menschen tötete, hat ein grausames Schlag-
licht auf die Dimension von antimuslimischem Rassismus als Teil globaler, 
extrem rechter Ideologie und extrem rechter Netzwerke geworfen. Auch in 
Deutschland ermordeten Neonazis gezielt Muslime und Migranten: Über Jah-
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re hinweg konnte der Nationalsozialistische Untergrund (NSU) seine rassisti-
schen Mordtaten ausführen, Opfer wurden zu Tätern gemacht, indem nicht 
ernsthaft gegen Neonazi-Netzwerke, sondern gegen die Familien der Ermor-
deten ermittelt wurde. Im Jahr 2009 ermordete ein NPD-Anhänger die kopf-
tuchtragende muslimische Apothekerin Marwa El-Sherbini im Landgericht 
Dresden; der anwesende Polizist schoss zudem auf ihren verzweifelt eingreif-
enden Ehemann. Im Jahr 2016 ermordete ein AfD-Sympathisant und Anhän-
ger des islamfeindlichen norwegischen Rechtsterroristen Anders Breivik neun 
Jugendliche in München und verletzte fünf weitere; alle Opfer hatten eine fa-
miliäre Migrationsgeschichte oder waren Sinti. Rechte Terrorzellen wie die 
Revolution Chemnitz, die Gruppe Freital oder extrem rechte Vereinigungen in 
Bundeswehr und Polizei sind eine ernsthafte Bedrohung.

Für die extreme Rechte und die AfD sind Islamfeindlichkeit und antimuslimi-
scher Rassismus ein wichtiger Türöffner in die bürgerliche Mitte, weil sie auf-
grund der weitverbreiteten Abwertung des Islams in diese Teile der Bevölke-
rung hineingreifen können.

Nach dem Ende der militärischen Ost-West-Konfrontation wurde das Feind-
bild Islam als Bedrohung des „Westens“ aufgebaut. Nach dem Anschlag am 
11. September 2001 und im Zuge der geopolitischen Neuordnung und des 
„Kriegs gegen den Terror“, der von dem US-amerikanischen Präsidenten als 
„Kreuzzug“ bezeichnet wurde, hat das Feindbild Islam eine größere Bedeu-
tung bekommen. Der“Islam“ und der „Westen“ werden als in sich geschlosse-
ne Kulturen präsentiert, die weniger bzw. mehr entwickelt und überlegen bzw. 
unterlegen seien. Jede Kultur wird mit Rückgriff auf ihre vermeintliche Reli-
gion als ein Werte- und Normensystem begründet, das mit politischen und ge-
sellschaftlichen Prozessen wenig zu tun habe (Attia 2009). Islamfeindlichkeit 
hat in Deutschland und international in den 2000er Jahren eine neue Dimensi-
on erlangt.

Von Betroffenen sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern wird die 
Veröffentlichung der Theorien des ehemaligen Finanzsenators Thilo Sarrazin 
und die öffentliche Debatte darum, mit Vorabveröffentlichungen u. a. in „DER 
SPIEGEL“ und „Bild“, während der Finanzkrise 2010 als Wendepunkt be-
schrieben, weil Thilo Sarrazins Thesen, in denen er Musliminnen und Musli-
me, Arme, Erwerbslose und andere abwertet, weite Verbreitung gefunden ha-
ben. Gesellschaftliche Probleme wie Sexismus, Terrorismus, die Bekämpfung 
einer offenen Gesellschaft mit Gewalt oder Homophobie werden dem Islam 
oder den Musliminnen und Muslimen zugeschrieben, andere Themen, wie 
prekäre Arbeits- und Lebensbedingungen, Ausbeutung, Kriege und ökonomi-
sche Ungleichheit werden überdeckt. Das Thema „Frauenrechte“ wird von 
rechten Kräften instrumentalisiert, um mit ihrer Islamfeindlichkeit anschluss-
fähig an die bürgerliche Mitte sein zu können.

Während des zweiten Kabinetts der Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel wi-
dersprach der damalige Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich im Ok-
tober 2010 der Auffassung des damaligen Bundespräsidenten Christian Wulff, 
der Islam gehöre inzwischen auch zu Deutschland. Aus dem dritten Kabinett 
der Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel heraus legte der Bundesinnenminister 
Dr. Thomas de Maizière unter der Überschrift „Wir sind nicht Burka“ in der 
„Bild am Sonntag“ im April 2017 Thesen für eine deutsche Leitkultur vor. Der 
aktuelle Bundsinnenminister Horst Seehofer äußerte nach seinem Amtsantritt 
im März 2018 ebenfalls, der Islam gehöre nicht zu Deutschland. Mit diesen 
Äußerungen wird der Islam negativ konnotiert und aus einer angeblich homo-
genen deutschen Kultur ausgegrenzt.

Im Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahren (Universal Periodic Re-
view, UPR) im UN-Menschenrechtsrat standen die Themen „Rassismus“ und 
„Frauenrechte“ im Zentrum der Kritik und der Empfehlungen. Deutschland 
solle den Schutz gegen rassistische Diskriminierung und Gewalt sowie gegen 
rassistische Hassrede weiter prioritär verfolgen und insbesondere auch Maß-
nahmen gegen „racial profiling“ durch die Polizei ergreifen (Deutsches Insti-
tut für Menschenrechte, Bericht an den Deutschen Bundestag, 2018, Bundes-
tagsdrucksache 19/6493, S. 30).
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Erst im Jahr 2016 hat die Innenministerkonferenz beschlossen, in der Katego-
rie „Hasskriminalität“ der politisch motivierten Straftaten zum 1. Januar 2017 
die Unterkategorie „islamfeindlich“ einzuführen.

Die Fraktion DIE LINKE. erstrebt mit dieser Großen Anfrage eine Bestands-
aufnahme der Diskriminierung von Musliminnen und Muslimen, der Islam-
feindlichkeit und des antimuslimischen Rassismus in Deutschland. Denn Dis-
kriminierung und antimuslimischer Rassismus müssen entschlossen bekämpft 
werden. Dazu ist es notwendig, die bisherige Leerstelle zu schließen. Die fra-
gestellende Fraktion geht davon aus, dass auch die Bundesregierung ein Inte-
resse an aktuellen Informationen zur Diskriminierung von Musliminnen und 
Muslimen und zur Islamfeindlichkeit haben muss und sich diese durch eine 
entsprechende Abfrage bei den Bundesländern mit zumutbarem Aufwand ver-
schaffen kann.

Rassismusdefinition

1. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregierung
aus den in den Autoritarismus-Studien und der aktuellen Mitte-Studie auf-
gezeigten Entwicklungen islam- und muslimfeindlicher Einstellungen?

Die Bundesregierung nimmt wissenschaftliche Studien und Debatten zur 
Kenntnis. Eine öffentliche Bewertung wird nicht vorgenommen.

2. Inwiefern hat die Bundesregierung welchen UN-Empfehlungen nach der
Einführung einer Arbeitsdefinition von Rassismus entsprochen, und macht
sich die Bundesregierung die Definition der Rassendiskriminierung gemäß
Artikel 1 des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung (International Convention on the Elimi-
nation of All Forms of Racial Discrimination, ICERD) zu eigen?

Es wird auf die entsprechenden Ausführungen im „Nationalen Aktionsplan ge-
gen Rassismus – Positionen und Maßnahmen zum Umgang mit Ideologien der 
Ungleichwertigkeit und den darauf bezogenen Diskriminierungen“ (NAP 2017) 
verwiesen. Dort heißt es insbesondere: „Für die Bundesregierung maßgebend 
bei der Bestimmung von rassistischer Diskriminierung ist die Definition, wie 
sie im […] Internationalen Antirassismusabkommen ICERD in Art. 1 Abs. 1 
aufgeführt ist“ (S. 13). Eine ausdrückliche Definition der rassistischen Diskri-
minierung in anderen deutschen Vorschriften ist daher nicht erforderlich, da die 
Definition in Artikel 1 ICERD von allen staatlichen Stellen als unmittelbar gel-
tendes Bundesrecht zu berücksichtigen und anzuwenden ist.

3. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, ebenfalls eine Arbeitsdefi-
nition von „Islamophobia and anti-Muslim hatred“ zu erarbeiten, wie sie
von der All-Party Parliamentary Group (APPG) des britischen Parlaments
2018 begründet und umgesetzt wurde?

Im Rahmen der Deutschen Islam Konferenz (DIK) hat die Bundesregierung zu-
sammen mit islamischen Dachverbänden und weiteren Akteuren der muslimi-
schen Zivilgesellschaft ein gemeinsames Verständnis über unterschiedliche Be-
griffe und Phänomene im Rahmen der Präventionsarbeit geschaffen. Es wird 
auf den „Zwischenbericht über die Arbeit der Arbeitsgruppe ,Präventionsarbeit 
mit Jugendlichen‘“ (DIK, 2011) und die darin enthaltenen Ausführungen zu Is-
lamophobie, Islamfeindlichkeit, antimuslimischen Rassismus und Muslim-
feindlichkeit verwiesen (S. 2 bis 5).
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Weiterhin wird auf die allgemeinen Ausführungen zu Islam- und Muslimen-
feindlichkeit im NAP (2017) verwiesen (S. 11). Im Übrigen greift die Bundes-
regierung etwaigen parlamentarischen Debatten im Deutschen Bundestag – in 
möglicher Anlehnung an britische Parlamentsinitiativen – nicht vor.

4. Welche Rassismus-Definition verwendet die Bundesregierung als Grund-
lage in den Bereichen der Justiz, z. B. beim Generalbundesanwalt und bei
der Bundespolizei?

Ausgangspunkt ist auch hier die bereits in der Antwort zu Frage 2 erwähnte 
Definition in Artikel 1 Absatz 1 des Internationalen Übereinkommens zur Be-
seitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD). Soweit es um die 
Anwendung im strafrechtlichen Bereich geht, werden diese Vorgaben durch Ar-
tikel 1 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2008/913/JI des Rates vom 28. No-
vember 2008 zur strafrechtlichen Bekämpfung bestimmter Formen und Aus-
drucksweisen von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (ABl. L 328 vom 
6. Dezember 2008, S. 55) konkretisiert. Diesen Vorgaben liegt auch die 2015
erfolgte Ergänzung von § 46 Absatz 2 des Strafgesetzbuches zugrunde (vgl.
Bundestagsdrucksache 18/3007, S. 14).

5. Welche Einstellungen, Handlungen, Verhaltensweisen usw. definiert die
Bundesregierung als antimuslimischen Rassismus?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Darüber hinaus wird auf die auf 
internationaler Ebene durchgeführten Studien (beispielsweise der Europäischen 
Grundrechteagentur) und Stellungnahmen internationaler Gremien sowie die 
wissenschaftlichen Begriffsdebatten und -analysen verwiesen, die die Bundes-
regierung zur Kenntnis nimmt (siehe z. B. Bundeszentrale für politische Bil-
dung: www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/180774/islamfeind
lichkeit-islamophobie-islamkritik-ein-wegweiser-durch-den-begriffs
dschungel).

6. Wie bewertet die Bundesregierung die Rassismus-Definition der Enquete-
kommission im Thüringer Landtag und macht sie sich diese zu eigen?

Zu parlamentarischen Kommissionen der Länder nimmt die Bundesregierung 
keine öffentlichen Bewertungen vor. Die Definition von rassistischer Diskrimi-
nierung in Artikel 1 der VN-Antirassismuskonvention (ICERD) hat aufgrund 
des hierzu erlassenen Vertragsgesetzes gemäß Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes (GG) den Rang von Bundesrecht und ist insoweit von allen 
staatlichen Ebenen zu beachten.

Antimuslimischer Rassismus

7. Gibt es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung antimuslimischen
Rassismus in der deutschen Gesellschaft?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 3 und 5 verwiesen. Darüber hinaus 
wird auf die Anlage III des NAP „Abwertende Einstellungen und diskriminie-
rende Vorurteile in der deutschen Gesellschaft“ (IKG Bielefeld, 2017) verwie-
sen (NAP 2017, S. 126 und S. 128 f.).
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8. Wie viele Menschen und welche Personengruppen (bitte aufschlüsseln 
nach Geschlecht und Alter) waren jeweils in den Jahren 2016, 2017 und 
2018 in Deutschland nach Ansicht der Bundesregierung in welchem Aus-
maß von antimuslimischem Rassismus betroffen?

Es wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. Darüber hinaus liegen der 
Bundesregierung hierzu keine Erkenntnisse vor.

9. Welche in Deutschland vorhandenen muslimischen Glaubensrichtungen 
unterscheidet die Bundesregierung, wie hoch ist nach Einschätzung der 
Bundesregierung auf welcher Datengrundlage der Anteil muslimischer 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland, und fallen darunter auch 
nichtreligiöse Personen?

In Deutschland lebten nach einer Hochrechnung des Bundesamtes für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) mit Stand 31. Dezember 2015 zwischen 4,4 und 
4,7 Millionen Muslime (vgl. hierzu www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Pu
blikationen/WorkingPapers/wp71-zahl-muslime-deutschland.pdf;jsessionid=09
3EA3D9EF92AF75A09366D4E8226676.1_cid286?__blob=publicationFile). 
Bei einer geschätzten Gesamteinwohnerzahl in Deutschland von zum betreffen-
den Zeitpunkt 82,2 Millionen betrug der Anteil muslimischer Glaubensangehö-
riger Ende 2015 mithin zwischen 5,4 und 5,7 Prozent.
Des Mittels der Hochrechnung bedurfte bzw. bedarf es, da in Deutschland die 
Zugehörigkeit einer Person zu einer Religionsgemeinschaft in amtlichen Regi-
stern sowie den großen Bevölkerungsumfragen des Statistischen Bundesamtes 
– dem Zensus und dem Mikrozensus – außer bei öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgemeinschaften nicht systematisch erfasst wird.
Die o. g. Studie des BAMF trifft keine Aussagen über die Glaubensrichtungen 
oder den Grad der Religiosität der Muslime in Deutschland. In der Hochrech-
nung wurden diejenigen Personen „als dem muslimischen Glauben zugehörig“ 
eingestuft, die sich auf die Frage nach ihrer Religionszugehörigkeit selbst als 
„Muslim“ oder „Alevit“ bezeichneten. Ältere und nicht mehr aktuelle Zahlen 
zur Zugehörigkeit zu bestimmten muslimischen Glaubensrichtungen und Anga-
ben zur Religiosität von Muslimen in Deutschland enthält die Studie „Muslimi-
sches Leben in Deutschland“ aus dem Jahr 2008 (www.deutsche-islam-konfe
renz.de/SharedDocs/Anlagen/DIK/DE/Downloads/WissenschaftPublikationen/
MLD-Vollversion.html, S. 97 bzw. ab S. 137).
Im Rahmen der aktuellen Phase der Deutschen Islam Konferenz soll die Daten-
lage über die in Deutschland lebende muslimische Bevölkerungsgruppe aktua-
lisiert werden. Das Forschungszentrum des BAMF führt zu diesem Zweck das 
Projekt „Muslimisches Leben in Deutschland 2019“ durch. Durch einen Ver-
gleich mit den Ergebnissen der o. g. Studie von 2008 sollen zudem Veränderun-
gen aufgezeigt werden, die sich im letzten Jahrzehnt innerhalb der muslimi-
schen Bevölkerungsgruppe vollzogen haben. Die Veröffentlichung erster Er-
gebnisse ist für Anfang 2021 geplant.

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkung von antimuslimi-
schem Rassismus auf andere Formen der gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit?

Für die Bundesregierung sind alle Formen von Ideologien der Ungleichwertig-
keit und darauf bezogene Diskriminierungen bzw. gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit nicht hinnehmbar. Es wird auf die grundsätzlichen Ausfüh-
rungen in Kapitel 1 des NAP (2017) verwiesen (S. 6 bis 7).
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Die Bundesprogramme zur Demokratieförderung und Extremismusprävention 
verfolgen darüber hinaus ein Verständnis von Prävention, das die Wechselwir-
kung zwischen einzelnen Phänomenbereichen und Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit berücksichtigt, wie es auch in der Strategie der Bundes-
regierung zur Extremismusprävention und Demokratieförderung (2017) darge-
legt ist; es wird auf Kapitel III (S. 19) der Strategie verwiesen.

11. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des Berichtes des Unabhän-
gigen Expertenkreises Antisemitismus, dass Antisemitismus „durch die
seit Jahren aufgeheizte Debatte über Islam, Terrorismus und Zuwande-
rung/Flucht begünstigt“ wird, und welche Schlussfolgerungen und Kon-
sequenzen zieht sie daraus?

Die Bundesregierung nimmt keine öffentlichen Bewertungen oder Einschätzun-
gen wissenschaftlicher Berichte vor. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 
1 verwiesen. Generell fördert die Bundesregierung den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und das friedliche Zusammenleben aller Menschen in Deutschland 
nachhaltig, unabhängig von Herkunft, Religion oder Staatsangehörigkeit auf 
der Grundlage der im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD verein-
barten Maßnahmen.

Entwicklung und Erfassung islamfeindlicher Gewalt

12. Wie hat sich seit 2009 die Gewalt gegen Menschen, die als Musliminnen
oder Muslime wahrgenommen werden, die Anzahl der Übergriffe und
die Art der Taten nach Kenntnis der Bundesregierung entwickelt (bitte
nach Jahren, Bundesländern, Geschlecht der Betroffenen und Art des
Angriffs aufschlüsseln)?

Die Religionszugehörigkeit einer Person, die Opfer einer politisch motivierten 
Straftat wurde, wird in der Fallzahlendatei „Lagebild Auswertung politisch mo-
tivierter Straftaten“ (LAPOS) des Bundeskriminalamts (BKA) nicht abgebildet.
Eine thematische Zuordnung von politisch motivierten Straftaten erfolgt seit 
Einführung des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch moti-
vierter Kriminalität (KPMD-PMK) zum 1. Januar 2001 über sogenannte The-
menfelder. Die Abbildung erfolgt über Oberthemenfelder (OTF), denen häufig 
sogenannte Unterthemenfelder (UTF) zugeordnet sind. Mehrfachnennungen 
sind möglich. Bis zum 31. Dezember 2016 (bezogen auf die Tatzeit) erfolgt die 
Abbildung von Straftaten gegen tatsächliche oder als solche wahrgenommene 
Muslime über das UTF „Religion“ zum OTF „Hasskriminalität“. Eine differen-
zierte technische Auswertung ist hier nicht möglich. Erst mit Einführung des 
UTF „Islamfeindlich“ zum 1. Januar 2017 (bezogen auf die Tatzeit) besteht die-
se Möglichkeit.
Im Folgenden werden die bundesweiten jährlichen Fallzahlen seit dem 1. Janu-
ar 2017 dargestellt. Für eine Aufschlüsselung nach Bundesländern wird auf die 
Antworten der Bundesregierung auf die quartalsweise von der Fraktion DIE 
LINKE. gestellte Kleine Anfrage „Islamfeindlichkeit und antimuslimische 
Straftaten“ verwiesen, zuletzt Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/10570.
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Fallzahlen (Bund) für das Jahr 2017 (Stichtag: 31. Januar 2018):
• Aufschlüsselung nach Art der Gewaltdelikte:
Deliktsart Anzahl
Tötungsdelikte 0

• Tötungsdelikte vollendet 0
• Tötungsdelikte versucht 0

Körperverletzungen 51
Brandstiftungen 2
Sprengstoffdelikte 3
Landfriedensbruch 0
Gef. Eingriff 0
Freiheitsberaubung 0
Raub 0
Erpressung 0
Widerstandsdelikte 0
Sexualdelikte 0
Summe Gewaltdelikte 56

• Aufschlüsselung Verletzter nach Geschlecht:
Hinsichtlich der o. g. 56 Gewaltdelikte sind insgesamt 38 Verletzte erfasst. Da-
von sind 24 männlich.

Fallzahlen (Bund) für das Jahr 2018 (Stichtag: 31. Januar 2019):
• Aufschlüsselung nach Art der Gewaltdelikte:
Deliktsart Anzahl
Tötungsdelikte 2
• Tötungsdelikte vollendet 0
• Tötungsdelikte versucht 2
Körperverletzungen 68
Brandstiftungen 2
Sprengstoffdelikte 0
Landfriedensbruch 1
Gef. Eingriff 1
Freiheitsberaubung 0
Raub 0
Erpressung 0
Widerstandsdelikte 0
Sexualdelikte 0
Summe Gewaltdelikte 74

• Aufschlüsselung Verletzter nach Geschlecht:
Hinsichtlich der o. g. 74 Gewaltdelikte sind insgesamt 52 Verletzte erfasst. Da-
von sind 29 männlich.

Fallzahlen für das Jahr 2019:
Die Fallzahlen des KPMD-PMK aus dem laufenden Jahr 2019 haben vorläufi-
gen Charakter und sind durch Nach-/Änderungsmeldungen noch Veränderun-
gen unterworfen. Insofern wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/10570 
verwiesen.
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13. Von welcher Dunkelziffer geht die Bundesregierung dabei auf welcher 
Grundlage aus?

Welche Anstrengungen bzw. Maßnahmen ergreift die Bundesregierung 
zur Aufklärung dieses Dunkelfeldes?

Der Bundesregierung liegen keine validen Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor.

14. Welche Übergriffe auf Menschen, die als Musliminnen oder Muslime 
wahrgenommen werden, werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
durch welche Stellen nach welchen Kriterien als „islamfeindlich“ für die 
statistische Einordnung und das Monitoring erfasst, und auf welchen po-
lizeilichen Ebenen werden entsprechende Übergriffe erfasst?

Politisch motivierte Straftaten werden im Rahmen des KPMD-PMK seitens der 
sachbearbeitenden Polizeidienststelle dem jeweiligen Landeskriminalamt 
(LKA) gemeldet. Hierbei sind anhand einer vorgegebenen Struktur alle wesent-
lichen Informationen des jeweiligen Einzelfalls mitzuteilen. Wesentliche Be-
deutung kommt hier insbesondere der freitextlichen Sachverhaltsdarstellung zu.
Im LKA erfolgt die fachliche Bewertung des jeweiligen Falles (Zuordnung zu 
einem Phänomenbereich, Festlegung der Deliktsqualität, Nennung von The-
menfeldern etc.). Dies gilt somit auch für die Nennung des UTF „Islamfeind-
lich“. Die seitens der sachbearbeitenden Dienststelle zur Verfügung gestellten 
Informationen sowie die fachliche Bewertung des LKA werden dem BKA zur 
phänomenologischen Auswertung sowie zur statistischen Erfassung übermit-
telt.

a) Wird die Person, die zum Opfer des Übergriffs oder der Gewalt wurde, 
nach ihrer Einschätzung zu Motiven der Täterinnen und Täter gefragt, 
und wie wird die Opferperspektive in die Statistik eingearbeitet?

Gemäß Definitionssystem KPMD-PMK sind bei der Zuordnung von Straftaten 
zur PMK alle Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters zu berück-
sichtigen. Hierbei sind neben anderen Aspekten auch die Sicht der/des Betrof-
fenen mit einzubeziehen. Gleiches gilt für Festlegung eines Phänomenbereichs.

b) Welche Details der Übergriffe werden erfasst, nach welchen Kriterien 
oder Richtlinien werden Übergriffe erfasst, und ist dies deutschland-
weit einheitlich oder gibt es föderale Unterschiede?

Der KPMD-PMK ist bundesweit vereinbart und basiert auf einem Beschluss 
der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (Innen-
ministerkonferenz, IMK). Die Inhalte der Unterlagen für den KPMD-PMK gel-
ten bundesweit. So sind Fälle als islamfeindlich zu bewerten, wenn sich das 
Handeln des Täters aus tatsächlicher oder unter Berücksichtigung der Umstän-
de der Tat vermuteter Motivation heraus gegen den Islam bzw. gegen Muslime 
richtet.
Wie bei allen Fällen der PMK werden alle wesentlichen und erforderlichen Er-
kenntnisse zum jeweiligen Einzelfall dem zuständigen LKA und von dort dem 
BKA zur Verfügung gestellt.

c) Hat die Bundesregierung Kenntnis über die Praxis der übrigen EU-
Staaten im Hinblick auf die Erfassung von Straftaten als islamfeind-
lich, und wenn ja, welche?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.
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15. Wie und auf welcher wissenschaftlichen Grundlage und mit welcher 
fachlichen Unterstützung werden nach Kenntnis der Bundesregierung bei 
der Bundespolizei, dem Bundeskriminalamt oder dem Zollkriminalamt– 
nach Informationen der Bundesländer an die Bundesregierung – Beam-
tinnen und Beamte der Landespolizeien sensibilisiert für die Einordnung 
und das Erkennen rassistischer und vermeintlich islamfeindlicher Angrif-
fe auf Menschen, die als Musliminnen oder Muslime wahrgenommen 
werden, welche unabhängigen oder institutionellen Evaluationsmethoden 
gibt es für die Qualität der jeweiligen Maßnahmen (bitte nach Bundes-
ländern aufschlüsseln)?

Um zu gewährleisten, dass Sachverhalte mit Bezug zur Politisch motivierten 
Kriminalität (PMK) als solche erkannt werden, ist eine frühzeitige Sensibilisie-
rung von Polizeivollzugsbeamten nötig. Aus diesem Grund sind staatsschutzre-
levante Themen Bestandteil der allgemeinen Ausbildung zum Polizeivollzugs-
beamten. Zur Erlangung und Vertiefung spezifischer Fachkenntnisse ist eine 
fundierte Aus- und Fortbildung der mit den Phänomenen betrauten Polizeibe-
amten in Bund und Ländern unerlässlich.
Das BKA führt im Rahmen seiner Zentralstellenfunktion und auf der Grundla-
ge des von den polizeilichen Gremien verabschiedeten „Bundesweiten Fortbil-
dungskonzeptes der kriminalpolizeilichen Spezialfortbildung“ eigenständig und 
zentral modulare Fortbildungsmaßnahmen für Polizeibeamte der Bundesbehör-
den, der Bundesländer und des deutschsprachigen Auslandes und auch für Mit-
arbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV), Zollkriminalamt (ZKA) 
und BAMF durch.
Hierzu zählen Grund- und Speziallehrgänge für die Phänomenbereiche PMK 
-rechts-, -links-, und Ausländerkriminalität, aber auch Seminare zu den Themen 
„Interkulturelle Kompetenz“, „Interkulturelle Kommunikation“ sowie „Grund-
sätze für Verhalten in einer vielfältigen Gesellschaft“. Insbesondere in den Fort-
bildungslehrgängen wird das Wissen über phänomenologische, politische und 
gesellschaftliche Hintergründe, Gruppierungen, Strukturen, Kommunikations-
wege und Strategien vermittelt. Der Erwerb dieses Spezialwissens, gestützt 
durch die Bereitstellung phänomenbezogenen Informationsmaterials, trägt bei 
den Bedarfsträgern zu einer Sensibilisierung für die politischen und gesell-
schaftlichen Herausforderungen bei und findet bei ihrer täglichen Arbeit Be-
rücksichtigung. Zudem werden bereits die Studierenden des Bachelorstudien-
gangs „Kriminalpolizeilicher Vollzugsdienst“ in Unterrichtseinheiten von Ein-
führungsveranstaltungen bis zu fortgeschrittenen fachtheoretischen Modulen 
für islamfeindliche, rassistische, antisemitische Haltungen und daraus resultie-
rende Gefährdungen in der Gesellschaft sensibilisiert. Die Inhalte und Bedarfe 
der Aus- und Fortbildungsmaßnahmen werden regelmäßig evaluiert und vor 
dem Hintergrund sich verändernder Entwicklungen in den Phänomenbereichen 
zeitnah angepasst.
Für die Bundespolizei wird auf die Antwort zu Frage 72b verwiesen.
Daneben liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse zu Evaluationsmetho-
den der Bundesländer im Sinne der Fragestellung vor.
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16. Hält die Bundesregierung Qualifizierungsmaßnahmen in der Ausbildung 
für Polizei- und Justizbeamtinnen und -beamte für notwendig, um Anti-
semitismus, Islamfeindlichkeit und andere Formen des Rassismus zu er-
kennen?

a) Falls nein, warum nicht?

b) Welcher Handlungsbedarf erwächst hieraus nach Ansicht der 
Bundesregierung für die Aus- und Fortbildung bei Polizei und Justiz?

Die Fragen 16 bis 16b werden gemeinsam beantwortet.
Die Themen Rassismus und Diskriminierung sind ebenso wie das Thema 
Grundrechte und verfassungsrechtliche Ordnung ein wichtiger Bestandteil der 
Aus- und Fortbildung von Justiz und Polizei in einem demokratischen Rechts-
staat. Für das Polizei- und Ordnungsrecht und die Justizverwaltung in den Län-
dern sind die Länder zuständig. Die Bundesregierung kann hier nur im Rahmen 
ihrer eigenen Zuständigkeiten antworten.
Beim Bundeskriminalamt werden seit vielen Jahren Qualifizierungsmaßnah-
men in der Aus- und Fortbildung zur Wertevermittlung und zu ethischen 
Grundlagen polizeilichen Handelns, zu psychologischen Prozessen der subjek-
tiven Wahrnehmung und zum Umgang mit Vorurteilen und Stereotypen sowie 
zur interkulturellen Kompetenz, u. a. um Rassismus und Diskriminierung zu 
verhindern, durchgeführt. Auch bei der Bundespolizei sind Menschenrechte 
und Diskriminierungsverbote integraler Bestandteil verschiedener Fach- und 
Rechtsgebiete während der bundespolizeilichen Ausbildung und in der berufs-
begleitenden Fortbildung. Bereits zu Beginn der Laufbahnausbildung werden 
wesentliche Grundlagen für die Wahrnehmung eines öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnisses im demokratischen Rechtsstaat vermittelt. In 
den Fächern bzw. Bereichen Staats- und Verfassungsrecht, Politische Bildung, 
Europarecht, Eingriffsrecht, Situations- und Kommunikationstraining, Fahn-
dung, Vernehmung und Psychologie werden die Themen Menschenrechte, 
Grundrechte, Diskriminierungsverbot, Verbot von Misshandlungen und Folter, 
UN-Charta und Europäische Menschenrechtskonvention sowie interkulturelle 
Kompetenz behandelt. Dieses Jahr testet die Bundespolizei Pilotprojekte mit 
externen Referenten zur Sensibilisierung für rassistische Diskriminierung und 
eine diskriminierungsfreie Anwendung polizeilicher Befugnisse als spezifi-
scher Bestandteil der regelmäßigen, flächendeckenden Fortbildung der Polizei-
trainer. Die polizeifachlichen, sozialen und rechtlichen Kompetenzen der Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten werden stetig ausgebaut.
In Bezug auf Fortbildungsmaßnahmen für Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte wird auf die Antwort zu Frage 21d ver-
wiesen.

17. Welche Meldestellen gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung in wel-
chen Bundesländern zur Erfassung von Gewalt gegen Minderheiten, die 
explizit auch antimuslimischen Rassismus bzw. Islamfeindlichkeit erfas-
sen, und welche Hilfsangebote werden zusätzlich angeboten?

Die Bundesregierung fördert im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“ in allen Bundesländern Landes-Demokratiezentren, die vor Ort vorhan-
dene Beratungs- und Unterstützungsangebote für Opfer antimuslimischer, anti-
semitischer, rassischer etc. Gewalt verknüpfen.
Darüber hinaus werden der Antidiskriminierungsverband Deutschland e. V. 
(advd) sowie die Mutik gGmbH mit dem Projekt „CLAIM – Allianz gegen 
Islam- und Muslimfeindlichkeit“ in der Entwicklung zu bundeszentralen Trä-
gern gefördert. Zentrale Aufgabe der beiden Träger ist es, konkrete Diskrimi-
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nierungsfälle zu dokumentieren und zu analysieren, darauf aufbauend Hand-
lungsstrategien und Präventionsmaßnahmen gegen Diskriminierung zu entwi-
ckeln und Betroffene zu beraten und zu stärken.
Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse zu Meldestellen im 
Sinne der Fragestellung vor.

a) Hat die Bundesregierung – vor dem Hintergrund, dass muslimische 
Antidiskriminierungsstellen und Organisationen wie die Allianz gegen 
Islam- und Muslimfeindlichkeit CLAIM eine Häufung von rassisti-
scher Gewalt gegen Kinder beklagen – Kenntnis über eine Zunahme 
von Übergriffen im öffentlichen Raum auf Kinder und insbesondere 
Mädchen, die als muslimisch wahrgenommen werden, wie z. B. auf 
muslimische Mädchen in Berlin-Marzahn und -Neukölln am 8. Febru-
ar 2019?

Der Bundesregierung liegen keine spezifischen Erkenntnisse über eine Zunah-
me von Übergriffen im öffentlichen Raum im Sinne der Fragestellung vor.

b) Wie viele Fälle gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung, die nach-
träglich in der Unterkategorie „islamfeindlich“ erfasst wurden (bitte 
nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Der KPMD-PMK bildet ausschließlich politisch motivierte Straftaten ab. Inso-
fern wird auf die Fallzahlen in der Antwort zu Frage 12 verwiesen.

18. Wie hat sich die Zahl der Straftaten, bei denen das Kopftuch konkret Ge-
genstand oder Anlass der Straftat war, seit 2009 nach Kenntnis der 
Bundesregierung entwickelt (bitte nach Jahren, Schwere der Tat und 
Bundesländern aufschlüsseln)?

a) Beabsichtigt die Bundesregierung, die Fälle, die sowohl islamfeind-
lich als auch frauenfeindlich sein können oder könnten oder die es 
nach Einschätzung der Bearbeitenden jeweils sind, gesondert zu er-
fassen?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 18 bis 18b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Eine automatisierte Abfrage im Sinne der Fragestellung ist in der BKA-
Fallzahlendatei LAPOS aufgrund fehlender Katalogwerte nicht möglich, das 
Kopftuch stellt kein Erfassungskriterium dar.
Bei der Bewertung einer politisch motivierten Straftat können mehrere The-
menfelder angegeben werden (siehe Antwort zu Frage 12). Der KPMD-PMK 
gewährleistet so die einheitliche und systematische Erhebung der gesamten Da-
ten zur Politisch motivierten Kriminalität im Bundesgebiet. Die Zweckmäßig-
keit dieses Meldedienstes ist stets Gegenstand der Überprüfung durch die poli-
zeilichen Gremien von Bund und Ländern. In diesem Zusammenhang werden 
mögliche Ansätze zur Modifizierung und Weiterentwicklung diskutiert und bei 
Bedarf umgesetzt. So wurde das UTF „Islamfeindlich“ zum 1. Januar 2017 ein-
geführt. Der Bedarf einer automatisierten Auswertung von Straftaten, die auf-
grund des Geschlechts des oder der Betroffenen begangen wurden, ist von den 
polizeilichen Gremien in Bund und Ländern bisher nicht festgestellt worden.
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19. Wie hat sich die Zahl der Angriffe auf muslimische Orte, Vereine, Ge-
betsstätten, Moscheen, Friedhöfe, Versammlungsstätten in Deutschland 
seit 2009 nach Kenntnis der Bundesregierung entwickelt?

Welche Orte wurden nach Angaben der Bundesländer an die Bundes-
regierung in welcher Form wann angegriffen?

Im Rahmen des KPMD-PMK wurde ein Angriffszielkatalog zum 1. Januar 
2019 bundesweit vereinbart. Dieser ist – wie der Themenfeldkatalog – hierar-
chisch aufgebaut und in Oberangriffsziele (OAZ) und Unterangriffsziele (UAZ) 
untergliedert.
Bezogen auf die Fragestellung sind folgende Angriffsziele einschlägig: UAZ 
„Begegnungsstätte/Kulturverein“, OAZ „Friedhof“, UAZ „Moschee“, OAZ 
„Religionsgemeinschaft“, UAZ „Religiöse Einrichtung“, UAZ „Religiöser Re-
präsentant“, UAZ „Religiöses Symbol“ und/oder UAZ „Sonstige Religionsstät-
te“. In Verbindung mit dem Themenfeld „Islamfeindlich“ sowie der Nennung 
eines oder mehrerer der vorgenannten Angriffsziele sind aktuell 184 Fälle in 
der Fallzahlendatei LAPOS für das Jahr 2019 erfasst.
Zur Form der Angriffe liegen der Bundesregierung lediglich Erkenntnisse be-
züglich der in der Fallzahlendatei LAPOS vorhandenen Zähldelikte vor, wo-
nach bei den 184 Fällen folgende Delikte genannt wurden:

Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen § 86 Strafgesetzbuch (StGB) 1x
Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen § 86a StGB 24x
Öffentliche Aufforderung zu Straftaten § 111 StGB 5x
Hausfriedensbruch § 123 StGB 1x
Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straftaten § 126 StGB 8x
Volksverhetzung § 130 StGB 64x
Gewaltdarstellung § 131 StGB 1x
Belohnung und Billigung von Straftaten § 140 StGB 3x
Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Welt-
anschauungsvereinigungen

§ 166 StGB 22x

Störung der Religionsausübung § 167 StGB 1x
Beleidigung § 185 StGB 18x
Körperverletzung § 223 StGB 3x
Gefährliche Körperverletzung § 224 StGB 3x
Nötigung § 240 StGB 1x
Bedrohung § 241 StGB 7x
Diebstahl § 242 StGB 1x
Sachbeschädigung § 303 StGB 15x
Gemeinschädliche Sachbeschädigung § 304 StGB 5x
Verstoß gegen Versammlungsgesetz 1x

Ein Vergleich mit Fallzahlen der Vorjahre ist aufgrund des erst im Jahr 2019 
eingeführten Angriffszielkatalogs nicht möglich. Diese Fallzahlen aus dem lau-
fenden Jahr 2019 haben vorläufigen Charakter und sind durch Nach-/Ände-
rungsmeldungen noch Veränderungen unterworfen.
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20. Von welchen Initiativen gegen Moscheebauten in Deutschland hat die 
Bundesregierung nach Angaben der Bundesländer seit 2010 Kenntnis?

a) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die politische Zu-
sammensetzung der Initiativen gegen Moscheebauten (einschließlich 
Gebäudeerwerbungen), und in welchen Fällen waren organisierte 
extreme Rechte beteiligt?

b) In welchen Fällen wurde die Moschee nach Kenntnis der Bundes-
regierung nicht gebaut, weil gegen das Vorhaben mobilisiert wurde?

Die Fragen 20 bis 20b werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Aktionen oder Initiativen, die sich gegen den Bau von Moscheen richten, wer-
den bei den Sicherheitsbehörden statistisch nicht erfasst, sofern diese Initiati-
ven nicht maßgeblich von Extremisten beeinflusst werden.
Rechtsextremisten nutzen politische Kontroversen, wie sie z. B. beim Bau von 
Moscheen entstehen können, um diese Themen in ihrem Sinn zu instrumentali-
sieren und so gegen Ausländer und Flüchtlinge zu agitieren.
Beispielhaft können hier die folgenden zwei Kundgebungen genannt werden:

Kundgebung am 27. Juni 2018 in Erfurt (TH):
Unter dem Motto „Der Terror ist schon längst im Land – Bausewein reicht ihm 
die Hand. Nein zur Moschee – Ja zu Erfurt“ fand eine von Führungsfiguren der 
rechtsextremistischen Bewegung „Thüringen gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“ (THÜGIDA) angemeldete Kundgebung gegen einen Moschee-
bau in Erfurt statt.

Kundgebung am 2. Juni 2019 in Mönchengladbach (NW):
Diese Kundgebung richtete sich primär gegen Salafisten. An der durch einen 
führenden Rechtsextremisten des Vereins „Mönchengladbach steht auf e.V.“ 
initiierten Demonstration beteiligten sich auch Rechtsextremisten aus anderen 
nordrhein-westfälischen Städten. Dem in sozialen Medien verbreiteten Mobili-
sierungsaufruf zufolge war Ziel der Versammlung die „maximale Provokation“ 
der salafistischen Szene in Mönchengladbach. Mönchengladbach zähle „immer 
noch zu den Hochburgen der Salafisten und damit des radikal-politischen Is-
lams“, was sich unter anderem an der baldigen Fertigstellung der marokkani-
schen Ar-Rahman-Moschee im Mönchengladbacher Stadtteil Rheydt zeige. Ein 
ursprünglich vor der Moschee geplantes Würstchen- und Spanferkelgrillen war 
behördlich untersagt worden.
Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse im Sinne der 
Fragestellung vor.
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21. Wie viele Verfahren gab es nach Angaben der Bundesländer an die 
Bundesregierung seit 2010 wegen Volksverhetzung durch Aussagen oder 
Handlungen, die gegen Menschen gerichtet waren, die als Musliminnen 
oder Muslime wahrgenommen wurden?

a) Um welche Aussagen handelte es sich?

b) Geht die Bundesregierung von einer Intensivierung innerhalb der 
letzten Jahre aus (bitte ggf. darlegen)?

c) Wie viele Verfahrenseinstellungen und wie viele Verurteilungen gab 
es?

Die Fragen 21 bis 21c werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Die insoweit ein-
schlägigen Statistiken der Strafrechtspflege (Staatsanwaltschaften, Strafverfol-
gung und Strafgerichte) erfassen die Daten nicht differenziert nach Opfermerk-
malen.
Allerdings haben Bund und Länder beschlossen, beginnend ab dem Berichts-
jahr 2018 eine Statistik zur Hasskriminalität zu erstellen, die vom Bundesamt 
für Justiz zu einem Bundesergebnis zusammengeführt werden soll. Diese neue 
Statistik wird bezüglich der Hasskriminalität die Anzahl der Ermittlungsverfah-
ren wegen Volksverhetzung und Gewaltdarstellung gemäß §§ 130, 131 StGB 
erheben und dabei auch erfassen, ob es sich um eine islamfeindliche Tat gehan-
delt hat. Auf der Ebene der strafgerichtlichen Verfahrenserledigung werden is-
lamfeindliche Straftaten in dieser Statistik ebenfalls ausgewiesen, es erfolgt je-
doch keine Differenzierung nach dem Delikt, das Gegenstand der Verurteilung 
war. Noch liegen keine Ergebnisse dieser neuen Statistik vor. Mit einer bundes-
weiten Auswertung kann frühestens im April 2020 gerechnet werden.

d) Welche Erfahrungen gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung mit 
der Strafverschärfung aufgrund rassistischer Beweggründe nach § 46 
StGB bei Übergriffen gegen muslimische Menschen?

Beim Tatbestand der Volksverhetzung kommt aufgrund des Doppelverwer-
tungsverbots (§ 46 Absatz 3 StGB) eine zusätzliche strafschärfende Berück-
sichtigung rassistischer Motive in der Regel nicht in Betracht. Soweit sich die 
Frage auf andere Tatbestände bezieht, liegen der Bundesregierung keine Zahlen 
dazu vor, inwiefern die Ergänzung des § 46 StGB etwa die Praxis der Gerichte 
geändert hat, rassistische Beweggründe gegenüber Menschen muslimischen 
Glaubens ausdrücklich in die Urteilsgründe aufzunehmen; zur generellen statis-
tischen Erfassung islamfeindlicher Straftaten wird auf die vorstehende Antwort 
verwiesen.
Im Übrigen wird über Fortbildungen für Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte dafür Sorge getragen, dass diese Fälle von 
Hasskriminalität – auch gegenüber Menschen muslimischen Glaubens – besser 
erkennen und die nunmehr in § 46 StGB explizit genannten rassistischen, frem-
denfeindlichen oder sonstigen menschenverachtenden Beweggründe im gege-
benen Fall auch berücksichtigen. So bietet die Deutsche Richterakademie – ei-
ne von Bund und Ländern gemeinsam getragene, überregionale Fortbildungs-
einrichtung für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte aus ganz Deutschland – regelmäßig Fortbildungsveranstaltungen etwa 
zu den Themen „Justiz und Islam“, „Rechtsradikalismus und Neonazismus“, 
„Politischer Extremismus – Herausforderung für Gesellschaft“ an. Auch die 
Bundesländer bieten zu dem Themenkreis eigene Fortbildungen an. Zudem 
wurden im Rahmen des Projekts „Rassismus und Menschenrechte – Stärkung 
der Strafjustiz“ des Deutschen Instituts für Menschenrechte in Kooperation mit 
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und mit Förderung des Bundeministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schutz Fortbildungsformate und -unterlagen entwickelt. Bei den Unterlagen 
handelt es sich zum einen um einen Reader mit dem Titel „Rassistische Strafta-
ten erkennen und verhandeln – Ein Reader für die Strafjustiz“, zum anderen um 
eine Materialsammlung mit dem Titel „Rassismus und Menschenrechte – Mate-
rialien für die Fortbildung in der Strafjustiz“.

22. Mit welchen migrantischen, muslimischen oder antirassistischen Verbän-
den oder Einzelpersonen steht die Bundesregierung in welchem Rahmen 
zu den Themen Rassismusprävention, Diskriminierung, Bildungsgerech-
tigkeit, Arbeitsbedingungen, Daseinsvorsorge und Migration in Kontakt?

Die Bundesregierung ist an einer Vielzahl von Foren und Gremien beteiligt, die 
dem Konsultationsprozess mit der Zivilgesellschaft dienen, um die Themen 
Migration, Demokratieförderung, Extremismusprävention, Rassismuspräventi-
on, Antidiskriminierung, Bildungsgerechtigkeit, Chancengleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt sowie Daseinsvorsorge weiterzuentwickeln und voranzutreiben. 
Damit folgt sie u. a. den Empfehlungen der NSU-Untersuchungsausschüsse des 
Deutschen Bundestags.
Im Rahmen dieser Konsultationsprozesse bestehen größtenteils regelmäßige 
Kontakte zu bundesweit relevanten u. a. migrantischen, muslimischen und jüdi-
schen Institutionen, Vereinen und Einzelpersonen, die zu den eben genannten 
Themenfeldern arbeiten und aktiv sind. Darüber hinaus werden anlassbezogene 
Fachgespräche und Konsultationsprozesse mit der Zivilgesellschaft durchge-
führt, etwa zur konzeptionellen Weiterentwicklung von Bundesprogrammen in 
den benannten Themenfeldern, an dem ebenfalls relevante Akteure aus den mi-
grantischen Organisationen oder religiösen Gemeinschaften beteiligt sind. 
Schließlich werden eine große Anzahl von migrantischen Organisationen und 
religiösen Gemeinschaften als zivilgesellschaftliche Träger im Rahmen der 
Bundesprogramme zur Demokratieförderung und Extremismusprävention ge-
fördert. Im Rahmen der Förderung bestehen ebenfalls unterschiedliche Formate 
des Austausches mit den jeweiligen Zuwendungsempfängerinnen und Zuwen-
dungsempfängern.
Die konkreten Akteure sind den Webseiten der jeweiligen Foren, Gremien und 
Bundesprogramme zu entnehmen:
• Forum gegen Rassismus (FgR)
• Deutsche Islam Konferenz (DIK)
• Nationaler Aktionsplan Integration (NAP-I)
• Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus (NAP)
• Bericht der Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 9 des ICERD
• Bundesprogramm „Demokratie leben!“
• Bundesprogramm Zusammenhalt durch Teilhabe
• Bündnis für Demokratie und Toleranz (BfDT)
• Programm „Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung“
• Programm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“
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Rechter Terror

23. Geht die Bundesregierung nach dem Massaker in Christchurch von einer
erhöhten Gefahrenlage in Deutschland durch Nachahmer aus?

Informationen, die eine im Zusammenhang mit den Ereignissen in Christchurch 
stehende erhöhte Gefahrenlage in Deutschland begründen würden, liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Dies ändert sich auch nicht nach dem antisemitisch 
motivierten Anschlag in Halle am 9. Oktober 2019, der nach Erkenntnissen der 
Bundesregierung an die Amoktat vom 15. März 2019 in Christchurch angelehnt 
war. Eine abstrakte Gefährdung u. a. durch (selbst-)radikalisierte Einzeltäter 
oder Kleinstgruppen, die sich mitunter auch in der Begehung schwerster Ge-
waltstraftaten realisieren kann, war bereits zuvor Bestandteil der allgemeinen 
Gefährdungslage der Politisch motivierten Kriminalität -rechts-. Gleichwohl ist 
festzuhalten, dass eine entsprechende Aufbereitung solcher Ereignisse in ein-
schlägigen wie auch öffentlichen Medien eine Wirkung auf fremden-/islam-
feindlich motivierte Einzeltäter entfalten kann.

a) Wie schätzt die Bundesregierung die Sicherheitslage von Musliminnen
und Muslimen und islamischen religiösen Einrichtungen in Deutsch-
land und – nach Angaben der Bundesländer – in den einzelnen Bun-
desländern ein?

Musliminnen, Muslime sowie islamische religiöse Einrichtungen in Deutsch-
land sind von politisch motivierten Straftaten betroffen. Im Jahr 2017 haben 
deutsche Sicherheitsbehörden 1.095 islamfeindliche Straftaten registriert. Im 
Jahr 2018 waren es 910. Der ganz überwiegende Anteil (2017: 994; 2018: 840) 
der Taten wird der PMK -rechts- zugeordnet.
Das Thema „Islamfeindlichkeit“ bildet neben dem Thema „Zuwanderung“ ein 
konstantes Aktionsfeld der rechten Szene. Es besteht grundsätzlich auch das 
Risiko, dass Einzeltäter oder Kleinstgruppen aus einer islamfeindlichen Moti-
vation heraus Straftaten zum Nachteil muslimischer Personen und Einrichtun-
gen verüben.

b) Auf welcher Grundlage und auf der Grundlage welcher Abfragen fin-
det die Einschätzung der Bundesregierung statt, und welche Maßnah-
men, Schutzmöglichkeiten oder Angebote folgen daraus?

Die Grundlage für Gefährdungseinschätzungen bilden in erster Linie belastbare 
sicherheitsbehördliche Informationen. Das BKA wertet hierfür als Zentralstelle 
nach § 2 des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG) alle verfügbaren Informatio-
nen aus. Zusätzlich nimmt das BKA am regelmäßigen Informations- und Er-
kenntnisaustausch im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehr-
zentrum (GETZ) teil.
Die aus diesen Erkenntnisquellen erstellten zentralen Gefährdungsbewertungen 
sind Grundlage für die in der Regel für die Gefahrenabwehr zuständigen örtli-
chen Polizeibehörden der Länder. Hier werden unter Berücksichtigung dortiger 
Erkenntnisse und örtlicher Gegebenheiten eigene Gefährdungseinschätzungen 
erstellt, die zugleich Grundlage für dort zu treffende Maßnahmen, Schutzmög-
lichkeiten oder Angebote sind. Die Art der zu treffenden Maßnahmen, Schutz-
möglichkeiten oder Angebote sind abhängig vom konkreten Einzelfall und ent-
ziehen sich insoweit einer pauschalen Beschreibung.
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c) Welche deutschen Behörden beteiligen sich inwiefern an der Untersu-
chung und der Rekonstruktion der rechtsterroristischen Netzwerke um
den Attentäter und um mögliche ideologische Verbindungen zur extre-
men Rechten in Deutschland?

Das BKA steht hinsichtlich des Sachverhaltes „Attentat in Christchurch“ an-
lassbezogen im Informationsaustausch mit der neuseeländischen Polizei. Auch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) und der Bundesnachrichtendienst 
(BND) haben anlassbezogen eng mit den nationalen und internationalen Part-
nern zusammengearbeitet.

d) Wie viele der derzeit 476 mit Haftbefehl gesuchten Neonazis werden
u. a. wegen islamfeindlicher Straftaten gesucht?

Die Fallzahlenerhebung zu den mit offenen Haftbefehlen gesuchten Personen 
erfolgt jeweils zum 28. März und 28. September eines Jahres.
Zum Stichtag 28. März 2019 waren im Phänomenbereich PMK -rechts- 657 
Fahndungen mit dem Ziel der Festnahme zu 497 Personen in den polizeilichen 
Informationssystemen verzeichnet (Stichtag 28. September 2018: 605 Haftbe-
fehle zu 467 Personen).
Eine technische Auswertung der Einzelsachverhalte mit dem Ziel der Feststel-
lung, ob es sich bei den vorliegenden politisch motivierten Delikten um islam-
feindliche Straftaten handelt, findet hierbei nicht statt. Folglich kann keine 
Aussage dazu getroffen werden, wie viele der derzeit 497 mit Haftbefehl ge-
suchten Personen aus dem Phänomenbereich PMK -rechts- wegen islamfeindli-
cher Straftaten gesucht werden.

Diskriminierungsformen

24. Welche Definition von Diskriminierung verwendet die Bundesregierung?

Für die Definition von Diskriminierung sind für die Bundesregierung Artikel 3 
des Grundgesetzes sowie die in § 3 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG) enthaltenen Begriffsbestimmungen der unmittelbaren und mittelba-
ren Benachteiligung, der Belästigung und der sexuellen Belästigung sowie der 
Anweisung zur Benachteiligung maßgeblich. Letztere beruhen auf den Vorga-
ben der EU-Gleichbehandlungsrichtlinien. Darüber hinaus gelten die Bestim-
mungen der Anti-Rassismus-Konvention (ICERD) der Vereinten Nationen.

25. Wie bewertet die Bundesregierung die Erkenntnis der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes, dass Menschen nichtchristlichen Glaubens, wie
z. B. Musliminnen und Muslime, ein höheres Risiko aufweisen, Diskri-
minierungen zu erfahren (Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 14)?

Die Bundesregierung verurteilt auf allen Ebenen jegliche Form von Diskrimi-
nierung auch aufgrund von Religionszugehörigkeit, und ist bestrebt, dass von 
Diskriminierung gefährdete Bevölkerungsgruppen durch den Staat und durch 
zivilgesellschaftliche Organisationen vor Diskriminierung geschützt werden.
Im Rahmen von Rechtsetzungsverfahren und politischen Prozessen setzt sich 
die Bundesregierung dafür ein, eventuelle strukturelle Diskriminierungen zu er-
kennen und abzubauen. Auf europäischer Ebene ist die Bundesrepublik 
Deutschland ebenfalls in Kontrollen eingebunden, z. B. durch die Europäische 
Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI). Die Agentur der Europä-
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ischen Union für Grundrechte (FRA) löste die bis 2007 tätige Europäische Stel-
le zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC) ab. Sie 
erstellt jährliche Berichte, die sich auch mit Rassismus und ethnischer Diskri-
minierung in den Mitgliedstaaten befassen (19.–22. Staatenbericht, S. 3 ff.).

26. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Befra-
gung der EU-MIDIS-II-Studie von 2018, bei der, gefragt nach Diskrimi-
nierung am Arbeitsplatz, beim Zugang zur Arbeit, beim Zugang zu 
Wohnraum und bei Kontakten mit der Schulbehörde als Erziehungsbe-
rechtigte, 17 Prozent der Musliminnen und Muslime angaben, in den 
letzten fünf Jahren aus Gründen der Religion diskriminiert worden zu 
sein?

Aus der EU-MIDIS-II-Studie ergeben sich keine Erkenntnisse mit Blick auf 
Diskriminierungen durch die Agenturen für Arbeit oder die Jobcenter.
Sofern die Arbeitsplatzsuche unter Einschaltung der Arbeitsverwaltung erfolgt, 
besteht ein umfassendes Verbot der Ungleichbehandlung und der Benachteili-
gung, das sich aus der verfassungsrechtlichen Regelung des Artikels 3 Absatz 1 
GG ergibt. Demnach sind alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Der allgemei-
ne Gleichheitssatz des Artikels 3 Absatz 1 GG erfasst dabei auch die Merkmale 
sexuelle Orientierung und Alter. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 GG sind Männer 
und Frauen gleichberechtigt. Ausdrückliche Differenzierungsverbote finden 
sich in Artikel 3 Absatz 3 GG. Danach darf niemand wegen seines Geschlech-
tes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Her-
kunft, seines Glaubens, seiner religiösen und politischen Anschauungen be-
nachteiligt oder bevorzugt werden. Außerdem darf niemand wegen seiner Be-
hinderung benachteiligt werden. Die Grundrechte binden Gesetzgebung, voll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht, Artikel 
1 Absatz 3 GG, sodass die Sozialverwaltung hieran gebunden ist.
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) prüft darüber hinaus bei ihr gemeldete Stel-
lenangebote von Arbeitgebern auf diskriminierende Merkmale.
Soweit die Frage den Teilaspekt der Diskriminierung am Arbeitsplatz betrifft, 
steht den Betroffenen – soweit sie sich ungleich behandelt fühlen – der Rechts-
weg zu den Arbeitsgerichten offen. Sie können Ansprüche auf Entschädigung 
und Schadensersatz (§ 15 AGG) geltend machen. Im Streitfall gilt insbesondere 
die erleichterte Darlegungs- und Beweislastregelung gemäß § 22 AGG.
Soweit die Frage den Teilaspekt der Diskriminierung beim Zugang zu Wohn-
raum betrifft, wird auf die Antwort zu Frage 111 verwiesen.
Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ werden eine Reihe 
von Modellprojekten gefördert, die innovative Ansätze zur Sensibilisierung von 
pädagogischen Fachkräften und Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in der 
Kinder- und Jugendhilfe für die Risiken von und den Umgang mit Diskriminie-
rung entwickeln und erproben. Weiterhin werden Modellprojekte gefördert, die 
zum Ziel haben, Ansätze des Empowerments von Betroffenen von Diskriminie-
rung zu entwickeln und zu erproben. Diese Maßnahmen dienen der Weiterent-
wicklung der pädagogischen Fachpraxis und finden idealerweise Eingang in die 
Regelstrukturen der Bildung sowie der Kinder- und Jugendhilfe.
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27. In welchen Bereichen kommt es nach Kenntnis der Bundesregierung zu 
Diskriminierungen gegen muslimische Menschen (bitte nach Bereichen 
und Geschlecht aufschlüsseln), und welche Schritte unternehmen Bund 
und Länder nach Angaben an die Bundesregierung jeweils zur Präventi-
on und Reaktion darauf?

Soweit die Frage den Teilaspekt der Diskriminierungen am Arbeitsmarkt be-
trifft, wird auf die Antwort zu Frage 26 verwiesen.
Die Bundesregierung nimmt empirische Studien und Umfragen zur Kenntnis, 
denen zufolge Angehörige religiöser Minderheiten wie etwa jüdische und mus-
limische Menschen in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen Diskrimi-
nierungserfahrungen machen. Bei muslimischen Menschen betrifft dies insbe-
sondere den öffentlichen Raum, den Bildungsbereich, den Wohnungsmarkt, den 
Arbeitsmarkt sowie das Gesundheitswesen.
Die Bundesregierung hat eine Reihe unterschiedlicher Programme und Maß-
nahmen initiiert, um Diskriminierung aufgrund von Religionszugehörigkeit 
entgegenzuwirken.
Die Deutsche Islam-Konferenz (DIK) hat sich im Rahmen der zweiten Phase 
(2009 bis 2013) der Situation von Musliminnen und Muslimen auf dem Ar-
beitsmarkt gewidmet. Hierzu wurde innerhalb der DIK die Projektgruppe „Bes-
sere Integration von Musliminnen und Muslimen in den Arbeitsmarkt“ einge-
richtet. Ausfluss der Projektgruppe war u. a. die gleichnamige Broschüre, die 
die Themen Muslime auf dem Arbeitsmarkt, Umgang mit Diversität im Ar-
beitsalltag und Interkulturelle Öffnung des Arbeitsmarktes behandelte (einzuse-
hen unter: www.deutsche-islam-konferenz.de/SharedDocs/Anlagen/DIK/DE/D
ownloads/LenkungsausschussPlenum/dik-broschuere-pg-a-download.pdf?__bl
ob=publicationFile).
Mit der Bereitstellung gezielter Informationen und praktischer Anleitungen im 
Umgang mit Religion im Arbeitsalltag soll die Publikation dazu beitragen, die 
Integration von Musliminnen und Muslimen in den Arbeitsmarkt zu verbes-
sern.
Diskriminierung von muslimischen Menschen kommt dabei in allen gesell-
schaftlichen Bereichen vor, ist keiner spezifischen gesellschaftlichen Schicht 
allein zuzuordnen und somit auch nicht nach Bereich und Geschlecht aufzu-
schlüsseln. Die Sensibilisierung der Öffentlichkeit und der Abbau von Vorbe-
halten und Diskriminierung sind dauerhafte Arbeitsschwerpunkte in der politi-
schen Bildung. Die Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) tritt u. a. mit 
Fortbildungen, Fachtagungen sowie Online- und Printpublikationen diesen For-
men der Diskriminierung entgegen.
Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ werden deutschland-
weit in den Themenfeldern „Islam- und Muslimfeindlichkeit“ sowie „Rassis-
mus und rassistische Diskriminierung“ eine Vielzahl von Projekten gefördert, 
die präventiv-pädagogische Arbeit gegen Angriffe auf Demokratie und Rechts-
taatlichkeit unterstützen.
So werden u. a. über 250 Projekte im Programmbereich A: Bundesweite Förde-
rung lokaler „Partnerschaften für Demokratie“ (PfD), 13 Landes-Demokratie-
zentren und neun Projekte des Programmbereichs C: Förderung der Struktur-
entwicklung zum bundeszentralen Träger gefördert sowie über 50 Projekte im 
Programmbereich D: Förderung von Modellprojekten zu ausgewählten Phäno-
menen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (GMF) und zur Demokratie-
stärkung im ländlichen Raum und sechs Projekte im Programmbereich E: För-
derung von Modellprojekten zur Radikalisierungsprävention (siehe Anlage zu 
Frage 27).
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Darüber hinaus wird die Prävention von Islam- und Muslimfeindlichkeit auch 
in der zweiten Förderperiode des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ ein 
thematischer Schwerpunkt bleiben. Dies erfolgt sowohl durch die Stärkung zi-
vilgesellschaftlicher Strukturen auf kommunaler, regionaler und bundesweiter 
Ebene, als auch durch die Weiterentwicklung der präventiv-pädagogischen 
Fachpraxis im Rahmen von Modellprojekten.
Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung mit dem Vorhaben Respekt 
Coaches bundesweit 300 Schulen im Rahmen der Primärprävention dabei, die 
individuellen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler auszubauen und ihre 
Widerstandskraft gegenüber jeder Form von religiösem Mobbing, Hass und In-
toleranz, die gegen Mitschülerinnen und Mitschüler gerichtet ist, zu stärken. 
Mit dem Programm sollen insgesamt das Klassenklima verbessert und ein toler-
anter Umgang miteinander erreicht werden.
An die Beratung der unabhängigen Antidiskriminierungsstelle des Bundes ha-
ben sich seit Errichtung der Stelle im Jahr 2006 insgesamt 719 Personen ge-
wandt, die sich aufgrund ihrer muslimischen Religion benachteiligt fühlten. Die 
meisten Beschwerden (350 Fälle) entfielen auf den Bereich der Arbeit (Zugang 
zu Beschäftigung, Beschäftigungsverhältnis einschließlich Kündigung). Die 
Beschwerden gingen dabei weit überwiegend von Frauen aus (201 Anfragen 
von weiblichen, 38 von männlichen Ratsuchenden; bei 111 Ratsuchenden liegt 
keine Information zum Geschlecht vor). Am zweithäufigsten betrafen die Be-
schwerden den Zugang zu privaten Dienstleistungen und Gütern, wobei sich 
auch hier Frauen häufiger als Männer an die Antidiskriminierungsstelle wand-
ten (weiblich: 88 Fälle; männlich: 18 Fälle; ohne Geschlechtsangabe: 26 Fälle). 
Auf den Bereich der öffentlichen Bildung entfielen 69 Anfragen (weiblich: 36 
Fälle; männlich: 17 Fälle; 16 Fälle ohne Geschlechtsangabe). In 31 Fällen ging 
es um Vorfälle im Öffentlichen Raum, also z. B. auf der Straße oder öffentli-
chen Plätzen (23 weibliche Ratsuchende; sechs männliche Ratsuchende; zwei 
Fälle ohne Geschlechtsangabe). 19 Personen wandten sich an die Antidiskrimi-
nierungsstelle, weil sie sich im Bereich der öffentlichen Gesundheits- und Sozi-
alleistungen diskriminiert sahen (weiblich: neun Fälle; männlich: drei Fälle; 
sieben Fälle ohne Geschlechtsangabe). Zehn Beschwerden betrafen den Be-
reich Justiz (fünf weibliche, fünf männliche Ratsuchende) und 14 Anfragen ei-
nen sonstigen Verwaltungsbereich (weiblich: sieben Fälle; männlich: fünf Fäl-
le; zwei Fälle ohne Geschlechtsangabe). Weitere Lebensbereiche waren nur 
vereinzelt betroffen. Insgesamt fällt auf, dass Frauen sehr viel häufiger als 
Männer Rat bei der Antidiskriminierungsstelle wegen Diskriminierung auf-
grund der muslimischen Religion suchten: Über alle Anfragen hinweg gingen 
402 Anfragen von Frauen und 105 Anfragen von Männern aus. In den übrigen 
Fällen liegt der Antidiskriminierungsstelle keine Information zum Geschlecht 
der Petentinnen und Petenten vor.
Ein bekannter Fall von Diskriminierung aufgrund muslimischer Religionszuge-
hörigkeit betrifft die Bewerbungsabsage für Frauen, die ein Kopftuch tragen. 
So berichteten in einer Betroffenenbefragung im Rahmen der Studie „Diskrimi-
nierungserfahrungen in Deutschland“, die vom Berliner Institut für empirische 
Integrations- und Migrationsforschung (BIM) erstellt wurde, insbesondere 
muslimische Frauen, die aus religiösen Gründen ein Kopftuch tragen, von als 
diskriminierend empfundenen Alltagserfahrungen, wie z. B. nicht erfolgten 
Einstellungen (vgl. Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 242).
Die Betroffenenbefragung hat zudem gezeigt, dass Diskriminierungserfahrun-
gen aufgrund der muslimischen Religion auch in der Öffentlichkeit (also im öf-
fentlichen Raum, auf der Straße) sowie in öffentlichen Verkehrsmitteln über-
durchschnittlich häufig gemacht werden. Dabei geht es in erster Linie um For-
men der sozialen Herabwürdigung, wie z. B. Beleidigungen, Beschimpfungen 
oder herabwürdigende Darstellungen. Auch hier zeigt sich die Bedeutung des 
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Kopftuchs als äußerlich sichtbares Zeichen der Religionszugehörigkeit: So 
wurden 76 Prozent der verbalen und körperlichen Gewaltdiskriminierungen im 
Bereich Öffentlichkeit und Freizeit aufgrund der muslimischen Religionszuge-
hörigkeit von Frauen berichtet, die regelmäßig ein Kopftuch tragen (vgl. Bun-
destagsdrucksache 18/13060, S. 320).
Zur Verhinderung und Beseitigung von Diskriminierung, insbesondere im Ar-
beitsleben, hat die Antidiskriminierungsstelle des Bundes u. a. 
(Forschungs-)Projekte auf den Weg gebracht, Fachveranstaltungen durchge-
führt und Informations- bzw. Sensibilisierungsmaßnahmen entwickelt. Hier 
sind insbesondere zu nennen:
• Durchführung eines Pilotprojekts zu „Anonymisierten Bewerbungen“ und 

Entwicklung eines Leitfadens zu diesem Thema für Arbeitgeber;
• Beauftragung einer Expertise zum „Umgang mit religiöser Vielfalt am Ar-

beitsplatz“, in der Beispiele guter Praxis aus Unternehmen und Verwaltun-
gen zusammengestellt sind sowie Entwicklung einer Handreichung „Religi-
öse Vielfalt am Arbeitsplatz. Grundlagen und Praxisbeispiele“;

• Veranstaltung des Fachgesprächs „Diskriminierungsrisiken von muslimi-
schen Frauen mit Kopftuch auf dem deutschen Arbeitsmarkt“.

Zudem hat die Antidiskriminierungsstelle des Bundes im Rahmen ihrer Kam-
pagnen wie „Kein Mensch passt in eine Schublade“ oder „#DarüberReden“ 
auch gegen antimuslimischen Rassismus sensibilisiert. Die Kampagnen wurden 
auch in den sozialen Medien beworben.

28. Wie bewertet es die Bundesregierung, dass laut der EU-MIDIS-II-Studie 
im Durchschnitt nur 12 Prozent der Betroffenen eine Diskriminierungs-
vorfall melden, und was unternimmt die Bundesregierung, um die Mel-
deraten von Diskriminierungsfällen zu erhöhen?

Die Bundesregierung nimmt die Ergebnisse der EU-MIDIS-II-Studie der Euro-
päischen Grundrechteagentur, für die über 10.500 muslimische Zuwanderinnen 
und Zuwanderer sowie deren Nachkommen in 15 EU-Mitgliedstaaten zu ihren 
Diskriminierungserfahrungen befragt wurden, zur Kenntnis.
Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ wird der Antidiskri-
minierungsverband Deutschland e. V. (advd) in seiner Entwicklung zum bun-
deszentralen Träger gefördert, dessen zentrale Aufgabe es ist, konkrete Diskri-
minierungsfälle zu dokumentieren und zu analysieren, darauf aufbauend Hand-
lungsstrategien und Präventionsmaßnahmen gegen Diskriminierung zu entwi-
ckeln und Betroffene zu beraten und zu stärken. Weiterhin wird der Träger Mu-
tik gGmbH mit dem Projekt „CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslim-
feindlichkeit“ in seiner Entwicklung zum bundeszentralen Träger gefördert. 
Darüber hinaus werden Modellprojekte gefördert, die neue Ansätze und Strate-
gien entwickeln und erproben, die sich u. a. gezielt dem Empowerment von 
Musliminnen und Muslimen widmen.
Diese und eine Reihe weiterer Maßnahmen zielen u. a. darauf ab, von Diskri-
minierung Betroffene zu beraten und in der Wahrnehmung ihrer Rechte zu stär-
ken.
Nach Einschätzung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sind die beste-
henden Beratungsangebote zur Meldung von Diskriminierungsfällen bei den 
Betroffenen zu wenig bekannt. So gaben in der Betroffenenbefragung im Rah-
men der Studie „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland“ rund 70 Prozent 
der Befragten, die in den vorausgegangenen 24 Monaten Diskriminierungser-
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fahrungen gemacht haben, an, keine Beratungsstellen in ihrer Region zu kennen 
(vgl. Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 346).
Um betroffene Personen darin zu bestärken, Diskriminierungsfälle zu melden, 
ist es wichtig, qualifizierte Beratungsstellen für Betroffene zu schaffen und zu 
fördern. Daher hat die Antidiskriminierungsstelle des Bundes im Rahmen der 
Förderprogramme „Netzwerke gegen Diskriminierung“ (2012 bis 2014) und 
„Beratungsstellen gegen Diskriminierung“ (2015 bis 2017) bundesweit Netz-
werke im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit gefördert, um regionale Bera-
tungsstellen für von Diskriminierung Betroffene zu schaffen.
Auf ihr eigenes Beratungsangebot verweist die Antidiskriminierungsstelle re-
gelmäßig im Rahmen von Kampagnen, Publikationen und Veranstaltungen. So 
hatte die Antidiskriminierungsstelle beispielsweise das Jahr 2016 zum Themen-
jahr gegen Diskriminierung wegen der Religion oder Weltanschauung erklärt. 
Unter dem Motto „Freier Glaube. Freies Denken. Gleiches Recht.“ machte sie 
auf Diskriminierungen wegen der Religion oder Weltanschauung aufmerksam, 
führte Veranstaltungen und Fachgespräche durch und klärte Menschen über ih-
re Rechte auf. Dabei wurde stets auf das Beratungsangebot verwiesen.

29. Welche strafrechtlichen Sanktionsmechanismen oder gesetzlichen und 
administrativen Schutzvorschriften existieren nach Kenntnis der Bundes-
regierung insgesamt in allen Rechtsgebieten (öffentliches Recht, Zivil-
recht, Strafrecht, Antidiskriminierungsrecht, Arbeitsrecht etc.) für Perso-
nen, die von antimuslimisch-rassistischer Diskriminierung betroffen sind 
(bitte darstellen)?

Die allgemeinen strafrechtlichen Vorschriften bieten einen umfangreichen 
Schutz vor rassistischer Diskriminierung, zum Beispiel durch die Straftatbe-
stände der Volksverhetzung (§ 130 StGB), der Körperverletzung (§ 223 StGB), 
der Beleidigung (§ 185 StGB), der Nötigung (§ 240 StGB), der Bedrohung 
(§ 241 StGB) oder der öffentlichen Aufforderung zu Straftaten (§ 111 StGB). 
Soweit danach Merkmale wie ethnische Herkunft, Nationalität oder Religion 
nicht bereits Bestandteil des Tatbestandes selbst sind, sind vom Gericht gemäß 
§ 46 Absatz 2 StGB im Rahmen der Strafzumessung ausdrücklich auch rassisti-
sche, fremdenfeindliche oder sonstige menschenverachtende Beweggründe und 
Ziele des Täters zu berücksichtigen.
Bei Benachteiligungen aus Gründen der Religion oder der ethnischen Herkunft, 
die im Rahmen der Beschäftigung oder im Zivilrechtsverkehr erfolgen, bietet 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) den Betroffenen in vielfälti-
ger Weise Schutz. Ist der Anwendungsbereich des Gesetzes eröffnet, können 
von Benachteiligungen Betroffene je nach Fallgestaltung Maßnahmen zur Be-
seitigung der Benachteiligung, das Unterlassen weiterer Benachteiligungen und 
ggf. auch Schadensersatz oder Schmerzensgeld verlangen, vgl. §§ 15, 19 AGG. 
Bei der Geltendmachung ihrer Ansprüche können die Betroffenen von Antidis-
kriminierungsverbänden unterstützt werden. Diese sind befugt, den Betroffenen 
im gerichtlichen Verfahren beizustehen und diese rechtlich zu beraten und zu 
vertreten, § 23 AGG. Um die Geltendmachung der Ansprüche durch die Be-
troffenen weiter zu erleichtern, sind die Anforderungen an die Beweislast für 
die Kausalität des Diskriminierungsmerkmals für die Benachteiligung herabge-
setzt, § 22 AGG.
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30. Lässt sich aus Sicht der Bundesregierung der steigende Anteil eines anti-
muslimischen Rassismus mit dem Instrument „Hasskriminalität“ des Kri-
terienkatalogs „Politisch motivierte Kriminalität – rechts“ trennscharf ab-
bilden, oder plant die Bundesregierung hier eine Spezifizierung, und wie 
begründet sie ihre Position?

Der zum 1. Januar 2001 eingeführte KPMD-PMK bietet vielfältige Möglich-
keiten einer differenzierten Fallzahlendarstellung der politisch motivierten 
Straftaten. Er ist auf eine mehrdimensionale Fallzahlendarstellung u. a. nach 
Deliktsqualität, Themenfeldern und Phänomenbereichen ausgerichtet.
Die Straftaten werden trennscharf differenziert nach Gesamt- und anteiligen 
Gewaltdelikten sowie Terrorismus (Deliktsqualität). Dadurch erfolgt eine Un-
terscheidung in der Gewichtung der Straftaten. Eine weitere Differenzierung er-
folgt durch die Aufteilung der Gewaltdelikte in festgelegte Deliktsgruppen (Tö-
tungsdelikte, Körperverletzungen, Brandstiftungsdelikte, Sexualdelikte etc.).
Eine weitere Trennschärfe erhält der KPMD-PMK durch den zum 1. Januar 
2019 bundesweit einheitlichen und verbindlichen Angriffszielkatalog.
Die Bundesregierung sieht momentan keinen weiteren Handlungsbedarf.

31. Welche Mehrfachdiskriminierungen existieren nach Kenntnis der 
Bundesregierung gegenüber muslimischen Menschen, beispielsweise 
Frauen oder Menschen mit Behinderung, und welche speziellen Gegen-
maßnahmen unternimmt die Bundesregierung?

Islamfeindlichkeit geht meist mit anderen Diskriminierungsformen einher. 
Muslimische Menschen erleben mehrdimensionale Diskriminierung vor allem 
in Bezug auf ihre Religionszugehörigkeit, ihr Geschlecht und ihre ethnische 
Zugehörigkeit.
Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ verfolgt einen ganzheitlichen An-
satz, bei dem Phänomene auch in ihrer Wechselwirkung zueinander in den 
Blick genommen werden. Insbesondere zur Weiterentwicklung der Fachpraxis 
der Prävention von Islam- und Muslimfeindlichkeit oder der Rassismuspräven-
tion werden Modellprojekte gefördert, die bereits in ihrer Konzeption auch die 
Mehrfachdiskriminierung aufgrund von Geschlecht, ethnischer Zugehörigkeit 
und Religionszugehörigkeit sowie die Verschränkung von mehreren Phänome-
nen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit stärker berücksichtigen.
In den Beratungsanfragen, die die Antidiskriminierungsstelle des Bundes errei-
chen, ist die häufigste Mehrfachdiskriminierung im Bereich von Religion und 
Geschlecht bzw. von Religion und ethnischer Herkunft. Die Benachteiligung 
muslimischer Menschen betrifft häufig – insbesondere im Bereich des Arbeits-
marktes – Frauen, die aus ihrer religiösen Überzeugung ein Kopftuch tragen. 
Des Weiteren wird häufig die muslimische Religionszugehörigkeit in den Au-
gen der benachteiligenden Personen mit einer ausländischen Herkunft wie z. B. 
aus der Türkei oder einem arabischen Land verbunden.
Letzterer Befund zeigt sich auch in den Ergebnissen der Betroffenenbefragung 
im Rahmen der Studie „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland“, die im 
Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes erstellt wurde. Darin wurde 
in gut der Hälfte (52 Prozent) der geschilderten Diskriminierungserfahrungen, 
die aufgrund der Religionszugehörigkeit oder Weltanschauung gemacht wur-
den, angegeben, dass gleichzeitig auch rassistische Gründe ausschlaggebend für 
die Benachteiligung waren (vgl. Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 226).
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Antidiskriminierungsgesetze

32. Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung gegen Entscheidungen auf
Rechtsgrundlage des § 8 des Partizipations- und Integrationsgesetzes für
Baden-Württemberg (PartInG BW) (Freistellung bei religiösen Feierta-
gen) geklagt, und wenn ja, mit welchem Ergebnis?

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse über Klagen auf Grundlage des 
§ 8 des Partizipations- und Integrationsgesetzes für Baden-Württemberg
(PartInG BW) vor.

33. Aus welchen Gründen wird nach Angaben der Länder an die Bundes-
regierung auf entsprechende Integrations-, Partizipations- und Landesan-
tidiskriminierungsgesetze verzichtet (bitte nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

34. Welche Evaluationen der Gesetze gibt es, und zu welchen Schlüssen
kommen sie (bitte nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Die Fragen 33 und 34 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

35. Welche nationalstaatlichen Antidiskriminierungsgesetze existieren nach
Kenntnis der Bundesregierung in den EU-Mitgliedstaaten seit wann (bit-
te nach Staaten aufschlüsseln)?

Bezüglich der nationalstaatlichen Antidiskriminierungsgesetze in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union verweist die Bundesregierung auf die Länder-
berichte der „European Commission against Racism and Intolerance“ (ECRI), 
abrufbar unter www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-i
ntolerance/country-monitoring. Die ECRI ist eine durch den Europarat einge-
setzte unabhängige Kommission zur Bekämpfung von Rassismus, Diskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Intoleranz.

36. Welche öffentliche finanzielle Förderung erhalten die behördlichen und
zivilgesellschaftlichen Beratungs- und Fachstellen nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland?

Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ werden im Pro-
grammbereich B 16 Landes-Demokratiezentren gefördert.
Die „Bildungsstätte Anne Frank e. V. – Zentrum für politische Bildung und Be-
ratung Hessen“ erhielt von 2018 bis 2019 im Rahmen einer Projektförderung 
der Bundeszentrale für politische Bildung eine Zuwendung für das Projekt 
„Das ist Alltag. Multiplikatorenschulung für einen konstruktiven Umgang mit 
alltäglichen Formen von Diskriminierung“.
Im Rahmen der Projektförderung (Zuwendung) durch das Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ werden verbandsinterne Beratungsangebote zu 
den Themenfeldern Demokratiestärkung, Teilhabe und Extremismusprävention 
konzipiert und umgesetzt.
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37. Welche unabhängigen Stellen (Beratungsstellen, Fachstellen, Netzwerke 
u. Ä.) gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung in den jeweiligen Bun-
desländern (bitte nach Spezialisierung und Angeboten für Betroffene und 
nach Möglichkeit kategorisierten Fallzahlen aufschlüsseln)?

Neben der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, den Landesantidiskriminie-
rungsstellen in sieben Bundesländern, den bundesweit ca. 14 kommunalen An-
tidiskriminierungsstellen sowie dem Netz an Beauftragten auf Bundes-, 
Landes- und Kommunalebene gibt es eine sehr heterogene Landschaft an unab-
hängigen Beratungsstellen und Netzwerken für Betroffene von Diskriminie-
rung.
In der Beratungsstellensuche der Antidiskriminierungsstelle des Bundes für Be-
troffene von Diskriminierung (www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Bera
tung/Beratung_Moeglichkeiten/Beratungsstellensuche/Beratungsstellensuche_n
ode .h tml ) sind bundesweit aktuell 201 unabhängige, d. h. nichtstaatliche 
Beratungs- und Anlaufstellen sowie Netzwerke verzeichnet (Stand: August 
2019). Diese Auflistung ist nicht vollständig und abschließend, da der Eintrag 
der Stellen freiwillig ist, Stellen z. T. mehrere Niederlassungen in verschiede-
nen Standorten haben und auch einige Opferberatungen und Mobile Beratungs-
teams verzeichnet sind (aber nicht die aller Bundesländer). Von den 201 nicht-
staatlichen Stellen geben 57 an, spezialisierte Beratung im Diskriminierungsfall 
anzubieten, d. h. Beratung und Intervention im Diskriminierungsfall durch Ein-
zelfallberatung. Die übrigen Stellen bieten zwar keine spezialisierte Antidiskri-
minierungsberatung, aber eine niedrigschwellige Einstiegsunterstützung für Be-
troffene im Diskriminierungsfall, zum Beispiel durch Erst- und Verweisbera-
tung.
Die nachfolgende Aufschlüsselung nach Bundesländern berücksichtigt aus-
schließlich diese 57 spezialisierten Antidiskriminierungsberatungsstellen. Von 
diesen arbeiten 27 Stellen horizontal, d. h. sie bieten Beratung im Diskriminie-
rungsfall zu allen im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geschütz-
ten Merkmalen an, 17 Stellen beraten schwerpunktmäßig zu Diskriminierung 
aus rassistischen Gründen und/oder zu Diskriminierung aufgrund der Religion 
oder Weltanschauung, die restlichen 13 Stellen sind auf andere Merkmale spe-
zialisiert.

Bundesland Gesamtzahl speziali-
sierte AD-
Beratungsstellen

davon
horizontal (d. h. zu 
allen AGG-
Merkmalen) beraten-
de Stellen

ausschließlich Beratung zu 
rassistischer Diskriminie-
rung und/oder Diskriminie-
rung aufgrund Religion/ 
Weltanschauung

Baden-Württemberg 6 6 -
Bayern 1 1 -
Berlin 17 10 2
Brandenburg 1 - 1
Bremen - - -
Hamburg 2 1 -
Hessen 4 2 2
Mecklenburg-
Vorpommern

1 - -

Niedersachsen 1 1 -
Nordrhein-Westfalen 13 1 8
Rheinland-Pfalz 2 1 1
Saarland 1 1 -
Sachsen 3 2 -
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Bundesland Gesamtzahl speziali-
sierte AD-
Beratungsstellen

davon
horizontal (d. h. zu 
allen AGG-
Merkmalen) beraten-
de Stellen

ausschließlich Beratung zu 
rassistischer Diskriminie-
rung und/oder Diskriminie-
rung aufgrund Religion/ 
Weltanschauung

Sachsen-Anhalt 3 - 2
Schleswig-Holstein 2 1 1
Thüringen - - -
Gesamt 57 27 17

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat jedoch keine umfassende 
Kenntnis dazu, in welchen Bundesländern, welche Stellen oder Netzwerke mit 
welchen Arbeitsschwerpunkten speziell zu antimuslimischem Rassismus arbei-
ten. Auch eine Übersicht der Fallzahlen der genannten Beratungsstellen liegt 
der Antidiskriminierungsstelle nicht vor.

38. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ein Monitoring, eine Doku-
mentation und eine Auswertung der bearbeiteten Fälle (bitte beschrei-
ben)?

Eine übergreifende Dokumentation der von Beratungsstellen, Fachstellen und 
Netzwerken bearbeiteten Fälle existiert nach Kenntnis der Bundesregierung 
nicht. Die unabhängige Antidiskriminierungsstelle verfolgt aber das Ziel, ge-
meinsam mit anderen Beratungsstellen nach Wegen zu suchen, wie die Doku-
mentation von Beschwerde- und Beratungsdaten durch staatliche und nicht-
staatliche Stellen systematisiert und soweit möglich standardisiert werden kann.
Um dennoch ein umfassendes Bild der bei Beratungsstellen eingehenden An-
fragen zu Diskriminierungsfällen zu liefern, wurde für den Dritten Gemeinsa-
men Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des 
Deutschen Bundestages eine Umfrage zum Fallaufkommen und den Erfahrun-
gen aus der Arbeit von staatlichen und nichtstaatlichen Antidiskriminierungs-
beratungsstellen durchgeführt. An der Befragung haben sich insgesamt 45 Stel-
len im gesamten Bundesgebiet beteiligt (Bundestagsdrucksache 18/13060, 
S. 49 ff.).

39. Welche Forderungen der Antidiskriminierungsstellen und Beiräte, wie 
beispielsweise die richtlinienkonforme Anpassung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) an den verkündungsnahen Bereich, 
wurden seit 2006 wie durch Gesetzentwürfe erfolgreich aufgegriffen?

Das AGG wurde seit seinem Inkrafttreten am 14. August 2006 vier Mal geän-
dert:
• Mit dem Gesetz zur Änderung des Betriebsrentengesetzes und anderer Ge-

setze vom 2. Dezember 2006 wurden Änderungen in den §§ 10 und 20 
AGG vorgenommen, die die Zulässigkeit einer unterschiedlichen Behand-
lung aufgrund eines Benachteiligungsgrundes regeln.

• Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts vom 12. De-
zember 2007 wurden die in § 23 AGG geregelten Befugnisse der Antidis-
kriminierungsverbände zur Unterstützung der von Benachteiligungen Be-
troffenen erweitert.
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• Mit dem Dienstrechtsneuordnungsgesetz vom 5. Februar 2009 wurde hin-
sichtlich der Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes eine Anpassung an beamtenrechtliche Vorgaben vorgenommen.

• Mit dem SEPA-Begleitgesetz vom 3. April 2013 wurden Änderungen in den 
§§ 20 und 33 AGG vorgenommen, die aufgrund der Entscheidung des 
EuGH vom 1. März 2011 (C-236/09) erforderlich wurden, mit der das Ge-
richt Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. De-
zember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen für ungültig erklärt hat.

40. Beabsichtigt die Bundesregierung die Vorlage eines Gesetzentwurfs zur 
Novellierung des AGG, bei der z. B. weitere geschützte Merkmale auf-
genommen, gesetzliche Fristen geändert, ein Verbandsklagerecht ge-
schaffen und ein Beratungsangebot verankert werden sollen, ggf. bis 
wann, und wenn nicht, warum nicht?

Es finden derzeit ressortübergreifende Gespräche dazu statt, wie im Rahmen ei-
ner Weiterentwicklung des AGG die Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
durch die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen durch Private, die Dienst-
leistungen für die Allgemeinheit erbringen, verbessert werden kann. Dabei liegt 
der Schwerpunkt zunächst auf dem Gesundheitssektor.
Weitere Änderungen des AGG sind derzeit nicht geplant.

41. Welche Aufklärungskampagnen gegen die rassistische Diskriminierung 
von Musliminnen und Muslimen hat die Bundesregierung wo und wie 
umgesetzt?

Die Deutsche Islam Konferenz (DIK) hat sich bereits in ihrer zweiten Phase 
(2009 bis 2013) dem Thema Islam- und Muslimfeindlichkeit und der Präventi-
onsarbeit mit Jugendlichen angenommen. Ein Ergebnis der DIK war die Beauf-
tragung der Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) mit der Erstellung der 
Wanderausstellung „Was glaubst du denn?! Muslime in Deutschland“. Ziel-
gruppe der Ausstellung sind Schüler ab der Sekundarstufe I.
Die Wanderausstellung zeigt die vielfältigen Facetten des Alltags von Musli-
men in Deutschland. Religiosität ist dabei nur einer von vielen Aspekten. Viel-
mehr geht es um individuelle Lebensgestaltung und gesellschaftliches Zusam-
menleben.
Die Ausstellung soll Anlass zu Reflexion, Gespräch und Auseinandersetzung 
sein und damit einen Beitrag dazu leisten, Vorurteile gegenüber Muslimen ab-
zubauen und die eigenen Positionen kritisch zu reflektieren.
Die Ausstellung tourt seit ihrem ersten Auftritt in Berlin-Neukölln im Juni 
2013 bundesweit an Schulen unterschiedlicher Schulformen in Deutschland 
und war bisher an über 50 Orten in ganz Deutschland zu sehen. Der aktuelle 
Standort der Ausstellung kann dem Tourenkalender entnommen werden (www.
wasglaubstdudenn.de/ausstellung/142230/tourenkalender).
Darüber hinaus klärt die BpB in ihren Angeboten laufend für breite Zielgrup-
pen über den Islam, die Vielfalt der Religion auf, um so Diskriminierungen ent-
gegenzuwirken. Beispielhaft zu nennen sind unter anderem die Reihe „Be-
griffswelten Islam“ sowie die „Begegnen-Reihe“, die sich konkret auch mit 
Muslimfeindlichkeit auseinandersetzt (www.bpb.de/mediathek/202424/muslim
feindlichkeit-begegnen).
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Darüber hinaus wird im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ der Träger Mu-
tik gGmbH mit dem Projekt „CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslim-
feindlichkeit“ in seiner Entwicklung zum bundeszentralen Träger gefördert. Im 
Rahmen dieser Förderung wurde jährlich eine Online-Kampagne zum „Tag ge-
gen antimuslimischen Rassismus“ am 1. Juli durchgeführt. Im Jahr 2019 wurde 
zusätzlich vom 24. Juni bis 1. Juli die Aktionswoche gegen antimuslimischen 
Rassismus mit unterschiedlichen Veranstaltungsformaten durchgeführt. 
Schließlich wurde eine eigene Webseite für den Tag gegen antimuslimischen 
Rassismus eingerichtet, auf der Hintergrundinformationen und Materialien über 
Islam- und Muslimfeindlichkeit zur Verfügung stehen und über die bundeswei-
ten Veranstaltungen und Aktionen informiert wird.

42. Wird im Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus (NAP) die Über-
schneidung von Diskriminierungen von Musliminnen und Muslimen bei-
spielsweise mit Diskriminierung aufgrund des Geschlechts berücksich-
tigt, und wenn ja, wie?

Im Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus (NAP) wird unter Kapitel 3.1.6 
darauf hingewiesen, dass „Menschen […] nicht nur aufgrund ihrer tatsächli-
chen oder zugeschriebenen Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe diskri-
miniert [werden], sondern […] sich verschiedenen Formen gruppenbezogener 
Diskriminierung ausgesetzt [sehen]“ (S. 12). Es wird weiter festgehalten: 
„Mehrfachdiskriminierung wird als Intersektionalität definiert, bei der die ver-
schiedenen Diskriminierungsformen miteinander in Bezug gesetzt werden müs-
sen. Die Ausprägungen und Auswirkungen von Diskriminierungserfahrungen 
können je nach Diskriminierungsmerkmal ganz unterschiedlich sein. […] 
Durch die Verbindung von Geschlecht und weiteren Merkmalen, die die Le-
benssituation von Frauen prägen (Intersektionalität), werden diese zu einer be-
sonders verletzlichen Gruppe. Dies gilt insbesondere, wenn sexistische und ras-
sistische Diskriminierung zusammentreffen. So ist eine Frau, die aus religiösen 
Gründen ein Kopftuch trägt, als Muslimin zu erkennen und daher leichter von 
islamfeindlich motivierter Diskriminierung in der Öffentlichkeit oder am Ar-
beitsplatz betroffen. Auch Rassismus, der im Zusammenhang mit Migration 
und Flucht verstärkt auftritt, kann Frauen oder LSBTI besonders stark treffen. 
Es ist daher sinnvoll, die Auswirkungen von rassistischer und sexistischer Dis-
kriminierung beispielsweise von Frauen und LSBTI intersektional zu betrach-
ten, um effiziente Maßnahmen der Antidiskriminierung und gesellschaftlichen 
Teilhabe zu ergreifen.“ (S. 12 f.)
Zusätzlich wird im NAP darauf hingewiesen, dass die Antidiskriminierungs-
stelle (ADS) Forschung zu Diskriminierungserfahrungen und Diskriminie-
rungsschutz durchführen und unterstützen wird, die auch die Themenbereiche 
der Mehrfachdiskriminierung und der Intersektionalität in den Blick nehmen 
(NAP 2017, S. 47).

43. Welche Modellprojekte wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in 
deutschen Kommunen – wie im NAR erwähnt – konkret zum Thema Is-
lam und Muslimfeindlichkeit mit welchen Ergebnissen wie umgesetzt?

Im NAP von 2017 werden 14 Modellprojekte (MP) erwähnt, die aus dem Pro-
grammbereich D stammten und umfasste MP, die laut ihrer Interessenbekun-
dung das Themenfeld Islam- und Muslimfeindlichkeit ausgewiesen haben. Seit 
2018 wurden bei Anfragen zusätzlich die MP ausgewiesen, welche per Selbst-
zuschreibung unterschiedliche Themenfelder bearbeiten. Zudem sind im Jahr 
2017 neue Förderbereiche hinzugekommen. Dies führt zu der neuen Anzahl an 
ausgewiesenen Projekten im Anhang. In der vorliegenden Auflistung sind nun 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 29 – Drucksache 19/17069



alle MP aufgelistet, die sich mit Islam- und Muslimfeindlichkeit befassen/
befasst haben.
Die in der Auflistung aufgeführten Gesamtfördersummen berücksichtigen je-
weils die Jahre 2015 bis 2018.

44. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des UN-Ausschusses für die
Beseitigung rassistischer Diskriminierung (Committee on the Eliminati-
on of Racial Discrimination, CERD) zur Beschwerdeführung des Türki-
schen Bundes in Berlin-Brandenburg gegen Thilo Sarrazin, dass die Mei-
nungsfreiheit eine religiös konnotierte, rassistische Hassrede nicht nach
Artikel 4 ICERD rechtfertigen kann, und was hat der Bund und was ha-
ben nach eigenen Angaben gegenüber der Bundesregierung die Länder
getan, um die Urteilsbegründung wie gefordert zu verbreiten und die da-
raus abgeleiteten Bildungsmaßnahmen in Schule und Hochschule umzu-
setzen?

Am 26. Februar 2013 hat der UN-Ausschuss zur Beseitigung der Rassendis-
kriminierung (CERD-Ausschuss) in dem Individualbeschwerdeverfahren 
Nr. 48/2010 des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg e. V. gegen die 
Bundesrepublik Deutschland die Ansicht vertreten, dass es gegen das Internati-
onale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
(ICERD) verstoßen habe, dass Thilo Sarrazin für Äußerungen, die er in einem 
Zeitungsinterview über arabisch- bzw. türkischstämmige Menschen tätigte, 
nicht bestraft worden sei. Eine argumentative Auseinandersetzung mit dem 
Grund- und Menschenrecht der Meinungsfreiheit bzw. eine Abwägung aller be-
troffenen Rechte erfolgt in der Entscheidung allerdings nicht.
Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, dass wirksame Reaktionen auf 
rassistische Hassreden geboten sind. Bei der rechtlichen Bewertung von Äuße-
rungen ist jedoch zu berücksichtigen, dass auch die Meinungsfreiheit eines der 
zentralen Menschenrechte darstellt. Zur Wahrung einer demokratischen Debat-
tenkultur ist es elementar, eine Balance zwischen den widerstreitenden Interes-
sen herzustellen, das heißt zwischen dem Recht auf freie Meinungsäußerung ei-
nerseits und dem Recht Einzelner und der Gesellschaft vor verletzenden Ein-
griffen andererseits. Außerdem sollte das Strafrecht als schärfstes Schwert 
staatlicher Sanktionsformen generell „ultima ratio“ bleiben.
Zur Verbreitung der Entscheidung hat die Bundesregierung diese übersetzt und 
allen Landesjustizverwaltungen zur Weitergabe an die Gerichte und Staatsan-
waltschaften übermittelt. Über die Verbreitung der Urteilsbegründung durch die 
Länder hat die Bundesregierung keine Kenntnis.

Islam- und Muslimfeindlichkeit im Internet

45. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über das Ausmaß von Hass-
reden im Internet gegen Menschen, die als Musliminnen oder Muslime
wahrgenommen werden?

Im Rahmen des Internet-Monitorings im Phänomenbereich Rechtsextremismus 
stellen die Sicherheitsbehörden immer wieder Hasskommentare fest, deren In-
halte als rassistisch, sexistisch, antisemitisch, antimuslimisch, homophob oder 
gar gewaltverherrlichend einzustufen sind.
Die nachfolgenden Daten sind auf den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis 
31. Dezember 2018 beschränkt, da sowohl das UTF „Islamfeindlich“ (bezogen
auf die Tatzeit) als auch das Themenfeld (für 2017) bzw. Tatmittel (ab 2018)
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„Hasspostings“ erst zum 1. Januar 2017 bundesweit in den KPMD-PMK einge-
führt wurden.
Die Zahlen für das erste Halbjahr 2019 werden ebenfalls aufgeführt (mit Abfra-
gedatum: 13. August 2019). Diese Fallzahlen haben allerdings vorläufigen Cha-
rakter und sind durch Nach-/Änderungsmeldungen noch Veränderungen unter-
worfen.
• Tatzeit 2017:

Oberthemenfeld „Hasspostings“ i. V. m. Unterthemenfeld „Islamfeindlich“:
217 Fälle, davon 152 Volksverhetzungen.

• Tatzeit 2018:
Tatmittel „Hasspostings“ i. V. m. Unterthemenfeld „Islamfeindlich“:
129 Fälle, davon 95 Volksverhetzungen.

• Tatzeit erstes Halbjahr 2019:
Tatmittel „Hasspostings“ i. V. m. Unterthemenfeld „Islamfeindlich“:
58 Fälle, davon 44 Volksverhetzungen.

Im Übrigen nimmt die Bundesregierung den aktuellen Forschungsstand zum 
Gegenstand der Frage stetig zur Kenntnis und fördert entsprechende Projekte 
politischer Bildung und Kompetenzzentren. So fördert etwa die Bundesregie-
rung die Arbeit von jugendschutz.net, dem gemeinsamen Kompetenzzentrum 
von Bund und Ländern für den Schutz von Kindern und Jugendlichen im Inter-
net im Bereich des politischen Extremismus.
Die Website jugendschutz.net erfasst im Rahmen seines Monitorings zum The-
ma Rechtsextremismus auch spezifische Formen gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit im Netz, wie etwa Islamfeindlichkeit, Antisemitismus und Antizi-
ganismus. In regelmäßigen Abständen erstellt jugendschutz.net Analysen mit 
thematischen Schwerpunkten über die Qualität und das Ausmaß der Hassrede 
im Netz. Bereits im Jahr 2014 thematisierte jugendschutz.net die „Massive Ver-
unglimpfung von Muslimen im Netz“ (www.hass-im-netz.info/fileadmin/user_
upload/hass_im_netz/documents/RE_Muslimenfeindschaft_2014.pdf). Zuletzt 
erschien im Jahr 2016 der Beitrag „Verunglimpfung von Muslimen im Netz“ 
(www.hass-im-netz.info/themen/detail/artikel/verunglimpfung-von-muslimen-i
m-netz/). Demnach sind abwertende und diffamierende Äußerungen gegen 
Muslime seit Jahren, auch international, ein wachsendes Phänomen im Netz.
Grundsätzlich kann jedes Internet-Posting im Zusammenhang mit Muslimen, 
Islam oder Geflüchtete eine Flut von muslimfeindlichen Kommentaren zur Fol-
ge haben, die neben Beleidigungen oft auch Aufrufe zur Gewalt beinhalten.

46. Von welchen deutschsprachigen Websites, Imageboards, Plattformen, 
Kanälen, Blogs, Foren und Social-Media-Accounts, die Hassreden über 
muslimische Menschen und antimuslimischen Rassismus im Internet 
verbreiten, hat die Bundesregierung Kenntnis (bitte die jeweiligen Web-
sites, Kanäle und Domains mit Sitz und Reichweite aufschlüsseln)?

Im Rahmen der Zentralstellenaufgaben des Bundeskriminalamts (BKA) wird 
ein systematisches Internetmonitoring auf offen zugänglichen Internetseiten, 
Blogs und Social-Media-Seiten zu Themen durchgeführt, die Bezug zur Poli-
tisch motivierten Kriminalität -rechts- aufweisen. Insofern wird auch auf die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. 
auf Bundestagsdrucksache 19/11908 verwiesen.
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Das Monitoring richtet sich nach tagesaktuellen Schwerpunkten unter Berück-
sichtigung kriminalpolizeilicher und gefahrenabwehrrechtlicher Belange. Eine 
Kategorisierung nach Kriterien im Sinne der Fragestellung erfolgt nicht. Eine 
Gesamtaufstellung im Sinne der Fragestellung liegt der Bundesregierung daher 
nicht vor.

a) Welche dieser Websites und Blogs werden von Organisationen betrie-
ben, die als gemeinnützig anerkannt sind?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

b) Welchen dieser Organisationen wurde die Gemeinnützigkeit seit 2010 
aberkannt?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

c) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Finanzierung 
dieser Websites, Plattformen, Kanäle, Foren und Blogs und die Trans-
parenz der Finanzierungsquellen?

Einige Websites, die etwa durch das BKA im Rahmen des Monitorings betrach-
tet werden, sind augenscheinlich werbe- und spendenfinanziert. Überwiegend 
sind die finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten transparent dargestellt. In-
halte, die über große Social-Media-Provider angeboten werden, sind in der Re-
gel kostenfrei.

47. Wie viele Fälle von islam- und muslimfeindlichen Hassreden im Internet 
und in den sozialen Medien wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
bei den Landesmedienanstalten gemeldet (bitte nach Jahren aufschlüs-
seln)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 
Auch die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) führt keine Statistik hie-
rüber. Es wird auf die jeweils zuständigen Landesmedienanstalten verwiesen.

48. Was haben Bund, Länder und Landesmedienanstalten nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Hinblick auf islamfeindliche, rassistische Websites 
unternommen, und wie wird der Erfolg eventuell getroffener Maßnah-
men bewertet?

Islamfeindliche, rassistische Websites können von der Bundesprüfstelle für ju-
gendgefährdende Medien (BPjM) in die Liste der jugendgefährdenden Medien 
aufgenommen werden (Indizierung), wenn sie Tatbestände der Jugendgefähr-
dung gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2 des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) erfüllen. 
Allein wegen seines politischen, sozialen, religiösen oder weltanschaulichen In-
halts darf ein Medium nicht in die Liste der jugendgefährdenden Medien aufge-
nommen werden.
Tatbestände der Jugendgefährdung können im genannten Themenbereich u. a. 
das Anreizen zum Rassenhass, das Anreizen zu Gewalttätigkeit und der in der 
Spruchpraxis entwickelte Tatbestand der Diskriminierung von Menschen-
gruppen sein. Auch Tatbestände der schweren Jugendgefährdung nach § 15 Ab-
satz 1 JuSchG, insbesondere in Verbindung mit § des 130 Strafgesetzbuches 
(StGB), können erfüllt sein.
Die BPjM kann ein Indizierungsverfahren nur auf Antrag bzw. Anregung einer 
hierzu nach § 21 Absatz 2 oder § 21 Absatz 4 JuSchG berechtigten Stelle ein-
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leiten. Rechtsfolge der Listenaufnahme von Telemedien ist die absolute bzw. 
relative Unzulässigkeit des jeweiligen Angebotes nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 11 bzw. § 4 Absatz 2 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
(JMStV). Es obliegt den Landesmedienanstalten bzw. ihres gemeinsamen Or-
gans, der Kommission für Jugendmedienschutz (KJM), gegen unzulässige An-
gebote geeignete Maßnahmen nach dem JMStV zu ergreifen. Über die Wirk-
samkeit der auf Länderebene getroffenen Maßnahmen hat die Bundesregierung 
keine detaillierten Kenntnisse.
Indizierte Telemedienangebote, die von Anbietern mit Firmensitz im Ausland 
bereitgestellt werden, werden zusätzlich in das „BPjM-Modul“ aufgenommen. 
Das BPjM-Modul ist eine durch die BPjM aufbereitete Datei zur Verhinderung 
des Zugangs zu in § 24 Absatz 5 JuSchG benannten Telemedien, die sich in ge-
eignete Programme integrieren lässt (Blacklist). Die BPjM stellt das BPjM-
Modul in Kooperation mit der Freiwilligen Selbstkontrolle Multimedia-
Diensteanbieter e.V. (FSM) Herstellern geeigneter Programme zur Verfügung. 
Auch die unter dem Dach der FSM zusammengeschlossenen Suchmaschinen-
anbieter haben im Rahmen einer Selbstverpflichtung vereinbart, indizierte In-
ternetseiten nicht mehr anzuzeigen.
Darüber hinaus fördert die Bundesregierung – wie bereits aufgeführt – die Ar-
beit von jugendschutz.net, dem gemeinsamen Kompetenzzentrum von Bund 
und Ländern für den Schutz von Kindern und Jugendlichen im Internet im Be-
reich des politischen Extremismus. Die Stelle recherchiert Gefahren und Risi-
ken in jugendaffinen Diensten und drängt Anbieter und Betreiber, ihre Angebo-
te so zu gestalten, dass Kinder und Jugendliche sie unbeschwert nutzen können. 
Sie nimmt über ihre Hotline Hinweise auf Verstöße gegen den Jugendmedien-
schutz entgegen und sorgt über die oben beschriebenen Mechanismen, dass die-
se schnell beseitigt werden. Im Fokus der Arbeit stehen neben riskanten Kon-
takten, Selbstgefährdungen und sexueller Ausbeutung von Kindern auch der 
politische Extremismus, der im Hinblick auf islamfeindliche Inhalte relevant 
ist.
Um die Analysefähigkeit im Phänomenbereich der PMK -rechts- zu stärken 
und den Verfolgungsdruck auf Straftäter zu erhöhen, hat außerdem das BKA im 
Jahr 2012 in Kooperation mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz und dem 
Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD) die Koordinierte 
Internetauswertung -rechts- eingerichtet. Insofern wird auch auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf 
Bundestagsdrucksache 19/11908 verwiesen.
Im BKA wurden im Auftrag des Generalbundesanwalts in den vergangenen 
Jahren erfolgreich Ermittlungsverfahren gegen die Betreiber von rechtsradika-
len Websites mit islamfeindlichen Inhalten bzw. gegen die dahinterstehenden 
Gruppierungen geführt.
Zudem initiiert das BKA seit 2016 regelmäßig (bis dato einmal jährlich) einen 
„Aktionstag gegen Hasspostings“, an dem sich eine Vielzahl der Bundesländer 
in Form der Durchführung operativer Maßnahmen gegen mehrere Beschuldigte 
beteiligen.
Diese Maßnahmen sind eine gute Basis, auf der die Bundesregierung aufbauen 
will. Ein erfolgreiches Handeln der Strafverfolgungsbehörden gegen islam-
feindliche oder rassistische Websites ist an viele Bedingungen geknüpft. So 
stellt beispielsweise die Identifizierung der Verantwortlichen von Websites eine 
große Herausforderung dar. Die Initiierung der Entfernung von islamfeindli-
chen oder rassistischen Inhalten aus dem Internet gestaltet sich bei im Ausland 
ansässigen Online Service Providern (OSP) regelmäßig schwierig. So erfolgt 
die Löschung von terroristischer Propaganda und Videos sowie entsprechender 
Posts durch ausländische Provider wie Facebook, Twitter etc. hauptsächlich auf 
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Basis der Community-Richtlinien des jeweiligen Unternehmens und im Ergeb-
nis heterogen.
Zum einen richten sich die Kriterien hierbei nach den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen der jeweiligen Provider, die insbesondere gewalttätige Darstellun-
gen untersagen. Zum anderen wurden durch die ausländischen Provider eigene 
Maßnahmen ergriffen, um gegen den Missbrauch ihrer sozialen Plattform durch 
terroristische Propaganda vorzugehen. Eine Verpflichtung zur Löschung besteht 
aktuell nicht. Diesbezüglich besteht jedoch eine Gesetzesinitiative der EU-
Kommission, um Provider u. a. zur Löschung terroristischer Internetinhalte ge-
setzlich zu verpflichten (Entwurf der EU-Kommission für eine Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte zu sog. Entfer-
nungsanordnungen – removal orders). Zudem finden sowohl auf nationaler 
Ebene als auch im Rahmen des EU Internet Forums regelmäßig Gespräche mit 
Online-Service-Providern statt, um die Bedeutung der Löschung terroristischer 
Propaganda zu unterstreichen und die Löschquoten der Provider zu erhöhen.
Darüber hinaus verpflichtet das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) vom 
1. September 2017 (BGBl. I S. 3352) die großen sozialen Netzwerke mit mehr 
als zwei Millionen registrierten Nutzern in Deutschland, effektive Beschwer-
desysteme gegen rechtswidrige Inhalte vorzuhalten. Nach § 1 Absatz 3 NetzDG 
gehören zu den rechtswidrigen Inhalten auch solche, die die Straftatbestände 
der Volksverhetzung (§ 130 des Strafgesetzbuchs – StGB) sowie der Beschimp-
fung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereini-
gungen (§ 166 StGB) erfüllen. Die Beschwerdeverfahren der sozialen Netzwer-
ke müssen gewährleisten, dass rechtswidrige Inhalte von Nutzern gemeldet 
werden können und innerhalb bestimmter Fristen gelöscht oder gesperrt werden 
(§ 3 NetzDG). Verstöße gegen die Vorschriften des NetzDG kann das Bundes-
amt für Justiz (BfJ) mit einem Bußgeld in Höhe von bis zu Fünfzig Millionen 
Euro ahnden (§ 4 NetzDG).
Im Zuge der Umsetzung des Maßnahmenpakets der Bundesregierung zur Be-
kämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität im Internet (Kabi-
nettbeschluss vom 30. Oktober 2019) soll im NetzDG eine Meldepflicht für 
Anbieter von sozialen Netzwerken von relevanten Inhalten ans Bundeskrimi-
nalamt als Zentralstelle vorgesehen werden (vgl. Artikel 6 § 3a des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminali-
tät). Die Meldepflicht soll den inkriminierten Inhalt und die zur Rückverfol-
gung des Uploads erforderlichen Daten enthalten.
Durch eine Reform des Kinder- und Jugendmedienschutzes sollen der Schutz 
von Kindern und Jugendlichen vor gefährdenden Inhalten – insbesondere bei 
der Nutzung digitaler Medien – gewährleistet und Interaktionsrisiken einge-
dämmt werden. Zudem soll für eine wirkungsvolle Durchsetzung des Kinder- 
und Jugendmedienschutzes auch gegenüber nicht in Deutschland ansässigen 
Anbietern gesorgt werden. Ein der Umsetzung dieser im Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode niedergelegten Ziele 
dienender Gesetzentwurf wird derzeit innerhalb der Bundesregierung abge-
stimmt.

Antimuslimischer Rassismus in Schulen, Hochschulen und Ausbildung

49. Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung zur Diskriminierung
muslimischer Jugendlicher und junger Erwachsener in der Schule, Aus-
bildung oder während des Studiums vor?

Die meisten Beratungsanfragen, die die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
aus dem Bereich der Bildungseinrichtungen wie Kindertagesstätten, Schulen 
und Universitäten erreichen, betrafen Verbote, während des Unterrichts in 
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Schule oder Universität ein Kopftuch zu tragen. In vielen Fällen wurde außer-
dem von Mobbing, rassistischen oder sonstigen herabwürdigenden Äußerungen 
berichtet, die ausdrücklich oder vermutet die Religion zum Anlass hatten. Auch 
Benachteiligungen in der Leistungsbewertung oder die Ablehnung einer An-
meldung für einen Platz in der Kindertagesstätte oder der Schule aufgrund der 
muslimischen Religion wurden vermutet.
In der Betroffenenumfrage im Rahmen der Studie „Diskriminierungserfahrun-
gen in Deutschland“ im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle konnten insge-
samt 1.655 Fälle von Diskriminierungserfahrungen im Bildungsbereich ausge-
wertet werden, wobei der Schwerpunkt auf Diskriminierungserfahrungen in der 
Schule und Hochschule lag (vgl. Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 300 ff.). 
In der Schule waren im Vergleich zu anderen geschützten Merkmalen Diskrimi-
nierungserfahrungen anhand der Religion, die wiederum insbesondere anhand 
der Zugehörigkeit zum Islam erfolgten, überrepräsentiert. Die Diskriminie-
rungserfahrungen im Bildungsbereich reichten dabei von der Verweigerung ei-
nes Kitaplatzes für kopftuchtragende Mütter, über die schlechtere Leistungsbe-
wertung von Schülerinnen und Schülern sowie Studierenden aufgrund der Zu-
schreibung einer islamischen Religionszugehörigkeit bis hin zu Mobbing auf-
grund der Religion in der Schule und Hochschule.

a) Decken sich die Erkenntnisse mit der Studie zu ungleichen Bildungs-
chancen des Sachverständigenrats deutscher Stiftungen für Integration 
und Migration (2019) oder widersprechen sie ihr?

b) Kommt es zu vergleichbaren antimuslimischen Diskriminierungen, 
wie sie in Großbritannien beispielsweise im Runnymede School Re-
port (Alexander, Weekes-Bernard, Arday 2015) dargelegt werden, 
durch Lehrkräfte oder unter Schülerinnen und Schülern?

Im Übrigen nimmt die Bundesregierung wissenschaftliche Studien zur Kennt-
nis. Eine öffentliche Bewertung wird nicht vorgenommen.

50. Wie will die Bundesregierung der systematischen Diskriminierung von 
Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund entgegenwirken, 
die die Expertise im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
aus dem Jahr 2013 aufzeigt?

51. Wie bewertet die Bundesregierung die nichtrepräsentative Erfahrung der 
Berliner Anlaufstelle Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS), dass 
rassistische Diskriminierung, anknüpfend an Herkunft und oder Religion, 
83 Prozent der Fälle darstellt, dass die Mehrheit der gemeldeten Fälle ei-
ne Diskriminierung durch das Schulpersonal darstellt und dass muslimi-
sche sowie als muslimisch wahrgenommene Schülerinnen und Schüler 
und Eltern ein besonders hohes Risiko haben, an Schulen Diskriminie-
rungserfahrungen zu machen (ADAS, Policy Brief, Juni 2018)?

52. Wie bewertet die Bundesregierung und wie bewerten nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Bundesländer das Ergebnis der Studie EU-MIDIS II 
(S. 40), dass 15 Prozent der von Musliminnen und Muslimen gemeldeten 
Diskriminierungsvorfälle gegenüber muslimischen Erziehungsberechtig-
ten von den Schulbehörden ausgingen?

53. Wie Schlussfolgerungen und Konsequenzen ziehen Bund und nach 
Kenntnis der Bundesregierung die Bundesländer aus dem von den Be-
troffenen in der Studie geäußerten Problem, dass die Meldung einer Dis-
kriminierung wirkungslos sei oder möglicherweise negative Folgen hät-
te, was 42 Prozent der Befragten, die als Erziehungsberechtigte eine Dis-
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kriminierung durch die Schulbehörden erlebten, für ihre Kinder befürch-
ten?

54. Welche europarechtlichen Vorgaben gibt es nach Kenntnis der Bundes-
regierung gegen die Diskriminierung von Schülerinnen und Schülern so-
wie Studierenden aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit, und in welchen 
Bundesländern wurden diese inwiefern in die Schul- und Hochschulge-
setze eingearbeitet (bitte nach Bundesländern aufschlüsseln)?

55. Was unternimmt die Bundesregierung gegen die Diskriminierung von 
Schülerinnen und Schülern sowie Studierenden aufgrund ihrer muslimi-
schen Religionszugehörigkeit, wie schätzt sie die Wirkung dieser Gegen-
maßnahmen ein, und welche weiteren Initiativen plant sie?

56. Auf welchen Ebenen stimmt sich die Bundesregierung mit welchen Mi-
nisterien der Bundesländer hierzu wie oft und mit welchen Ergebnissen 
ab?

Die Fragen 50 bis 56 werden im Zusammenhang beantwortet.
Die Zuständigkeit für das Schul- und Hochschulwesen liegt nach der föderalen 
Ordnung des Grundgesetzes bei den Ländern. Daher liegen der Bundesregie-
rung keine Kenntnisse zu den angefragten Sachverhalten vor und sie nimmt zu 
ihnen nicht Stellung.

57. In welchen Bundesländern gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung 
Antidiskriminierungsbeauftragte für allgemeinbildende Schulen, Berufs-
schulen und Hochschulen?

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es für allgemeinbildende Schulen und 
Berufsschulen bisher nur im Bundesland Berlin eine offizielle Antidiskriminie-
rungsbeauftragte, die bei der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie angesiedelt ist.
Nach Kenntnis der Bundesregierung haben verschiedene Hochschulen in den 
letzten Jahren Antidiskriminierungsbeauftragte benannt. Diese fungieren in un-
terschiedlichen Funktionen als Beschwerdestelle, Ombudsperson, Beratungs-
stelle oder Koordinierungsstelle für Aktivitäten zur Prävention von Diskrimi-
nierung an Hochschulen. Eine übergreifende Liste aller Antidiskriminierungs-
beauftragten an Hochschulen liegt der Bundesregierung nicht vor. Beispielhaft 
können folgende Hochschulen genannt werden:
• Hochschule Düsseldorf;
• Hochschule Greifswald;
• Hochschule für Landschaftliche Entwicklung Eberswalde;
• Technische Hochschule Köln;
• Technische Universität Berlin.

58. Welche Länderregelungen existieren nach Kenntnis der Bundesregierung 
im Hinblick auf die Berücksichtigung religiöser und weltanschaulicher 
Feiertage und Praktiken bei Leistungsabnahmen wie Prüfungen oder 
Sportfesten (bitte nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Auf die Antwort zu den Fragen 50 bis 56 wird verwiesen.
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59. Welche unabhängigen Beschwerdestellen gibt es nach Kenntnis der 
Bundesregierung bundesweit (bitte nach Bundesländern, Spezialisierun-
gen, Angeboten und – wenn möglich – Fallzahlen aufschlüsseln)?

Bisher gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung keine unabhängige Be-
schwerdestelle bei Diskriminierung im Bildungsbereich (Schule, Berufsschule, 
Hochschule), die unabhängig Beschwerden von Betroffenen aufnehmen, dazu 
ermitteln und Vorschläge für verbindliche Maßnahmen und Sanktionen machen 
können. Erste Vorschläge für die Ausgestaltung hat die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft – Landesverband Berlin – 2016 vorgelegt. Die Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes fordert ebenfalls die Einrichtung unabhängiger 
Beschwerdestellen im schulischen Bereich.
Für den schulischen Bereich (allgemeinbildende Schulen, Berufsschulen) gibt 
es aber vereinzelt spezialisierte Antidiskriminierungsberatungsstellen, die nur 
zur Diskriminierung in der Schule (bzw. im frühkindlichen Bereich) beraten. 
Diese bearbeiten sowohl Fälle zu Diskriminierungserfahrungen aufgrund anti-
muslimischen Rassismus als auch zu anderen Diskriminierungsmerkmalen. 
Nach Kenntnis der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sind diese Stellen:
• Beratungsstelle KiDs – Kinder vor Diskriminierung schützen!
• Anlaufstelle Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS);
• Anlaufstelle für Opfer und Fragen sexuellen Missbrauchs und Diskriminie-

rung in Schulen und Tageseinrichtungen für Kinder.
Darüber hinaus bestehen allgemeine Antidiskriminierungsberatungsstellen, an 
die sich Betroffene von antimuslimischem Rassismus wenden können (siehe 
Antwort zu Frage 37).
An Hochschulen gibt es verstärkt Beschwerdestellen nach § 13 des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), die allen Hochschulangehörigen – 
auch Studierenden – offenstehen. Diese sind zwar neutral, aber nicht unabhän-
gig. Darüber hinaus haben sich auch an Hochschulen spezialisierte Antidiskri-
minierungsberatungsstellen etabliert, die auch Personen, die von antimuslimi-
schem Rassismus an Hochschulen betroffen sind, beraten. Bekannt sind der 
Bundesregierung folgende spezialisierte Antidiskriminierungsberatungsstellen 
an Hochschulen:
• Georg-August-Universität Göttingen, Antidiskriminierungsberatung für 

Studierende;
• Technische Hochschule Mittelhessen, Beratungsstelle für Studierende bei 

Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft und der Religion oder 
Weltanschauung;

• Universität Bremen, Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt;
• Humboldt-Universität zu Berlin, Antidiskriminierungsberatung;
• Goethe-Universität Frankfurt am Main, Antidiskriminierungsstelle;
• Hochschule Fulda, Antidiskriminierungsstelle;
• Philipps-Universität Marburg, Antidiskriminierungsstelle für Studierende;
• Universität Duisburg-Essen, Zentrale Ombudsstelle für Studierende;
• Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Antidiskriminierungsberatung;
• Universität Lübeck, Konfliktberatung und Antidiskriminierungsstelle 

(KoBAS).
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60. Plant die Bundesregierung eine Studie zur Verbreitung von antimuslimi-
schem Rassismus, Islam- und Muslimfeindschaft an Schulen bzw. zum
Vorhandensein und zu den Auswirkungen von Diskriminierungsformen
von Schülerinnen und Schülern durch Lehrkräfte aufgrund von antimus-
limischem Rassismus (bitte begründen)?

Nein, eine entsprechende Studie ist nicht geplant. Auf die Antwort zu den Fra-
gen 50 bis 56 wird verwiesen.

Bundeswehr

61. An welche Stellen können sich Muslime und Musliminnen in der Bun-
deswehr in Bezug auf Fragen ihrer Religionsausübung wenden (bitte
nach Geschlecht aufgeschlüsselt darstellen)?

Soldatinnen und Soldaten können sich bei Fragen ihrer Religionsausübung an 
ihre Militärseelsorgerinnen und Militärseelsorger oder an die Zentrale An-
sprechstelle für Soldatinnen und Soldaten anderer Glaubensrichtungen am 
Zentrum Innere Führung wenden. Letztere vermittelt bei Bedarf auch an zivile 
Seelsorgerinnen und Seelsorger.

62. Von wie vielen Personen, die seit 2016 in rechtsextreme Vorfälle in der
Bundeswehr involviert waren, hat die Bundesregierung Kenntnis, und
welche Rolle spielte nach Einschätzung der Bundesregierung antimusli-
mischer Rassismus in der Ideologie dieser Personen oder im Zusammen-
hang mit den jeweiligen Vorfällen, in welche die Personen verwickelt
waren?

Vom 1. Januar 2016 bis zum Stichtag 17. Juli 2019 wurden im Meldewesen In-
nere und Soziale Lage der Bundeswehr 553 beschuldigte Personen in 473 Mel-
dungen auf rechtsextreme Verdachtsfälle gemeldet. In 15 Meldungen wurde an-
timuslimischer Rassismus ganz oder teilweise als Motiv für die Anschuldigun-
gen genannt.
Der Militärische Abschirmschirmdienst hat seit 2016 im annähernd vierstelli-
gen Bereich rechtsextremistische Verdachtsfälle mit unterschiedlichen Ergeb-
nissen bearbeitet.
Eine antiislamische bzw. antimuslimische innere Haltung/ Gesinnung ist dem 
Phänomenbereich Rechtsextremismus stets inhärent gewesen und hat sich mit 
der seit 2015 gestiegenen Zuwanderung und in der Ablehnung derselben so-
wohl verstärkt als auch zum „gemeinsamen Nenner“ des ansonsten heterogenen 
rechtsextremistischen Milieus entwickelt.

63. Wie viele Fälle der Diskriminierung von Musliminnen und Muslimen im
Alltag bei der Bundeswehr gab es nach Kenntnis der Bundesregierung
seit 2017, vgl. den Jahresbericht 2018 des Wehrbeauftragten auf Bundes-
tagsdrucksache 19/7200 (bitte nach Einheit, Art der Diskriminierung und
Geschlecht der betroffenen Person aufschlüsseln), und welche Maßnah-
men ergreift die Bundesregierung dagegen?

Es liegen im Meldewesen Innere und Soziale Lage der Bundeswehr drei Mel-
dungen seit 2017 (Stichtag: 17. Juli 2019) vor, in denen Bundeswehrangehörige 
muslimischen Glaubens diskriminiert wurden:
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1. ABC-Abwehrbataillon 7; Diskriminierung mit Bild-/Schriftdatei per Mobil-
telefon; männlich; der Beschuldigte war Reservedienstleistender. Die Wehr-
übung wurde beendet und der Reservedienstleistende wurde aus dem Beorde-
rungsverhältnis entfernt.
2. Feldjägerregiment 3; abfällige Äußerungen gegenüber einem muslimisch 
gläubigen Soldaten; männlich; gegen den Beschuldigten wurde ein gerichtli-
ches Disziplinarverfahren eingeleitet. Ein Ergebnis steht noch aus.
3. Ausbildungsunterstützungskompanie 212; abwertende Äußerungen gegen-
über muslimisch gläubigen Soldaten; männlich; gegen den Beschuldigten wur-
de eine Disziplinarbuße von 1.000 Euro verhängt. Am 22. Mai 2019 wurde der 
Beschuldigte nach § 55 Absatz 5 des Soldatengesetzes aus der Bundeswehr 
vorzeitig entlassen.

64. Plant die Bundesregierung die Einrichtung einer muslimischen Militär-
seelsorge, und wann soll dies ggf. umgesetzt werden?

a) Welches Konzept liegt der entsprechenden Ankündigung der Bun-
desverteidigungsministerin Dr. Ursula von der Leyen zugrunde?

Die Fragen 64 und 64a werden zusammen beantwortet.
Die Bundesregierung beabsichtigt das Einrichten einer jüdischen Militärseel-
sorge. Die Frage, wie für die muslimischen Soldatinnen und Soldaten der Bun-
deswehr ein spezielles seelsorgerliches Betreuungsangebot aufgebaut werden 
kann, ist derzeit Gegenstand umfangreicher juristischer und organisatorischer 
Prüfungen. Da die Muslime in Deutschland durch keinen übergreifenden, den 
überwiegenden Teil der muslimischen Bevölkerungsgruppe repräsentierenden 
Dachverband vertreten werden, steht der Bundesregierung, anders als mit der 
römisch-katholischen und der evangelischen Kirche sowie mit dem Zentralrat 
der Juden in Deutschland, ein zentraler Vertragspartner für die Regelung der 
muslimischen Militärseelsorge nicht zur Verfügung.

b) Ist insbesondere eine Gleichstellung der geplanten Seelsorge für Bun-
deswehrangehörige muslimischen und jüdischen Glaubens mit denen 
christlichen Glaubens vorgesehen, und wo sind ggf. Abweichungen 
vorgesehen?

Die Rechte und Pflichten der Militärseelsorger in der Bundeswehr sind grund-
sätzlich unabhängig von der jeweiligen konfessionellen Zugehörigkeit.

c) Wie bewertet die Bundesregierung den gemeinsamen Vorschlag musli-
mischer Verbände für einen Ansprechpartner im Beirat Innere Füh-
rung?

Der Beirat für Fragen der Inneren Führung ist ein persönliches Beratungsgre-
mium der Bundesministerin der Verteidigung zu grundsätzlichen Angelegen-
heiten und in Einzelfragen. Über seine Zusammensetzung entscheidet die Bun-
desministerin der Verteidigung.

d) Wie bewertet die Bundesregierung die Forderung der Fragesteller nach 
der Ersetzung der Militärseelsorge in der jetzigen Form durch einen 
Vertrag, der die unabhängige religiöse und weltanschauliche Betreu-
ung von Soldatinnen und Soldaten durch alle Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften ermöglicht?

Seit mehr als 60 Jahren ist die Militärseelsorge eine gemeinsame Angelegenheit 
von Staat und Kirche. Sie ist „Kirche unter Soldaten“. In ihrem geistigen Auf-
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trag sind die Militärseelsorgerinnen und Militärseelsorger von staatlichen Wei-
sungen unabhängig. Als eine Form der Fürsorge des Dienstherrn ist die Militär-
seelsorge gleichzeitig Ausdruck des mündigen Staatsbürgers in Uniform, des-
sen Religionsfreiheit in der Bundeswehr garantiert wird. Mit den Militärseel-
sorgerinnen und Militärseelsorgern haben die Streitkräfte zudem Beraterinnen 
und Berater in ethischen und lebenskundlichen Fragen. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, an der bewährten Partnerschaft mit den Kirchen, die beide Seiten 
gleichermaßen verpflichtet und dabei die jeweilige Autonomie wahrt, festzu-
halten sowie die bestehende Kooperation in der Militärseelsorge um eine jüdi-
sche Militärseelsorge zu ergänzen.

Polizei

65. Wie viele Polizeieinsätze gab es nach Kenntnis der Bundesregierung seit
dem Jahr 2014 in Moscheen, Moscheevereinen und islamischen Gemein-
den (bitte aufschlüsseln nach Ort und Datum)?

a) Wie viele und welche dieser Einsätze wurden durch welche Kräfte
von Bundesbehörden in welchem Umfang unterstützt?

b) Wie viele dieser Polizeieinsätze dienten nach Kenntnis der Bundes-
regierung der polizeilichen Gefahrenabwehr (bitte nach Ort, Datum,
ggf. Art und Umfang ergriffener Maßnahmen wie Personalienfest-
stellungen, Beschlagnahmen, Platzverweise, Ingewahrsamnahmen,
Vollstreckungen von Haftbefehlen etc. aufschlüsseln)?

c) Wie viele der Einsätze standen im Zusammenhang mit strafrechtli-
chen Ermittlungen (bitte wie unter Buchstabe a aufschlüsseln)?

d) Wie viele der Einsätze dienten der Durchsetzung von Vereins- und
Betätigungsverboten?

e) Auf welcher Grundlagen von welchen konkreten Verdachtsmomen-
ten kam es jeweils zu Einsätzen in muslimischen Gemeinden?

f) Wie wurden diese abgeschlossen (Einstellungen u. Ä.)?

Die Fragen 65 bis 65f werden gemeinsam beantwortet.
Seitens der Bundesbehörden werden keine bundesländer- bzw. behördenüber-
greifenden Statistiken über Polizeieinsätze in Moscheen, Moscheevereinen und 
islamischen Gemeinden geführt, so dass hierzu keine Aussagen getroffen wer-
den können.

66. Wie viele Vereinsverbote wurden von Bund und Ländern gegenüber wel-
chen muslimischen Vereinen seit dem Jahr 2010 nach Kenntnis der
Bundesregierung mit welchen Begründungen ausgesprochen, wurden
diese gerichtlich bestätigt oder aufgehoben, und in welchen Fällen wur-
den die Vereinsverbote vom Bundesverwaltungs- oder vom Bundesver-
fassungsgericht u. a. auf eine eventuelle Verletzung der Religionsfreiheit
überprüft?

Aus Sicht der Bundesregierung wird die Fragestellung dahingehend interpre-
tiert, dass „muslimische Vereine“ hier „islamistische“ und „ausländerextremis-
tische“ Vereinigungen meint.
Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird zur Beantwortung der Fragestellung 
im Sinne der hiesigen Interpretation, insbesondere hinsichtlich der angefragten 
Überprüfungen von Vereinsverboten durch das Bundesverwaltungsgericht oder 
Bundesverfassungsgericht, die nachstehende Übersicht herangezogen:
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Islamismus – Bund:

Lfd. 
Nr.

Name des Vereins a) Datum der 
Verbotsverfü-
gung
b) Fundstelle der 
Veröffentlichung 
der Verbotsver-
fügung
c) Bekanntma-
chung

Verbotsgründe
Verst. gegen die
a) verfassungsm. 
Ordnung
b) Völkerverstän-
digung
c) Strafgesetze
d) öff. Sicherheit 
und Ordnung
e) sonst. erhebl. 
Belange der BRD
f) Ersatzorganisa-
tion

Gericht a) Datum
b) Az.
c) Fundstelle 
der Entschei-
dung

Entscheidung

1 Internationale Hu-
manitäre Hilfsor-
ganisation e.V.

a) 23.06.2010
c) BAnz Nr. 101 
v.13.07.2010

b) BVerwG a) 27.06.2011
b) 6 VR 4.10
a) 18.04.2012
b) 6 A 2.10

Aufhebung des
Sofortvollzugs

Abweisung der 
Klage

2 Millatu Ibrahim a) 25.05.2012
b) BAnz vom 
14.06.2012

a) und b) keine Rechtsmittel; 
Unanfechtbarkeit 
der Verbotsverfü-
gung, BAnz vom 
03.08.2012

3 DawaFFM a) 25.02.2013
b) BAnz AT vom 
13.03.2013 B 2

a) und b) BVerwG a) 18.11.2013
b) 6VR 1.13
a) 14.05.2014
b) 6A 3.13

Antrag (§ 80 Abs. 5 
VwGO) abgelehnt

Abweisung der 
Klage

4 Internationaler Ju-
gendverein Dar al 
Schabab e.V.

a) 25.02.2013
b) BAnz AT vom 
13.03.2013 B 2

a) und b) BVerwG a) 13.11.2013
b) 6VR 1.13
a) 14.05.2014
b) 6A 3.13

Antrag (§ 80 Abs. 5 
VwGO) abgelehnt

Abweisung der 
Klage

5 DawaTeam
Islamische Audios 
(DawaTeam 
LiesFfm)

a) 25.02.2013
b) BAnz AT vom 
13.03.2013 B 3

a) und b) keine Rechtsmittel; 
Unanfechtbarkeit 
der Verbotsverfü-
gung, BAnz AT 
vom 07.06.2013
B 4

6 an-Nussrah a) 25.02.2013
c) BAnz AT vom 
13.03.2013 B 1

a) und b) keine Rechtsmittel; 
Unanfechtbarkeit 
der Verbotsverfü-
gung, BAnz AT 
vom 07.06.2013
B 3
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Lfd. 
Nr.

Name des Vereins a) Datum der 
Verbotsverfü-
gung
b) Fundstelle der 
Veröffentlichung 
der Verbotsver-
fügung
c) Bekanntma-
chung

Verbotsgründe
Verst. gegen die
a) verfassungsm. 
Ordnung
b) Völkerverstän-
digung
c) Strafgesetze
d) öff. Sicherheit 
und Ordnung
e) sonst. erhebl. 
Belange der BRD
f) Ersatzorganisa-
tion

Gericht a) Datum
b) Az.
c) Fundstelle 
der Entschei-
dung

Entscheidung

7 Waisenkinderpro-
jekt Libanon e.V. 
(umbenannt in 
„Farben für
Waisenkinder e.V.)

a) 02.04.2014
c) BAnz AT 
08.04.2014 B 1

b) BVerwG a) 08.07.2014
b) BVerwG 
6VR 1.14
c) -
a) 16.11.2015
b) BVerwG 
6A 5.14
c) BAnz AT 
30.11.2015 
B1

Aufhebung der 
Vollziehbarkeit

Abweisung der 
Klage

8 Islamischer Staat 
alias Islamischer 
Staat im Irak alias 
Islamischer Staat 
im Irak und in 
Großsyrien

a) 12.09.2014
c) BAnz AT 
12092014B1

a) und c) keine Rechtsmittel; 
unanfechtbar seit 
31.10.2014, BAnZ 
AT 12112014 B4

9 Tauhid Germany 
alias Tauhid 
Deutschland alias 
Team Tauhid
Media

a) 26.02.2015
b) BAnz AT 
26.03.2015 B1

Ersatzorganisation 
einer verbotenen 
Vereinigung

keine Rechtsmittel; 
Unanfechtbarkeit 
der Verbotsverfü-
gung, BAnz AT 
12.05.2015

10 Die wahre Religi-
on (DWR) alias 
LIES! Lies Stif-
tung, Stiftung Lies

a) 25.10.2016
b) BAnz AT 
15.11.2016 B1

a) und b) BVerwG a) 04.05.2017
b) BVerwG 1 
VR 6.16
c) -
a) -
b) BVerwG 1 
A13.16
c) –

Abweisung des An-
trags auf vorläufi-
gen Rechtsschutz
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Islamismus – Länder:

lfd. 
Nr.

Name des 
Vereins

a) Verbotsbe-
hörde
b) Datum der 
Verbotsverfü-
gung
c) Fundstelle 
der Veröffentli-
chung der Ver-
botsverfügung

Verbotsgründe:
Verstöße gegen
a) verfassungsm. 
Ordnung
b) Völkerverständi-
gung
c) Strafgesetze
d) öff. Sicherheit 
und Ordnung
e) sonst. erhebliche 
Belange der BRD
f) Ersatzorganisation

Gericht a) Datum
b) Az.
c) Fundstelle 
der Entschei-
dung

Entscheidung

1 Taiba, 
Arab.-
Deutsch. 
Kulturver-
ein e.V.

a) Behörde f. 
Inneres HH
b) 28.05.2010

a) und b) OVG 
Hamburg

a) 18.11.2016
b) OVG 4E 
7/10

Rücknahme der Klage 
mit Datum vom 18. No-
vember 2016; das Ver-
fahren wurde entspre-
chend § 92 Absatz 3 
VwGO eingestellt.

2 Kultur & 
Familien 
Verein e.V. 
(KuF)

a) Sen f. Inn. 
HB
b) 21.11.2014
c) BAnz AT 
01.04.2015 B11

a) und b)

3 Islamisches 
Bildungs- 
und Kultur-
zentrum 
Mesdschid 
Sahabe e.V.

a) IM BW
b) 11.12.2015
c) GABl. v. 
31.05.2017

a) bis e) VGH 
Mann-
heim

a) 
07.04.2017
b) 1 S 
220/17; 1 S 
221/17
c) -

Vergleich

4 Islamischer 
Förderver-
ein Bremen 
e.V.

a) Sen f. Inn. 
HB
b) 02.02.2016

f) OVG Bre-
men

steht aus

5 Fussilet 33 
e.V.

a) SenInn Ber-
lin
b) 08.02.2017
c) BAnz AT 
28.02.2017 B1

§ 14 Abs. 2 Nr. 3, 
Nr. 4 und Nr. 5 Ver-
einsG

6 Almadinah 
Islamischer 
Kulturver-
ein e.V.

a) IM Hessen
b) 16.03.2017

a) und b)

7 DIK Hil-
desheim

a) IM Nds.
b) 07.03.2017
c) BAnz AT 
23.03.2017 B8

a) bis c) Nicht beklagt; bestands-
kräftig seit dem 
19.04.2017

Es wurden demzufolge in den letzten zehn Jahren insgesamt 17 Vereinigungen 
im Bereich des „islamistischen Terrorismus“, davon zehn durch die Verbotsbe-
hörde des Bundes, sieben durch Verbotsbehörden der Länder, verboten.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 43 – Drucksache 19/17069



Ausländerextremismus Bund:

Lfd. 
Nr.

Name des 
Vereins

a) Datum der 
Verbotsverfü-
gung
b) Fundstelle der 
Veröffentlichung 
der Verbotsver-
fügung
c) Bekanntma-
chung

Verbotsgründe
Verst. gegen die
a) verfassungsm. 
Ordnung
b) Völkerverständi-
gung
c) Strafgesetze
d) öff. Sicherheit und 
Ordnung
e) sonst. erhebl.
Belange der BRD
f) Ersatzorganisation

Gericht a) Datum
b) Az.
c) Fundstelle 
der Entschei-
dung

Entscheidung

1 Yürüyüs a) 10.04.2015
b) BAnz AT 
06.05.2015 B1

c) BVerwG a) -
b) BVerwG 
1A14.15
c) -

Aufhebung der Verbots-
verfügung durch BMI 
am 12.01.2016

Ausländerextremismus Länder:

lfd. 
Nr.

Name des 
Vereins

a) Verbotsbe-
hörde
b) Datum der 
Verbotsverfü-
gung
c) Fundstelle 
der Veröffentli-
chung der Ver-
botsverfügung

Verbotsgründe:
Verstöße gegen
a) verfassungsm. 
Ordnung
b) Völkerverstän-
digung
c) Strafgesetze
d) öff. Sicherheit 
und Ordnung
e) sonst. erhebli-
che Belange der 
BRD
f) Ersatzorganisa-
tion

Gericht a) Datum
b) Az.
c) Fundstelle 
der Entschei-
dung

Gegenstand der
Entscheidung

1 Kultur- und 
Bildungs-
zentrum In-
golstadt e.V.

a) BayStMI
b) 17.09.2013
c) BAnz AT 
22.10.2013 B1

f) BayVG
H

a) 27.01.2016
b) 4 A 
13.2447
c) BeckRS 
2016, 41754

Abweisung der Klage;
Nichtzulassung der
Revision

Es wurden demzufolge in den letzten zehn Jahren insgesamt zwei Vereinigun-
gen im Bereich des „Ausländerextremismus“, davon eine durch die Verbotsbe-
hörde des Bundes, eine durch die Verbotsbehörde eines Landes verboten. Die 
Verbotsverfügung des Bundes hat die entsprechende Verbotsbehörde jedoch am 
12. Januar 2016 aufgehoben.

67. Gibt es nach Angaben der Bundesländer an die Bundesregierung Er-
kenntnisse darüber, dass die Polizei Menschen, die sie für Musliminnen 
und Muslime hält, verdachtsunabhängig häufiger kontrolliert, und wenn 
es entsprechende Erkenntnisse nicht gibt, weshalb nicht?

Das Diskriminierungsverbot nach Artikel 3 des Grundgesetzes verbietet bei der 
Ausübung von polizeilichen Befugnissen Benachteiligungen oder Bevorzugun-
gen wegen des Geschlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Hei-
mat und Herkunft, des Glaubens sowie der religiösen oder politischen An-
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schauung. Polizeiliche Kontrollen sind rechtswidrig, wenn äußere Erschei-
nungsbilder das einzige oder das tatsächlich ausschlaggebende Kriterium für ei-
ne polizeiliche Maßnahme ist. Zum äußeren Erscheinungsbild einer Person 
zählt die Gesamtheit der äußerlich wahrnehmbaren Merkmale und Informatio-
nen zu einer Person, einschließlich deren Hautfarbe oder ethnische Herkunft 
ebenso wie das Alter, Geschlecht oder die soziale Herkunft oder Religionszuge-
hörigkeit. Fahndungsmethoden, die ausschließlich an äußeren Erscheinungs-
merkmalen von Personen anknüpfen, ohne dass lagerelevante Erkenntnisse hin-
zukommen, sind rechtswidrig. Dies gilt für die Polizeien des Bundes und der 
Länder. Der Bundesregierung sind Studien der Agentur der Europäischen Uni-
on für Grundrechte und anderer internationaler Organisationen sowie von 
Nichtregierungsorganisationen bekannt, die sich mit Polizeikontrollen und Dis-
kriminierungserfahrungen verschiedener Bevölkerungsgruppen in verschiede-
nen Staaten befassen. Ebenso nehmen Vertreter der zuständigen Ressorts oder 
der nachgeordneten Behörden regelmäßig an Fachveranstaltungen zu den The-
men Diskriminierung und Racial Profiling teil.

68. Werden nach Angaben der Bundesländer an die Bundesregierung gefah-
renabwehrrechtliche Befugnisse genutzt, um das lokale Umfeld von Mo-
scheen, Moscheevereinen etc. als „gefährlichen Ort“, „kriminalitätsbelas-
teten Ort“ u. Ä. einzustufen und dort verdachtsunabhängige Personen-
kontrollen durchführen zu können, und gibt es nach Kenntnis der 
Bundesregierung im lokalen Umfeld von Moscheen etc. oder an anderen 
Orten mit verdachtsunabhängigen Kontrollen eine Praxis, Personen, die 
die Polizei für Musliminnen und Muslime hält, Personenkontrollen zu 
unterziehen?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

69. Welche Programme zu Gewaltprävention, Deeskalation sowie transkultu-
reller und religiöser Sensibilität haben welche Bundesländer nach Kennt-
nis der Bundesregierung in Landespolizeibehörden durchgeführt (bitte 
nach Ort, Datum, fachlicher Beratung und wenn möglich dem verwende-
ten Material aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

70. Wie viele und welche unparteiischen Ermittlungen nach der Forderung 
der UN-Kommission CERD wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
zur Verhinderung und Ahndung von „racial profiling“ unternommen?

Die in der Bundespolizei bestehenden Instrumentarien (z. B. Beschwerden im 
Rahmen eines modernen Beschwerdemanagements, Inanspruchnahme der Ver-
trauensstelle, Widerspruchsverfahren, verwaltungsgerichtliche Verfahren sowie 
Strafverfahren im Rahmen des geltenden Legalitätsprinzips) bieten hinreichend 
Gewähr für eine unabhängige Untersuchung und Verfolgung für ein etwaiges 
polizeiliches Fehlverhalten im Einzelfall. Etwaige Ermittlungen dieser Stellen 
erfolgen stets unvoreingenommen und unparteiisch. Zur Verhinderung der An-
wendung eines rechtswidrigen Racial Profilings dienen nach Auffassung der 
Bundesregierung in erster Linie die Aus- und Fortbildung sowie ggf. entspre-
chende Lehrbriefe und Erlasse.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 45 – Drucksache 19/17069



71. Plant die Bundesregierung, der UN-Empfehlung nachzukommen, § 22 
Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes aufzuheben?

Wenn nein, warum nicht?

Für eine Aufhebung des § 22 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes, der vom par-
lamentarischen Gesetzgeber verabschiedet worden ist, besteht kein Bedarf. Es 
handelt sich dabei um eine allgemeine Befragungsbefugnis, die sich prinzipiell 
an jeden Adressaten richten kann.

72. Welche Erkenntnisse haben die Bundesländer nach ihren Angaben an die 
Bundesregierung über islamfeindliche Vorfälle und Äußerungen in der 
Polizei und in den Sicherheitsbehörden?

a) Welche Erkenntnisse gab es dazu bei den föderalen, teils unabhängi-
gen Meldestellen?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung zu 
den Erkenntnissen der Bundesländer vor.

b) Welche strukturellen Vorkehrungen gibt es für die Bundespolizei, um 
rassistische Vorfälle oder Netzwerke zu erkennen und zu verhindern, 
und welche Maßnahmen sind geplant?

Im Bewerbungsverfahren müssen die Bewerberinnen und Bewerber der Bun-
despolizei ein polizeiliches Führungszeugnis vorlegen. Darüber hinaus finden 
NADIS-Abfragen vor der Einstellung statt, um eine Einstellung von Personen, 
die bereits u. a. in dem Deliktsfeld in Erscheinung getreten sind, zu verhindern. 
In den Auswahlverfahren werden im Fall eines Anfangsverdachtes gezielte Fra-
gen gestellt, um eine entsprechende Gesinnung zu erkennen und von einer Ein-
stellung abzusehen. Die Themenfelder Menschenrechte, Verhütung von Rassis-
mus und rassistischer Diskriminierung sind ebenso wie die Rechtmäßigkeit po-
lizeilicher Maßnahmen ein wesentlicher Bestandteil der Vermittlung in der 
Aus-und Fortbildung.
Für die Zeit der Ausbildung steht den Anwärterinnen und Anwärtern – auch 
nach Dienstschluss – Lehrpersonal zur Verfügung, an die sich mögliche Betrof-
fene wenden können, um frühzeitig Tendenzen in Richtung Diskriminierung, 
Rassismus u. v. m. zu identifizieren.
Daneben steht allen Angehörigen der Bundespolizei die unmittelbar beim Prä-
sidenten des Bundespolizeipräsidiums angebundene Vertrauensstelle zur Verfü-
gung, um mögliches Fehlverhalten melden zu können. Außerdem stehen den 
Angehörigen der Bundespolizei noch eine Vielzahl anderer Stellen zur Verfü-
gung, um auf mögliches Fehlverhalten hinzuweisen. Exemplarisch seien nur 
die Seelsorge, der sozialwissenschaftliche Dienst oder die Personalvertretungen 
genannt.
Hinweise auf rechtsextremistische Netzwerke in der Bundespolizei bestehen 
nicht. Das Bundespolizeipräsidium hat zu diesem Themenfeld das Dokument 
„Umgang mit Radikalisierung und Extremismus – Prävention – Detektion – 
Repression“ herausgegeben, in dem eine Vielzahl von bereits vorhandenen 
Maßnahmen und Instrumenten zur Verhinderung, Aufdeckung und Ahndung 
dargestellt werden.
Entsprechende Vorkommnisse auch im niederschwelligen Bereich sind zu mel-
den. Dieses zusätzliche Verfahren ergänzt das bereits vorhandene Meldesystem 
und die oben genannte Vertrauensstelle. So wird eine noch frühzeitigere Reakti-
on ermöglicht sowie dazu beitragen, einen gegebenenfalls vorhandenen Zusam-
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menhang von (auch zeitlich und räumlich) auseinanderfallenden Einzelsachver-
halten zu erkennen.
Aufgrund der Bedeutung des Themas sind zudem noch folgende Maßnahmen 
aktuell in Vorbereitung: ein Sensibilisierungs-Flyer, die Einrichtung eines zent-
ralen Informationssammelpunktes im Intranet und Fortbildungsveranstaltungen 
u. a. für die in der Ausbildung eingesetzten Lehrkräfte.
Insgesamt soll damit die bereits hohe Sensibilität der Angehörigen der Bundes-
polizei noch weiter erhöht werden, um im Ergebnis noch eher etwaige Tenden-
zen zu verhindern bzw. auf diese zu reagieren.

c) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über rechte Netzwerk-
strukturen und rechte Tendenzen innerhalb der Bundespolizei, wie sie
innerhalb der hessischen Polizei und der Bundeswehr aufgedeckt wur-
den, und welche Strategie wird hiergegen von der Bundesregierung
festgelegt?

Es bestehen keine Hinweise auf entsprechende Netzwerkstrukturen innerhalb 
der Bundespolizei.

Verfassungsschutz

73. Nach welchen Kriterien werden Moscheen, muslimische Gemeinden,
Moscheevereine und Versammlungsstätten im Verfassungsschutzbericht
des Bundes und nach Kenntnis der Bundesregierung in den Landesver-
fassungsschutzberichten aufgeführt?

74. Sind diese Kriterien nach Einschätzung der Bundesregierung einheitlich,
und halten sie einer wissenschaftlichen und verfassungsrechtlichen Über-
prüfung stand?

Die Fragen 73 und 74 werden im Zusammenhang beantwortet.
Gemäß § 16 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) in-
formiert das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat die Öffent-
lichkeit über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Absatz 1 BVerfSchG, so-
weit hinreichend gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte hierfür vorliegen, min-
destens einmal jährlich in einem zusammenfassenden Bericht (Verfassungs-
schutzbericht) insbesondere zu aktuellen Entwicklungen. Für das Bundesamt 
für Verfassungsschutz sind im Phänomenbereich Islamismus und islamistischer 
Terrorismus insbesondere Bestrebungen von Relevanz, die gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung (§ 3 Absatz 1 Nummer 1 BVerfSchG) oder 
gegen den Gedanken der Völkerverständigung (Artikel 9 Absatz 2 des Grund-
gesetzes, § 3 Absatz 1 Nummer 4 BVerfSchG) gerichtet sind.
Hinsichtlich der Erstellung von Landesverfassungsschutzberichten sind jeweils 
die Länder zuständig.
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75. Welche Schlussfolgerungen ziehen die Bundesregierung und die im Ver-
fassungsschutzverbund zusammenwirkenden Bundes- und Landesbehör-
den nach Kenntnis der Bundesregierung für die Arbeit des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz aus dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
Berlin-Brandenburg vom Juli 2018 (OVG 1 S 39.18) , das der Klage der 
Moschee „Neuköllner Begegnungsstätte“ gegen ihre Nennung im Verfas-
sungsschutzbericht Recht gegeben und das Vorgehen des Verfassungs-
schutzes, aufgrund von einzelnen Kontakten zu Personen oder Organisa-
tionen und nicht aufgrund von eigenen Äußerungen und Handlungen 
muslimische Einrichtungen zu beobachten, als unzulässige Verdachtsbe-
richterstattung angesehen hat?

Verwaltungshandeln wird stets im Lichte aktueller Rechtsprechung durchge-
führt. Hinsichtlich der Moschee „Neuköllner Begegnungsstätte“ stellt die 
Bundesregierung fest, dass diese im Verfassungsschutzbericht 2018 des Bundes 
nicht erwähnt wird.

76. Wie bewertet die Bundesregierung die zuvor beschriebene Verdachtsbe-
richterstattung unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten?

Genügen die Verdachtsberichte den von der Rechtsprechung aufgestell-
ten Kriterien für die Aufnahme in die Verfassungsschutzberichte?

Den Ausführungen im jährlichen Verfassungsschutzbericht des Bundes liegt die 
geltende Rechtslage zugrunde, zu welcher auch die aktuelle rechtskräftige 
Rechtsprechung gehört.

77. Hat es nach Kenntnis der Bundesregierung oder nach Angaben der Län-
der an die Bundesregierung ähnliche Klagen gegen die Nennung im Ver-
fassungsschutzbericht gegeben, und wenn ja, mit welchen Ergebnissen?

Im Jahr 2005 gab es ein Gerichtsverfahren zwischen der Wochenzeitschrift 
„Junge Freiheit“ und dem Land Nordrhein-Westfalen, welches im Jahr 2006 
mit einem Vergleich endete.
Mit Datum vom 4. September 2010 reichte die „Muslimische Jugend in 
Deutschland e.V.“ (MJD) Klage beim Verwaltungsgericht Berlin gegen 
Deutschland zur Unterlassung bestimmter Darstellungen im Verfassungsschutz-
bericht (VSB) 2009 ein. In der mündlichen Verhandlung am 16. Februar 2012 
hat das Verwaltungsgericht entschieden, dass der VSB 2009 in Teilen überar-
beitet werden muss.
Aktuell ist ein Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Köln und Berlin rechts-
hängig, welche die Frage der Rechtmäßigkeit der Beobachtung der „Identitären 
Bewegung Deutschland“ (IBD) und der Darstellung im Verfassungsschutzbe-
richt 2016 des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) zum Gegenstand hat.
Aktuell klagt die „Deutsche Muslimische Gemeinschaft e.V.“ gegen das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wegen ihrer Nennung im 
VSB. Es handelt sich um ein laufendes Verfahren.
Des Weiteren klagt die „Deutsche Muslimische Gemeinschaft e.V.“ gegen das 
Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg 
wegen ihrer Nennung im Verfassungsschutzbericht des Landes Baden-
Württemberg. Auch hierbei handelt es sich um ein laufendes Verfahren.
Außerdem klagt die „Islamische Gemeinde Nürnberg e.V.“ gegen das Bayeri-
sche Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration gegen ihre Nen-
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nung im Verfassungsschutzbericht des Freistaates Bayern. Es handelt sich hier-
bei ebenfalls um ein laufendes Verfahren.

78. Setzen die Bundes- und Landesämter die oben beschriebene Praxis fort,
aufgrund von einzelnen Kontakten zu Personen oder Organisationen und
nicht aufgrund von eigenen Äußerungen und Handlungen muslimische
Einrichtungen zu beobachten?

Das BfV wird auch weiterhin im Rahmen der gesetzlich normierten Vorgaben 
tätig. Über aktuelle Beobachtungsobjekte des BfV wird im jährlich erscheinen-
den VSB unter Berücksichtigung des geltenden Rechts berichtet.

79. Welche Kenntnisse haben Bund und Länder über die negative Wirkung
der Nennung im Verfassungsschutzbericht für das Gemeindeleben und
die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Zivilgesellschaft
und mit Behörden, und teilt die Bundesregierung die Einschätzung von
Prof. Dr. Werner Schiffauer, dass damit eine erhebliche Stigmatisierung
der jeweiligen Gemeinde oder Moschee verbunden ist (Schiffauer, Die
Logik des Verdachts, 2019)?

Zu den in der Frage genannten negativen Wirkungen der Nennung im Verfas-
sungsschutzbericht liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
Im Übrigen nimmt die Bundesregierung wissenschaftliche Beiträge und Äuße-
rungen zur Kenntnis.

Religionsfreiheit

80. Gehört der Islam nach Ansicht der Bundesregierung zu Deutschland?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 17 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Ausrichtung und Fortsetzung der 
Deutschen Islam Konferenz“ auf Bundestagsdrucksache19/6233 verwiesen.

81. Wie bewertet die Bundesregierung den Stand der Glaubens- und Weltan-
schauungsfreiheit, der „Religionsfreiheit“ in Deutschland?

Das Grundrecht der Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 4 
Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes (GG) gewährleistet als umfassend zu verste-
hendes einheitliches Grundrecht die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und 
des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sowie das Recht der un-
gestörten Religionsausübung. Es gewährleistet die innere Freiheit, zu glauben 
oder nicht zu glauben, sowie die äußere Freiheit, seinen Glauben oder seine 
Weltanschauung zu bekunden und zu verbreiten. Dies umfasst auch das Recht 
des Einzelnen, sein gesamtes Verhalten an den Lehren seines Glaubens oder 
seiner Weltanschauung auszurichten und seiner inneren Überzeugung gemäß zu 
handeln.
Die grundgesetzlichen Garantien sind gewährleistet. Auf die Antwort zu Frage 
83 wird verwiesen.
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82. Plant die Bundesregierung in zukünftigen Berichten zur weltweiten Lage 
der Religions- und Glaubensfreiheit (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/5041) einen Teil zum Stand der Religionsfreiheit in Deutschland, und 
wenn nein, weshalb nicht?

Der kommende Bericht der Bundesregierung wird gegenwärtig erst erstellt. 
Von daher sind Aussagen über konkrete Inhalte des Berichts derzeit noch nicht 
möglich.

83. Welche Einschränkungen von Religionsfreiheit bzw. -ausübung sind der 
Bundesregierung bekannt, und welche regionalen Unterschiede bestehen 
insoweit innerhalb der Bundesländer oder zwischen den Bundesländern?

Das Grundrecht der Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 4 
Absatz 1 und 2 GG wird vom Grundgesetz vorbehaltlos gewährleistet. Aus die-
sem Grund können sich etwaige Einschränkungen nur aus der Verfassung selbst 
ergeben, beispielsweise aus kollidierenden Grundrechten Dritter oder Gemein-
schaftswerten von Verfassungsrang. Darüber hinaus bedarf grundsätzlich jede 
Einschränkung des Grundrechts einer hinreichend bestimmten gesetzlichen 
Grundlage, deren Schaffung dem nach dem grundgesetzlichen Kompetenzgefü-
ge jeweils zuständigen Bundes- oder Landesgesetzgeber obliegt. Der Bundes-
regierung liegen darüber keine statistischen Auswertungen vor. Nach der Kom-
petenzverteilung des Grundgesetzes sind zudem in erster Linie die Länder für 
Kultusangelegenheiten und Angelegenheiten des Religionsverfassungsrechtes 
zuständig.

84. Ist die Bundesregierung der Meinung, dass generelle Verbote von religiö-
sen Kleidungsstücken und Symbolen, z. B. Kopftuch, Nikab, Kippa, Tur-
ban, als Einschränkungen der Religionsfreiheit bzw. der Religionsaus-
übung wirken?

Das religiös motivierte Tragen von Kleidungsstücken oder Symbolen wie die in 
der Frage genannten, ist Gegenstand der von Artikel 4 Absatz 1 und 2 des 
Grundgesetzes geschützten Religionsfreiheit. Ein Verbot greift in diese Freiheit 
ein, wenn die Kleidungsstücke aus religiösen Gründen getragen werden. Die 
Glaubensfreiheit findet allerdings ihre Schranken in den Grundrechten Dritter 
sowie in den Gemeinschaftswerten von Verfassungsrang (vgl. nur BVerfGE 
138, 296, 333 m.w.N.). Ob sich Verbote von religiösen Kleidungsstücken und 
Symbolen im Rahmen der Schranken des Grundrechts halten und die Ein-
schränkung daher rechtmäßig ist, ist stets anhand des jeweiligen Sachzusam-
menhangs zu beurteilen.
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85. Wie bewertet die Bundesregierung die Forderungen einiger zivilgesell-
schaftlicher und politischer Akteure nach einem Kopftuchverbot für min-
derjährige Musliminnen?

a) Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des Netzwerks Rassis-
muskritische Migrationspädagogik, das vor negativen gesellschafts- 
und migrationspolitischen Auswirkungen eines Kopftuchverbots für 
minderjährige Musliminnen warnt, und wenn nein, warum nicht?

b) Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, öffentlich Forderun-
gen nach einem generellen Kopftuchverbot für minderjährige Musli-
minnen entgegenzutreten?

Wenn nein, wieso nicht, und wenn ja, in welcher Form soll dies ge-
schehen?

Die Fragen 85 bis 85b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Aus Sicht der Bundesregierung ist bei jeder Bewertung, die das Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen betrifft, das Kindeswohl zu beachten. Entschei-
dend für eine freie Entwicklung der Persönlichkeit und eine gelungene Integra-
tion ist für alle jungen Menschen unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit 
die Vermittlung von Grundwerten des Grundgesetzes wie Gleichberechtigung, 
Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit.
Darüber hinaus nimmt die Bundesregierung gesellschaftspolitische Debatten 
und Diskussionen zur Kenntnis. Eine öffentliche Bewertung wird nicht vorge-
nommen.

86. Welche Maßnahmen haben nach Kenntnis der Bundesregierung jene 
Bundesländer, die in den 2000er Jahren sogenannte Kopftuchverbote ein-
geführt haben, nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2015 
unternommen, um dem Urteil gerecht zu werden?

a) Welche Bundesländer haben nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Kopftuchverbote aufgehoben oder wenden sie per Verordnung oder 
Dienstanweisung nicht mehr an?

Die Fragen 86 und 86a werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet.
Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Januar 2015 bezog sich 
auf ein pauschales Kopftuchverbot für Lehrkräfte in öffentlichen Schulen eines 
Landes. Der Bundesregierung liegen keine über die allgemeine Berichterstat-
tung hinausgehenden Kenntnisse vor, ob und in welcher Hinsicht die einzelnen 
Bundesländer in ihren jeweiligen Schulgesetzen daraufhin Änderungen vorge-
nommen haben.

b) Welche Bundesländer haben nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
obligatorische Einzelfallprüfung jeder kopftuchtragenden Bewerberin 
für den Schul- bzw. öffentlichen Dienst eingeführt?

Sind dies nach Kenntnis der Bundesregierung einmalige Prüfungen, 
oder werden sie bei einem Schul- oder Arbeitsplatzwechsel oder in ei-
nem regelmäßigen Turnus wiederholt?

Die Bundesregierung führt keine Übersichten zu den Einstellungsverfahren der 
Länder für den Schul- bzw. öffentlichen Dienst und verfügt insoweit auch nicht 
über die entsprechenden Kenntnisse.
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c) Wo, wie und wie lange werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Daten aus der zuvor beschriebenen Prüfung gespeichert, und haben 
die so Geprüften Zugang zu diesen Daten?

Auf die Antwort zu Frage 86b wird verwiesen.

d) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber vor, dass 
kopftuchtragende Lehramtsstudentinnen nach Informationen von mus-
limischen Antidiskriminierungsstellen und Organisationen, z. B. Akti-
onsbündnis muslimische Frauen (AmF) und Inssan e. V., über Diskri-
minierungen u. a. innerhalb der Universitätsausbildung durch Lehren-
de, während ihrer Praktika und als Referendarinnen im Vorbereitungs-
dienst sowie auch an Ausbildungsschulen berichten?

Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

87. Wo ist nach Angaben der Bundesländer an die Bundesregierung Beschäf-
tigten das Tragen von religiösen Kleidungsstücken oder religiösen Symb-
olen (beispielsweise des Kopftuchs oder der Kippa) in welchen Berei-
chen des öffentlichen Dienstes untersagt?

Die Bundesregierung führt keine Übersichten zu den Vorschriften der Länder 
zum äußeren Erscheinungsbild der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und 
verfügt insoweit auch nicht über die entsprechenden Kenntnisse.

88. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die Anzahl von Frauen, 
die das muslimische Kopftuch während ihrer Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst (Bund und Länder) tragen?

Welche Arbeitgeber (Bund und Länder) erfassen dies auf welcher Grund-
lage?

Die Bundesregierung führt keine Statistiken über das Tragen religiöser Symbo-
le durch die Beschäftigten des Bundes. Daten aus den Ländern liegen der 
Bundesregierung nicht vor.

a) Sind auch Arbeitsplätze innerhalb niedrigerer Gehaltsgruppen von Ge-
setzen gegen z. B. das Kopftuch als religiöses Bekleidungsstück be-
troffen?

Regelungen zum äußeren Erscheinungsbild von Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst differenzieren nicht nach Gehaltsgruppen.

b) Sind Referendarinnen von Kopftuchverboten betroffen (bitte nach Bil-
dung, Justiz und ggf. anderen Bereichen aufschlüsseln)?

Für die Ausgestaltung und Durchführung des schulischen und juristischen Vor-
bereitungsdienstes sind die Länder zuständig. Der Bundesregierung liegen da-
her keine Erkenntnisse vor, in welchem Maße und in welcher Weise Referenda-
rinnen von Kopftuchverboten betroffen sind. Allerdings ist der Bundesregie-
rung bekannt, dass sich eine hessische Rechtsreferendarin, die aus religiösen 
Gründen Kopftuch trägt, gegen eine auf einem Erlass des Hessischen Minister-
iums der Justiz vom 28. Juni 2007 beruhende Untersagung, mit Kopftuch wäh-
rend der Ausbildung im Gerichtssaal auf der Richterbank zu sitzen, Sitzungslei-
tungen oder Beweisaufnahmen durchzuführen, Sitzungsvertretungen für die 
Staatsanwaltschaft zu übernehmen oder während der Ausbildung in der Verwal-
tungsstation eine Anhörungsausschusssitzung zu leiten, das Bundesverfas-
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sungsgericht angerufen hat (2 BvR 1333/17). Eine Entscheidung in der Haupt-
sache ist noch nicht ergangen.

89. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus den Ergebnissen des Fachgesprächs „Diskriminierungsrisiken 
von muslimischen Frauen mit Kopftuch auf dem deutschen Arbeits-
markt“ der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (wie der Aufforderung 
zur Beschränkung der Ausnahmen in § 9 AGG auf den verkündungsna-
hen Bereich, zu mehr Berücksichtigung der Diskriminierungsdimension 
Religion u. a. in Publikationen, Wissensmanagement zu Grundrechten 
und Religionsfreiheit, zur Sensibilisierung von Mitarbeitenden der Ar-
beitsvermittlungen etc., zur Anerkennung der Diskriminierung wegen 
des Kopftuchs als Geschlechterdiskriminierung und zum Ausbau von 
Beratungs- und Hilfsangeboten) und der Studie von Doris Weichselbau-
mer (2016) „Discrimination against Female Migrants Wearing Headscar-
ves“ (IZA DP No. 10217), dass Bewerberinnen mit türkischem Namen 
bereits eine wesentlich niedrigere Chance auf eine Antwort auf eine Stel-
lenbewerbung haben als Frauen mit gleichen Qualifikationen, die einen 
deutschen Namen haben, und dass Bewerberinnen mit Kopftuch auf dem 
privaten Arbeitsmarkt wiederum signifikant schlechtere Chancen haben, 
zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen zu werden?

Die Vermeidung von Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, die insbesondere Arbeitgeber, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die staatliche Arbeitsverwaltung, Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften trifft.
Die Erkenntnisse aus dem Fachgespräch und Forschungsergebnisse wie die aus 
der Testing-Studie von Doris Weichselbaumer aus 2016 zeigen nach Ansicht 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zudem, wie wichtig der Ausbau von 
Beratungsangeboten ist, an die sich Betroffene im Falle von Diskriminierung 
wenden können. Die Antidiskriminierungsstelle, die Beauftragte der Bundes-
regierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen und die Beauf-
tragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration haben in 
ihrem gemeinsamen Bericht aus 2017 empfohlen, einen zeitnahen und flächen-
deckenden Ausbau staatlicher und nichtstaatlicher Antidiskriminierungsstellen 
auf Landes- und kommunaler Ebenen vorzusehen und darauf hingewiesen, dass 
ein solcher Ausbau der Beratung eine langfristige institutionelle Finanzierung 
durch Bund, Länder und Kommunen erfordere.
Vor dem Hintergrund, dass bestimmte Gruppen wie z. B. ältere Menschen, 
Frauen mit Kindern, Personen mit Migrationshintergrund oder eben muslimi-
sche Frauen mit Kopftuch bei der Stellensuche häufig Diskriminierungserfah-
rungen machen, hat die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bereits 2010 ein 
Modellprojekt gestartet, in dem verschiedene Unternehmen, Behörden und 
Kommunen anonymisierte Bewerbungsverfahren getestet haben. Bei solchen 
Verfahren wird zunächst auf ein Foto der sich bewerbenden Person, ihren Na-
men, die Adresse, das Geburtsdatum oder Angaben zu Alter, Familienstand 
oder Herkunft verzichtet. Dadurch soll der Blick der Personalverantwortlichen 
in der ersten Phase des Auswahlprozesses (also der Entscheidung, wer zu ei-
nem Vorstellungsgespräch eingeladen wird) ausschließlich auf die Qualifikati-
on der Bewerbenden gelenkt und so ein Beitrag zur Prävention von Diskrimi-
nierung geleistet werden. Zudem können dadurch Personalverantwortliche 
grundsätzlich für unbewusste Präferenzen oder Vorurteile bei der Auswahl von 
Bewerbenden sensibilisiert werden.
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) verfolgt einen Beratungsansatz, der Risiken 
der Diskriminierung von Migrantinnen und Migranten in der Beratungsarbeit 
bewusstmachen und minimieren soll. Hieran wirken unter anderem die Migrati-
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onsbeauftragten in den Dienststellen der BA aktiv mit. Die BA kooperiert zu 
diesem Thema intensiv mit dem Bundesprogramm „Integration durch Qualifi-
zierung“ (IQ-Netzwerk), mit dessen Unterstützung u. a. 20.000 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der BA bereits in interkultureller Kompetenz geschult wur-
den. Weiterhin unterstützt das Netzwerk verschiedene Organisationsentwick-
lungsprojekte in Agenturen für Arbeit und Jobcentern (gemeinsamen Einrich-
tungen) zum Thema Antidiskriminierung.
Die BA fördert zudem im Rahmen ihres Diversity Managements die unter-
schiedlichen und vielfältigen Kompetenzen ihrer eigenen Beschäftigten. Mit 
der Unterzeichnung der „Charta der Vielfalt“ hat sich die BA u. a. zur Förde-
rung von Vielfalt sowie Antidiskriminierung bekannt und zahlreiche Maßnah-
men eingeleitet und umgesetzt, um möglichen Diskriminierungsrisiken vorzu-
beugen. Beispielsweise hat die BA 2019 begonnen, ihre Beschäftigten zur The-
matik der „unbewussten Denkschubladen“ (unconcsicous bias) mithilfe interner 
Medien und Arbeitsmittel zu sensibilisieren. Die Beschäftigten und Führungs-
kräfte werden unterstützt, sich eigener „Denkschubladen“ bewusst zu werden 
und gut damit umzugehen. Dies wurde aktuell auch als „best practice“-Beispiel 
seitens der Charta der Vielfalt öffentlich gemacht.
Soweit die Frage darauf abzielt, welche Schlussfolgerungen in Bezug auf die 
Aufforderung zur Beschränkung der Ausnahmen in § 9 AGG auf den verkün-
dungsnahen Bereich zu ziehen sind, ist die Frage des Schutzes vor Diskriminie-
rungen gegenüber Einstellungsentscheidungen von Arbeitgebern auf dem Ge-
biet des verkündungsnahen Bereichs gerichtlich noch nicht abschließend ge-
klärt. Insoweit wird auf die Antwort zu Frage 128 verwiesen.

90. Sieht die Bundesregierung eine Rückwirkung der Kopftuchverbote der 
Länder auf den privaten Arbeitsmarkt und auf den Ausbildungsmarkt?

Der Bundesregierung liegen keine empirischen Erkenntnisse über eine Rück-
wirkung der Kopftuchverbote der Länder im Schul- und sonstigen öffentlichen 
Dienst (vgl. Antwort zu den Fragen 86 bis 88) auf den allgemeinen Arbeits- 
und Ausbildungsmarkt vor.

91. Inwiefern sind staatliche Stellen nach Auffassung der Bundesregierung 
verpflichtet, eine offene, allen Religionen und Weltanschauungen gegen-
über gleichermaßen fördernde Haltung einzunehmen, bei der sich der 
Staat bzw. die ihn repräsentierenden bzw. für ihn handelnden Stellen mit 
keiner Religion oder Weltanschauung identifizieren oder sie privilegie-
ren?

Das Grundgesetz begründet für den Staat in Artikel 4 Absatz 1, Artikel 3 Ab-
satz 3 Satz 1, Artikel 33 Absatz 3 GG und Artikel 136 Absatz 1 und 4, Artikel 
137 Absatz 1 der Verfassung des Deutschen Reichs i. V. m. Artikel 140 GG die 
Pflicht zur weltanschaulich-religiösen Neutralität. Sie untersagt die Privilegie-
rung bestimmter Bekenntnisse, ebenso wie die Ausgrenzung Andersgläubiger. 
Der Staat darf sich daher nicht mit einem bestimmten Bekenntnis identifizieren, 
da er sonst seine Eigenschaft verliert, Heimstätte aller Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger unabhängig von deren Bekenntnis zu sein. Vielmehr haben er und 
seine Stellen auf eine an den Gleichheitssätzen des Artikels 3 Absatz 1 und Ab-
satz 3 Satz 1 GG orientierte Behandlung der verschiedenen Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften zu achten und eine für alle Bekenntnisse glei-
chermaßen fördernde Haltung einzunehmen.
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92. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Stand der „Religions-
freiheit“ in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, welche Ein-
schränkungen sind der Bundesregierung bekannt, und wie werden diese
nach Kenntnis der Bundesregierung begründet?

Bezüglich des Stands der Religions- und Weltanschauungsfreiheit in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union verweist die Bundesregierung auf die 
Länderberichte der European Commission against Racism and Intolerance 
(ECRI), abrufbar unter www.coe.int/en/web/european-commission-against-raci
sm-and-intolerance/country-monitoring, sowie auf den Bericht „Faith in Equa-
lity: Religion and Belief in Europe (2017)“ des European Network of Equality 
Bodies (EQUINET), welcher vom „Rights, Equality and Citizenship Program-
me“ der Europäischen Union mitfinanziert und unter www.equineteurope.org/2
018/03/30/faith-in-equality-religion-and-belief-in-europe/, abrufbar ist.

Lehren aus dem Antisemitismusbericht zu antimuslimischem Rassismus

93. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Bericht des Unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus
(Bundestagsdrucksache 18/11970) für die Prävention und Bekämpfung
von antimuslimischem Rassismus?

Die Bundesregierung hat zentrale Empfehlungen des Berichts des Unabhängi-
gen Expertenkreises Antisemitismus berücksichtigt und z. B. am 1. Mai 2018 
den Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutschland und 
den Kampf gegen Antisemitismus eingesetzt, der auch Aspekte der Wechsel-
wirkungen von Rassismus und andere Ideologien der Ungleichwertigkeit bei 
der Auseinandersetzung mit Antisemitismus aufmerksam verfolgt.
Ferner wird die Prävention von Islam- und Muslimfeindlichkeit auch in der 
zweiten Förderperiode des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ ein thema-
tischer Schwerpunkt bleiben. Dies erfolgt sowohl durch die Stärkung zivilge-
sellschaftlicher Strukturen auf kommunaler, regionaler und bundesweiter Ebene 
als auch durch die Weiterentwicklung der präventiv-pädagogischen Fachpraxis 
im Rahmen von Modellprojekten.

94. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um antisemitischen und
antimuslimischen Kampagnen gegen religiös begründete Ausnahmen be-
stimmter Handlungsgebote (Schächten, Beschneidung, Fasten etc.) ent-
gegenzutreten?

Die Bundesregierung betont, dass religiös begründete Ausnahmen bestimmter 
Handlungsgebote einen verfassungsrechtlich gebotenen, angemessenen Aus-
gleich zwischen dem Grundrecht auf freie Religionsausübung einerseits und 
anderen Grundrechten oder Staatszielen andererseits unter Anwendungen ge-
ltender Rechtsvorschriften darstellen. Hinsichtlich der Auswertung antisemi-
tisch motivierter Kritik gegen religiös begründete Ausnahmen bestimmter 
Handlungsgebote wird auf den zweiten Bericht des Unabhängigen Experten-
kreises Antisemitismus (UEA) auf Bundestagsdrucksache 18/11970 verwiesen. 
Die Bundesregierung hat zentrale Empfehlungen des Berichts berücksichtigt 
und z. B. am 1. Mai 2018 den Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches 
Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus eingesetzt, der 
auch Debatten um antisemitisch motivierte Kritik an religiösen Handlungswei-
sen aufmerksam verfolgt.
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95. Plant die Bundesregierung eine unabhängige Expertenkommission zu Is-
lamfeindlichkeit, und wenn nein, warum nicht?

Derzeit sind keine entsprechenden Planungen vorgesehen. Die Bundesregie-
rung greift im Übrigen keinen parlamentarischen Debatten vor, auf deren 
Grundlagen beispielsweise z.T. ähnliche Kommissionen in der Vergangenheit 
initiiert wurden.

96. Plant die Bundesregierung die Schaffung einer Beauftragten oder eines
Beauftragten für Rassismus in all seinen Erscheinungsformen oder eine
vergleichbare Stelle wie die des Antisemitismusbeauftragten auch für an-
timuslimischen Rassismus, und wenn nein, warum nicht?

Es wird auf die Antwort zu Frage 95 verwiesen.

Medien

97. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus wissenschaftlichen Studien und Befragungen, wonach der Islam
und muslimische Menschen mehrheitlich in stigmatisierenden und nega-
tiven Kontexten in den Medien dargestellt werden, wie beispielsweise
Kai Hafez/Carola Richter (2007) in „Das Islambild von ARD und ZDF“
und der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und
Migration – SVR – (Hg.) (2015) in „Muslime in der Mehrheitsgesell-
schaft: Medienbild und Alltagserfahrungen in Deutschland“ zeigen?

98. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass ein medi-
al vermitteltes, überwiegend negatives Bild vom Islam und von Musli-
minnen und Muslimen zu deren Diskriminierung sowie zur Akzeptanz
von islam- und muslimfeindlichen Straftaten beiträgt?

Die Fragen 97 und 98 werden im Zusammenhang beantwortet.
Das inländische Rundfunkwesen fällt in den Zuständigkeitsbereich der Länder. 
Der Bund kann in diesem Bereich weder gesetzgeberisch tätig werden noch 
nimmt er Stellung zu Programminhalten des öffentlich-rechtlichen und privaten 
Rundfunks. Darüber hinaus verweist die Bundesregierung auf die Befassung 
der Deutschen Islam Konferenz (DIK) mit dem Medienbild des Islam in 
Deutschland. Die hierzu eingerichtete Arbeitsgruppe „Wirtschaft und Medien 
als Brücke“ forderte in ihrem Zwischenresümee vom März 2008 eine verant-
wortungsvolle, vorurteilsfreie und differenzierte Berichterstattung, die verstärkt 
alltagsnahe Themen zum islamischen Leben in Deutschland berücksichtigt.

99. Inwiefern wird gefördert und sichergestellt, dass Musliminnen und
Muslime oder Menschen mit Migrationshintergrund bei öffentlich ge-
förderten Film- und Nachrichtenproduktionen sowie bei der Deutschen
Welle an Produktion, Regie und Drehbuch beteiligt sind und redaktion-
ellen Einfluss haben, und inwiefern steht die Bundesregierung dazu mit
den Verantwortlichen in den Bundesländern sowie in den Rundfunkan-
stalten, bei der Deutschen Welle und in den Filmfördergremien im Aus-
tausch?

100. Welche Kenntnis hat die Bunderegierung über die Vertretung von Mus-
liminnen und Muslimen und deren Organisationen in Rundfunkräten
und Entscheidungsgremien der Filmförderung?
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101. Unterstützt die Bundesregierung, dass Musliminnen und Muslime in die
Rundfunkräte sowie in die Vergabegremien der Filmförderung einbezo-
gen werden?

Die Fragen 99 bis 101 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Sofern die Fragen den inländischen Rundfunk betreffen, wird auf die Zustän-
digkeit der Länder verwiesen. Betreffend die „Deutsche Welle“ ist darauf hin-
zuweisen, dass die personelle Beteiligung an Produktion, Regie, Drehbuch und 
Redaktion in den Bereich der staatsfern ausgestalteten Auftragserfüllung und 
damit in die Programmverantwortung der „Deutschen Welle“ fällt. Bei einer 
Novellierung des Deutsche-Welle-Gesetzes wird die Bundesregierung auch die 
Frage prüfen, inwieweit die Gremien der „Deutschen Welle“ die gesellschaftli-
che Pluralität ausreichend abbilden.
Die Kunst- und Medienförderung der Bundesregierung erfolgt unter Berück-
sichtigung der hierfür aus Artikel 5 des Grundgesetzes folgenden Neutralitäts-
pflicht. Die Besetzung der Fördergremien nach Maßgabe des Filmförderungs-
gesetzes und der Richtlinie für die kulturelle Filmförderung der Beauftragten 
der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) erfolgt daher – unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorgaben zur paritätischen Besetzung – nach fachli-
cher Expertise. Die Interessenvertretungen, die an der Besetzung des Verwal-
tungsrats, des Präsidiums und des Vorstandes der Filmförderungsanstalt mitwir-
ken und die amtierenden Mitglieder der Entscheidungsgremien sind auf der In-
ternetseite der Filmförderungsanstalt aufgeführt (abrufbar unter www.ffa.de/gre
mien.html).

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) – Lücken, Verstöße

102. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, inwiefern Menschen
über die Existenz des AGG informiert sind, und wenn ja, welche?

In der Betroffenenbefragung im Rahmen der Studie „Diskriminierungserfah-
rungen in Deutschland“ im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
gaben 76 Prozent der Befragten an, dass sie schon einmal vom Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gehört haben (vgl. Bundestagsdrucksache 
18/13060, S. 342). Es muss allerdings berücksichtigt werden, dass es sich dabei 
nicht um eine bevölkerungsrepräsentative Befragung handelt. Basis sind viel-
mehr Personen, die in den vergangenen beiden Jahren selbst Diskriminierungs-
erfahrungen gemacht haben. Deshalb kann vermutet werden, dass es sich dabei 
aufgrund der persönlichen Betroffenheit um Personen handelt, die stärker als 
der Durchschnitt der Menschen in Deutschland für das Thema Diskriminierung 
sensibilisiert sind und daher auch häufiger das AGG kennen. In einer bereits 
länger zurückliegenden, bevölkerungsrepräsentativen Befragung im Auftrag 
der Antidiskriminierungsstelle gaben entsprechend auch nur 34 Prozent der Be-
fragten an, schon mal vom AGG gehört zu haben, weitere 15 Prozent waren 
sich nicht sicher (vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2008): For-
schungsprojekt: Diskriminierung im Alltag. Wahrnehmung von Diskriminie-
rung und Antidiskriminierungspolitik in unserer Gesellschaft. Eine sozialwis-
senschaftliche Untersuchung von Sinus Sociovision für die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes, S. 109). In einer Befragung von Menschen muslimi-
schen Glaubens im Auftrag der Agentur der Europäischen Union für Grund-
rechte wussten 64 Prozent der türkischstämmigen Befragten und 71 Prozent der 
Befragten mit Herkunft aus Sub-Sahara-Afrika, dass es in Deutschland Gesetze 
gibt, die Diskriminierung aufgrund der Hautfarbe, der ethnischen Herkunft oder 
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der Religion verbieten (vgl. Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
(2018): Zweite Erhebung der Europäischen Union zu Minderheiten und Diskri-
minierung Muslimas und Muslime – ausgewählte Ergebnisse, S. 43).

a) Welche Informationskampagnen haben die Organe der Bundesregie-
rung durchgeführt?

Ein wichtiges Ziel der Öffentlichkeitsarbeit der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS) ist die Bekanntmachung des im Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) verankerten Diskriminierungsverbots und der Ermutigung 
von Betroffenen, gegen Diskriminierung vorzugehen.
So hat die ADS von 2012 bis 2017 Themenjahre zu den Diskriminierungskate-
gorien nach dem AGG in alphabetischer Reihenfolge veranstaltet. Den Anfang 
machte 2012 das Alter, gefolgt von Behinderung 2013, Rassismus/ethnische 
Herkunft 2014, Geschlecht 2015, Religion/Weltanschauung 2016 und sexueller 
Identität 2017. Die Themenjahre hatten das Ziel, den Diskriminierungsschutz 
des AGG zu diesen Kategorien und das Beratungsangebot der ADS bekannt zu 
machen. In allen Themenjahren ist die ADS zudem ihrer gesetzlich verankerten 
Vernetzungsaufgabe mit Organisationen und Verbänden nachgekommen. Ge-
meinsam mit ihnen wurden Veranstaltungen und Aktionstage organisiert und 
Menschen über ihre Rechte nach dem AGG und das kostenlose und vorausset-
zungsfreie Beratungsangebot der ADS informiert.
Ein weiteres Beispiel ist der Hashtag #DarüberReden, der 2018 Tausende junge 
Menschen dazu bewegt hat, in den sozialen Medien über Diskriminierung zu 
sprechen. Ziel der bisher größten deutschlandweiten Kampagne der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes war es, alltägliche Diskriminierung wegen des Le-
bensalters, einer Behinderung, der ethnischen Herkunft oder aus rassistischen 
Gründen, des Geschlechts, der Religion/Weltanschauung und der sexuellen 
Identität sichtbar zu machen und mit jungen Leuten zu diskutieren, wie man 
Benachteiligungen bekämpfen kann. Von Oktober bis Dezember 2018 war ein 
mehrköpfiges Redaktionsteam auf Instagram, Facebook und Twitter aktiv. Mit 
Posts, Stories, Videoclips sowie Live-Events mit Prominenten und einer 
Mitmach-Aktion für gehörlose Menschen hat es Diskussionen angestoßen und 
sich rund um die Uhr mit der Community ausgetauscht. Live-Events fanden 
u. a. zu den Themen Rassismus und Mobbing statt. Auf der Website www.daru
eberreden.de fanden Interessierte weitergehende Informationen darüber, wie sie 
gegen Diskriminierung vorgehen können. Auf Kampagne und Website wurde 
mit Werbung in öffentlichen Verkehrsmitteln und online hingewiesen. Zudem 
produziert die ADS regelmäßig kurze Videoclips zu den Diskriminierungskate-
gorien des AGG, so z. B. zur Kampagne #DarüberReden oder zu den Themen-
jahren auf Facebook und Instagram.

b) Welche beziehen sich explizit auf die besonders betroffenen Gruppen 
wie Musliminnen und Muslime sowie Sinti und Roma?

Die in der Antwort zu Frage 102a beschriebenen Maßnahmen der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes hatten grundsätzlich das Ziel, das AGG bei allen Per-
sonen, die von Diskriminierung betroffen sind, bekannt zu machen. Die Be-
kanntmachung des Verbots der Diskriminierung aufgrund der Religion oder 
Weltanschauung war schwerpunktmäßig Gegenstand von Aktivitäten der Anti-
diskriminierungsstelle im Rahmen des Themenjahres 2016 mit dem Motto 
„Freier Glaube. Freies Denken. Gleiches Recht.“. Dabei wurden Angehörige al-
ler Religionsgemeinschaften, also auch Musliminnen und Muslime, sowie kon-
fessionslose Personen angesprochen.
Im Themenjahr zum Schutz vor Diskriminierung aus rassistischen Gründen und 
wegen der ethnischen Herkunft, das die ADS 2014 unter dem Motto „Gleiche 
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Chancen. Immer.“ veranstaltet hat, war die Bekämpfung u. a. von Diskriminie-
rung von Sinti und Roma in Deutschland ein Schwerpunkt. Auf der Fachtagung 
„Recht ohne Wirkung? Nationale und internationale Rechtsgrundlagen zur Be-
seitigung von Rassismus“ hat die ADS beispielsweise mit dem Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma zum Thema „Widerstand gegen rassistische Wahlwer-
bung“ zusammengearbeitet. Eine Zusammenarbeit im Themenjahr gab es auch 
mit dem Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma sowie 
der interkulturellen Jugendselbstorganisation von Roma und Nicht-Roma, 
Amaro Drom e. V. und Terno Drom e. V., der interkulturellen Roma-Jugend-
organisation in Nordrhein-Westfalen.

103. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Kla-
gen auf Grundlage des AGG seit Bestehen des Gesetzes stattgegeben
(bitte nach Bundesländern, Anzahl der Klagen, Anzahl der stattgegebe-
nen Klagen, Bereich der Diskriminierung, Geschlecht der Klagenden,
Entschädigung und/oder Beseitigung der Diskriminierungsform und ge-
sellschaftlichem Bereich aufschlüsseln)?

a) In wie vielen und welchen Fällen wurde den Klagen aufgrund wel-
cher gesetzlichen Regelung oder aufgrund mangelnder Beweislage
nicht stattgegeben?

b) Wie viele Klagen wurden aufgrund der Klagefrist von zwei Mona-
ten abgewiesen?

Die Fragen 103 bis 103b werden gemeinsam beantwortet.
Hierzu liegen der Bundesregierung keine vollständigen Erkenntnisse im Sinne 
der Fragestellung vor.

104. Wo sieht die Bundesregierung Reformbedarf beim AGG, und ist die im
AGG vorgesehene Beweiserleichterung ausreichend, um das Ziel des
Gesetzes zu erreichen, oder sieht die Bundesregierung Änderungsbedarf
bei den Regelungen zur Beweislast, und wenn nein, warum nicht?

Auf die Antwort zu Frage 40 wird verwiesen.

Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und im öffentlichen Dienst

105. Über welche wissenschaftlichen Kenntnisse verfügt die Bundesregie-
rung hinsichtlich der Repräsentanz von Musliminnen und Muslimen im
öffentlichen Dienst (bitte aufschlüsseln nach Bundesländern und nach
den Bereichen Schule, Justiz, Bürgerdienste etc.)?

Daten zum religiösen Bekenntnis der Beschäftigten im öffentlichen Dienst wer-
den von der Bundesregierung nicht erhoben. Auch sonstige wissenschaftliche 
Untersuchungen liegen der Bundesregierung nicht vor.

106. Welche Maßnahmen unternehmen Bund und Länder, um die religiöse
Vielfalt der Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu erhöhen?

Die Einstellung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst erfolgt entsprechend 
Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes und § 9 des Bundesbeamtengesetzes al-
lein nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Re-
ligion oder Weltanschauung.
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107. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über diskriminierend wirken-
de Zugangshindernisse bzw. Diskriminierungen von Musliminnen und 
Muslimen im öffentlichen Dienst?

Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor. Im Übrigen wird auf 
die Antwort zu Frage 106 verwiesen.

a) Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der EU- 
MIDIS-II-Studie, S. 38/39, die feststellt, dass jeder fünfte gemeldete 
Diskriminierungsvorfall gegenüber Musliminnen und Muslimen sich 
beim Kontakt mit Verwaltungsämtern oder öffentlichen Dienststellen 
ereignet?

b) Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Er-
kenntnis, dass muslimische Befragte nach der EU-MIDIS-II-Studie, 
S. 40, im Schnitt eher unzufrieden waren mit dem Umgang der Kom-
munen mit ihren Beschwerden wegen Diskriminierung in Verwal-
tungsämtern oder bei öffentlichen Stellen?

c) Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung gegen Diskriminie-
rungen im Bereich Ämter und Behörden, beispielsweise Ausländerbe-
hörden, Arbeitsagenturen und Jobcentern, die mit 16 Prozent aller Be-
ratungsanfragen an dritter Stelle bei der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS) stehen und bei denen zu 52 Prozent die Diskriminie-
rung vom Behördenpersonal ausgeht (vgl. Dritter Gemeinsamer Be-
richt der ADS und der Beauftragten der Bundesregierung und des 
Deutschen Bundestages, Bundestagsdrucksache 18/13060, S. 16) ?

Die Fragen 107a bis 107c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet.
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes sind verpflichtet, ihren Dienst ohne An-
sehen der Person allein nach Recht und Gesetz zu versehen. Verstöße hiergegen 
sind Dienstpflichtverletzungen, die gegebenenfalls disziplinar- oder arbeits-
rechtlich geahndet werden können. Im Übrigen obliegt es der Organisationsver-
antwortung jeder Behörde, dafür Sorge zu tragen, dass die Beschäftigten sich 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten rechtskonform verhalten.

d) In welchen Bereichen (Verwaltung, Justiz etc.) gibt es nach Kenntnis 
der Bundesregierung Diskriminierungen beim Zugang zu einem Ar-
beitsplatz im öffentlichen Dienst, welche Personengruppen von Musli-
minnen und Muslimen sind betroffen (bitte nach Bereichen und Ge-
schlecht differenzieren), und welche Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung hiergegen zu ergreifen?

Auf die Antworten zu den Fragen 106 und 107 wird verwiesen.

108. Welche Erkenntnis hat die Bundesregierung über diskriminierende Zu-
gangshindernisse bzw. Diskriminierungen von Musliminnen und Musli-
men im Dienstleistungssektor?

Welche Bereiche sind konkret betroffen und welche Personengruppen 
von Musliminnen und Muslimen (bitte nach Bereichen und Geschlecht 
differenzieren)?

An die Beratung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes haben sich seit Er-
richtung der Stelle im Jahr 2006 insgesamt 132 Personen gewandt (weiblich: 88 
Fälle; männlich: 18 Fälle; in 26 Fällen liegt keine Information zum Geschlecht 
der Ratsuchenden vor), die sich beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen 
aufgrund der muslimischen Religionszugehörigkeit benachteiligt sahen. Jeweils 
mehr als zehn Anfragen betrafen die Bereiche „Kultur- und Unterhaltungsein-
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richtungen (außer Diskotheken)“ (insgesamt 17, davon zwei von männlichen, 
13 von weiblichen Ratsuchenden, in zwei Fällen keine Angabe zum Ge-
schlecht), die „Vermietung (Grundstücks- und Wohnungswesen)“ (insgesamt 
26, davon sieben von männlichen, 16 von weiblichen Ratsuchenden, in drei 
Fällen keine Angabe zum Geschlecht) und „Fitnesszentren“ (insgesamt 37, da-
von zwei von männlichen, 26 von weiblichen Ratsuchenden, in neun Fällen 
keine Angabe zum Geschlecht). Die Beratungsanfragen in diesem Bereich sind 
insgesamt zu variierend und die Anzahl der Anfragen zu klein, um fundierte 
Aussagen über Zugangshindernisse herauszuarbeiten. Lediglich das Tragen ei-
nes Kopftuchs als Zeichen des muslimischen Glaubens ist wiederkehrend ein 
Hindernis beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen. So ist eine häufig wie-
derkehrende Konstellation die Ablehnung von Bewerberinnen und Bewerbern 
für Wohnungen, die muslimischen Glaubens waren oder wo ein muslimischer 
Glaube (z. B. aufgrund eines Kopftuchs) vermutet wurde. In diesen Zusammen-
hängen spielt auch die Mehrfachdiskriminierung Religion/ethnische Herkunft 
eine große Rolle. Bei Fitnesszentren wird häufig das Tragen eines Kopftuchs 
während des Trainings als Sicherheitsrisiko eingestuft, so dass ein Besuch des 
Studios mit Kopftuch verboten wird.
Diese Erkenntnisse aus den Beratungsanfragen werden auch durch Ergebnisse 
von Forschungsprojekten im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle bestätigt. 
So hat eine Testing-Studie aus dem Jahr 2015 gezeigt, dass Personen mit einem 
(zugeschriebenen) Migrationshintergrund und/oder einer sichtbaren muslimi-
schen oder jüdischen Religionszugehörigkeit gegenüber der Kontrollgruppe bei 
Bewerbungen um eine Mietwohnung benachteiligt werden (vgl. Müller, Ann-
kathrin (2015): Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Strategien zum 
Nachweis rassistischer Benachteiligungen, S. 39 ff.).

109. Inwiefern wirkt nach Kenntnis der Bundesregierung die Bundesagentur 
für Arbeit darauf hin, dass Arbeitsuchende über ihre u. a. im AGG ver-
ankerten Rechte informiert werden und Diskriminierung am Arbeits-
markt abgebaut wird?

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden von der Bundesagentur für Ar-
beit anlassbezogen zum AGG informiert. Der Arbeitgeber-Service (AG-S) ach-
tet bei der Erfassung von Arbeits- und Ausbildungsstellen darauf, dass bei den 
Stellenangeboten kein Verstoß gegen das AGG vorliegt. Arbeitgeber werden 
vom AG-S der BA zum AGG beraten.

110. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung wel-
che Rechtsbehelfe gegen rassistische oder religiöse Diskriminierung am 
Arbeitsmarkt eingelegt (bitte nach Geschlecht, Branchen und Bereich 
des öffentlichen Dienstes aufschlüsseln)?

Aus der Arbeits- und Sozialgerichtsstatistik lassen sich keine entsprechenden 
Angaben ableiten.
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Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt

111. Ist der Bundesregierung das Problem bekannt, dass beispielsweise
Menschen muslimischen und jüdischen Glaubens nach Angaben der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei Wohnungsbewerbungen und
-zusagen benachteiligt werden, und welche Maßnahmen ergreift die
Bunderegierung ggf. dagegen?

Benachteiligungen aufgrund der Religion sind nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 
in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG) bei Massengeschäften gleichgestellten Schuldverhältnis-
sen unzulässig, die sich auf Zugang zu und die Versorgung mit Wohnraum be-
ziehen. Betroffene können sich an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
(ADS) wenden. Daneben können Betroffene unter den entsprechenden Voraus-
setzungen grundsätzlich die in § 21 AGG geregelten Ansprüche geltend ma-
chen.
Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ wird der Antidiskri-
minierungsverband Deutschland e. V. (advd) in seiner Entwicklung zum bun-
deszentralen Träger gefördert, dessen zentrale Aufgabe es ist, konkrete Diskri-
minierungsfälle zu dokumentieren und zu analysieren, darauf aufbauend Hand-
lungsstrategien und Präventionsmaßnahmen gegen Diskriminierung zu entwi-
ckeln und Betroffene zu beraten und zu stärken. Weiterhin wird der Träger Mu-
tik gGmbH mit dem Projekt „CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslim-
feindlichkeit“ in seiner Entwicklung zum bundeszentralen Träger gefördert. Ein 
Schwerpunkt der Aufgaben im Rahmen dieser Förderung ist u. a. die Weiter-
entwicklung der Erfassung von Daten zu islam- und muslimfeindlichen Diskri-
minierungsfällen in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen, unter ande-
rem dem Wohnungsmarkt. Darüber hinaus werden zwei Modellprojekte geför-
dert, die neue Ansätze und Strategien entwickeln und erproben, die sich zum 
einen gezielt dem Empowerment von Musliminnen und Muslimen und zum an-
deren dem Abbau von Vorurteilen und Stereotypen widmen.

a) Welche Mechanismen existieren in anderen EU-Ländern, um einer
ggf. diskriminierenden Praxis auf dem Wohnungsmarkt entgegenzu-
wirken?

Maßnahmen in anderen Mitgliedstaaten der EU gegen Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt beinhalten Gesetze, die mit dem AGG vergleichbar sind, 
und öffentliche Stellen, die mit der ADS vergleichbar sind. Es gibt auch Mit-
gliedstaaten, in denen Bußgelder für Diskriminierung verhängt werden können 
(siehe European network of legal experts in gender equality and non-
discrimination: A comparative analysis of non-discrimination law in Europe 
2018, S. 79 f.). Mechanismen in anderen Mitgliedstaaten speziell gegen Diskri-
minierung auf dem Wohnungsmarkt sind der Bundesregierung nicht bekannt.

b) Wie bewertet es die Bundesregierung, dass 41 Prozent der von Diskri-
minierung auf dem Wohnungsmarkt betroffenen Musliminnen und
Muslime in der Erhebung von EU-MIDIS II als Hauptgrund, Vorfälle
nicht zu melden, angeben, dass dies ohnehin nichts ändern würde?

Die Bundesregierung nimmt die Ergebnisse der EU-MIDIS-II-Studie zur 
Kenntnis. Die oben genannten Projekte und eine Reihe weiterer Maßnahmen 
zielen u. a. darauf ab, von Diskriminierung Betroffene zu beraten und in der 
Wahrnehmung ihrer Rechte zu stärken.
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112. Welche Hilfs- und Beratungsangebote existieren nach Kenntnis der 
Bundesregierung für Menschen, die von antimuslimisch-rassistischer 
Diskriminierung auf dem Wohnmarkt betroffen sind?

Nach Kenntnis der Antidiskriminierungsstelle des Bundes existieren nur zwei 
Stellen, die auf Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt spezialisiert sind: 
Die Fachstelle „Fair mieten - Fair wohnen. Berliner Fachstelle gegen Diskrimi-
nierung auf dem Wohnungsmarkt“, getragen von UrbanPlus und dem Türki-
schen Bund in Berlin-Brandenburg e.V. (TBB) sowie der Planerladen e.V., der 
Träger einer Integrationsagentur – Servicestelle für Antidiskriminierungsarbeit 
im Handlungsfeld Wohnen in NRW ist. Darüber hinaus bieten die unabhängi-
gen Antidiskriminierungsstellen Beratung und Unterstützung auch in Fällen 
von Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt an (vgl. Antwort zu Frage 37).
Die Bundesregierung fördert im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“ in allen Bundesländern Landes-Demokratiezentren, die vor Ort vorhan-
dene Beratungs- und Unterstützungsangebote für Opfer antimuslimischer, anti-
semitischer, rassischer etc. Gewalt verknüpfen.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 111 verwiesen.

a) Unterscheiden sich diese Angebote von denen für Menschen, die von 
anderen oder sich überlagernden Diskriminierungsformen betroffen 
sind?

Der Planerladen e.V. hat einen Schwerpunkt im Bereich rassistischer Diskrimi-
nierung auf dem Wohnungsmarkt. Die Fachstelle „Fair mieten - Fair wohnen. 
Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt“ berück-
sichtigt Diskriminierungen wegen aller in § 1 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes erfassten Merkmale sowie des sozialen Status und Mehrfachdis-
kriminierung.

113. Ist der Bundesregierung bekannt, wie häufig Menschen, die im Sinne 
von § 19 AGG diskriminiert wurden und erfolgreich dagegen geklagt 
haben, obdachlos wurden, da sich aus einer stattgegebenen Klage auf 
Grundlage des AGG kein Rechtsanspruch auf Vermietung einer verwei-
gerten Wohnung ergibt?

Es liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse dazu vor, wie viele Men-
schen, die im Zusammenhang mit der Anmietung von Wohnraum unzulässig 
i. S. d. § 19 AGG benachteiligt wurden, nach einer erfolgreichen Klage obdach-
los wurden.

114. Beabsichtigt die Bundesregierung, in solchen Fällen jenem Vermieter 
eine Schadensersatzpflicht für die diskriminierende Nichtvermietung 
aufzuerlegen oder die Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt mit 
welchen anderen Maßnahmen rechtlich wirksam zu ahnden, und wenn 
nein, warum nicht?

§ 21 Absatz 1 AGG sieht vor, dass derjenige, der nach §§ 19 f. AGG unzulässig 
benachteiligt wurde, grundsätzlich die Beseitigung der Beeinträchtigung ver-
langen kann. Daneben kann der Betroffene von dem Benachteiligenden, der die 
Benachteiligung zu vertreten hat, den durch die Verletzung des Benachteili-
gungsverbots entstandenen Schaden ersetzt verlangen, § 21 Absatz 2 AGG. 
Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der Betroffene 
zudem eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen, § 21 Absatz 3 
AGG.
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Eine Ausweitung der möglichen Maßnahmen ist derzeit nicht beabsichtigt.

Rechtliche Stellung als Religionsgemeinschaft

115. Welche Anträge zur Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen
Rechts wurden seit dem Jahr 2010 nach Kenntnis der Bundesregierung
von muslimischen Gemeinschaften gestellt (bitte aufschlüsseln nach
Bundesländern, Jahren, Ergebnis des Antragsverfahrens, Gründen für
eine Ablehnung)?

Die Beurteilung, ob eine Organisation den Status einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts verliehen bekommt, fällt in die Zuständigkeit der Länder und 
liegt damit außerhalb des Verantwortungsbereichs der Bundesregierung.

116. Welche Anträge auf Erteilung islamischen Religionsunterrichts wurden
seit dem Jahr 1994 nach Kenntnis der Bundesregierung von muslimi-
schen Religionsgemeinschaften gestellt, welche wurden genehmigt, und
welche wurden mit welcher Begründung abgelehnt?

Die Entscheidung über Anträge auf Erteilung von islamischen Religionsunter-
richt fällt in der Zuständigkeit der Länder und liegt damit außerhalb des Zustän-
digkeitsbereichs der Bundesregierung.

117. Bewertet die Bundesregierung die in einigen Bundesländern vorhande-
nen oder geplanten Beiratsmodelle und die nun in Nordrhein-Westfalen
geplante Kommission für den islamischen Religionsunterricht als ver-
fassungswidrig?

Nein. Beirats- oder Kommissionsmodelle sind jedenfalls für eine Übergangs-
zeit bis zum Vorhandensein von Ansprechpartnern im Sinne von Artikel 7 Ab-
satz 3 GG als eine „näher am Grundgesetz“ (vgl. dazu BVerfGE 4,157,170) be-
findliche Lösung im Vergleich zur Nichterteilung von Religionsunterricht zu-
lässig.

118. In welchen Bundesländern gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung
Staatsverträge oder vergleichbare Verträge zu religiösen Angelegenhei-
ten muslimischer Religionsgemeinschaften mit welchem Inhalt und mit
welchen muslimischen Gemeinden und Verbänden?

Es wird auf die Antwort zu Frage 23 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Ausrichtung und Fortsetzung der Deutschen Islam 
Konferenz“ auf Bundestagsdrucksache 19/6233 verwiesen.

119. Wie viele Lehrstühle für islamische Theologie wurden nach Kenntnis
der Bundesregierung seit den Empfehlungen des Wissenschaftsrats aus
dem Jahre 2010 zusätzlich geschaffen?

Zum Zeitpunkt der Empfehlungen des Wissenschaftsrates gab es in Deutsch-
land zwei Professuren für Islamische Theologie. Seither wurden 17 Professuren 
und sieben Juniorprofessuren eingerichtet (Stand: August 2019). Ab dem Win-
tersemester 2019/2020 sollen an der Humboldt-Universität zu Berlin und an der 
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Universität Paderborn weitere sechs Professuren und drei Juniorprofessuren 
hinzukommen.

120. In welchen Bundesländern gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Möglichkeit der Imam-Ausbildung nach dem Theologiestudium 
analog zum Priesterseminar oder zur Rabbinerausbildung, und wenn es 
sie nicht gibt, warum nicht?

Die Ausbildung religiösen Personals ist nach dem Grundgesetz eine Angele-
genheit der Religionsgemeinschaften. Die bestehenden Modelle der Ausbil-
dung religiösen Personals islamischer Gemeinden setzen ein Theologiestudium 
bislang nicht voraus. Die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion 
e.V. (DITIB) hat im Jahr 2019 einen eigenen Ausbildungsgang für Imame, Pre-
digerinnen und Prediger sowie Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädago-
gen in Deutschland angekündigt, für den ein abgeschlossenes Theologiestudi-
um (BSc.) in Deutschland oder der Türkei vorausgesetzt werden soll.

121. Was unternimmt die Bundesregierung gemeinsam mit den Bundeslän-
dern, um die Ausbildung von Imamen in Deutschland zu ermöglichen, 
zu gestalten und zu verbessern?

Die Ausbildung religiösen Personals ist nach dem Grundgesetz eine Angele-
genheit der Religionsgemeinschaften. Die Bundesregierung wirkt über das Dia-
logforum „Deutsche Islam-Konferenz (DIK)“, in das auch die Länder einbezo-
gen sind, darauf hin, die Möglichkeiten der Imam-Ausbildung in Deutschland 
bekannter zu machen und auszubauen. Am 17. und 18. Juni 2019 fand in Han-
nover ein DIK-Workshop statt, der den aktuellen Ist-Zustand und die Zukunfts-
perspektiven der Ausbildung von religiösem Personal islamischer Gemeinden 
in Deutschland zum Gegenstand hatte. Es wird angestrebt, eine Vernetzung der 
bestehenden Modelle und Konzepte zu erreichen und in einem weiteren Work-
shop Kooperationsmöglichkeiten auszuloten.
Die Bundesregierung unterstützt darüber hinaus den nationalen und internatio-
nalen Wissensaustausch zur Imam-Ausbildung durch weitere geeignete Veran-
staltungsformate und Publikationen. Sie fördert zusammen mit der Stiftung 
Mercator die Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft, die 2019 
die Expertise „Imamausbildung in Deutschland – Perspektiven aus Gemeinden 
und Theologie“ veröffentlicht hat.

122. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die finanzielle Ab-
sicherung von Imamen in Deutschland zu ermöglichen?

Eine Finanzierung des religiösen Personals islamischer Gemeinden durch den 
Staat würde gegen den religionsverfassungsrechtlichen Grundsatz der Trennung 
von Staat und Religionsgemeinschaften in Deutschland verstoßen. Die Ausbil-
dung und der Einsatz einschließlich der Finanzierung religiösen Personals ist 
schon von Verfassungs wegen eine eigene Angelegenheit der Religionsgemein-
schaften. Sofern sich Bezüge zu staatlichen Stellen ergeben, sind hierfür in ers-
ter Linie die Länder zuständig. Die Bundesregierung hat zugleich ein integrati-
onspolitisches Interesse, dass das religiöse Personal islamischer Gemeinden in 
Deutschland sozialisiert und ausgebildet ist sowie seitens der Gemeinden adä-
quat finanziert wird. Mit der DIK hat sie ein gesamtstaatliches Dialogforum ge-
schaffen, um diesbezügliche Fragen unter Einbeziehung von Dachverbänden is-
lamischer Gemeinden sowie der Länder zu erörtern.
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123. Welche Zahlungen leisten Bund und Länder nach Kenntnis der Bundes-
regierung an muslimische Gemeinschaften (bitte aufschlüsseln nach 
Bundesländern, Höhe und Grund der Zahlung)?

Unter muslimischen Gemeinschaften im Sinne der Fragestellung werden Ak-
teure verstanden, deren Selbstbezeichnung ihr Selbstverständnis als muslimi-
sche Gemeinschaft zum Ausdruck bringt.
Die Auflistung ist nicht abschließend und stellt keine Einordnung von Trägern 
als muslimische Gemeinschaft dar. In der Regel werden Organisationen und In-
stitutionen unabhängig von ihrem religiösen Hintergrund gefördert. Daher er-
folgt diesbezüglich auch keine statistische Erfassung. Aus diesem Grund ist es 
nicht möglich, Projekte muslimischer Gemeinschaften hier abschließend aufzu-
führen.

Kapitel Titel Empfänger der Förde-
rung

Zweck der Förderung voraussichtli-
ches
IST 2019

Bundesland

3002 681 10 Avicenna-Studienwerk 
e.V.

Begabtenförderung 4.839.467,63 € Niedersachsen

6092 686 04 DITIB-Türkisch Islami-
sche Gemeinde zu
Marl-Hamm e.V., Marl

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

8.200,00 €
Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Ditib Türkisch Islami-
sche Gem. zu Krefeld-
Uerdingen e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

8.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Verein Türkischer Arbeit-
nehmer in Dortmund und 
Umgebung e.V.**

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

12.600,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Ditib Islamische Gemein-
de zu Dortmund-Eving

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

19.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Islamische Gemeinschaft 
Hagen e.V. AL-SIDDIQ

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

19.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Ditib Türkisch Islami-
sche Gemeinde zu Vier-
sen e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

19.600,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Türkisch Islamische Ge-
meinde zu DITIB Essen 
e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

19.600,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Türkisch Islamischer 
Kulturverein zu Kempen 
e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

12.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 DITIB Türkisch Islami-
sche Gemeinde zu Halle-
Westfalen e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

12.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 DITIB Türkisch Islami-
sche Gemeinde zu Halle-
Westfalen e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

12.400,00 € Nordrhein-
Westfalen

6092 686 04 Türkisch Islamische Ge-
meinde Herrenberg e.V.

Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt

2.000,00 € Baden-
Württemberg

6092 686 10 Türkisch Islamische Ge-
meinde zu Breuberg-
Sandbach e.V.

Förderung der Heizungsoptimie-
rung durch hocheffizente Pumpen 
und hydraulischen Abgleich

230,39 € Hessen
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Kapitel Titel Empfänger der Förde-
rung

Zweck der Förderung voraussichtli-
ches
IST 2019

Bundesland

0601 685 19 Begegnungs- und Fortbil-
dungszentrum muslimi-
scher Frauen e.V.

Projekt: Musliminnen bauen Brü-
cken;
Ziel des Projekts ist es, durch In-
formationen und Dialog einen Bei-
trag zum friedlichen und vorur-
teilsfreien Zusammenleben von 
Menschen mit unterschiedlichem 
kulturellen und religiösen Hinter-
grund in Deutschland zu leisten. 
Zielgruppe:
Multiplikator_innen und gesell-
schaftlichen Akteur_innen

61.245,68 € Nordrhein-
Westfalen

0601 685 19 Sozialdienst muslimi-
scher Frauen e.V.

Strukturaufbau in muslimischen 
Organisationen für die Wohlfahrts-
arbeit – Vernetzungstreffen

27.260,00 € Nordrhein-
Westfalen

0601 685 19 Alevitischen Gemeinde 
Deutschland e. V.

Qualifizierung von ehrenamtlichen 
alevitischen Geistlichen in der 
Seelsorge;
Modellprojekt der Alevitischen 
Gemeinde Deutschland e.V., in 
welchem insgesamt 20 ehrenamt-
lich tätige alevitische Geistliche in 
einem modularen Ausbildungs-
gang für die Seelsorge an aleviti-
schen Gläubigen in Kliniken, Hos-
pizen, Justizvollzugsanstalten qua-
lifiziert werden sollen

59.304,59 € Nordrhein-
Westfalen

0601 685 19 JUMA e.V. – jung, musli-
misch, aktiv

„#gemeinsam menschlich – Weil’s 
drauf ankommt“;
Social-Media-Projekt mit dem 
Hauptziel, einen Gegendiskurses 
zu muslimfeindlichen Positionen 
in der Gesellschaft zu schaffen, bei 
gleichzeitiger öffentlicher und ar-
gumentativer Abgrenzung von ex-
tremistischen Positionen unter 
Muslim*innen

68.956,00 € Berlin

0635 68402 Teilseiend e.V. – Eine 
Initiative Heidelberger 
Muslime / Muslimische 
Akademie Heidelberg, 
Baden-Württemberg

Durchführung des Projektes „Aus 
dem Glauben heraus?! Politische 
Bildung in muslimisch-
konfessioneller Trägerschaft“

40.000,00 € Baden-
Württemberg

0635 68402 Muslimisches Jugend-
werk e.V., NRW

Durchführung des Projektes 
„JUMP – Junge Muslime in die 
Politik. Integration durch politi-
sche Teilhabe“

10.000,00 € Nordrhein-
Westfalen

0635 53202 Teilseiend e.V. – eine Ini-
tiative der Muslimischen 
Akademie Heidelberg 
e.V.

Förderung der Fachstelle Gesell-
schaft gestalten, 2019-2021

70.000,00 € Baden-
Württemberg

0635 53202 Zukunftsforum Islam e.V. Förderung einer Fachtagung 95.640,00 € Nordrhein-
Westfalen
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Kapitel Titel Empfänger der Förde-
rung

Zweck der Förderung voraussichtli-
ches
IST 2019

Bundesland

636 53202 Islamische Akademie 
NRW e.V.

Fachtagung Heimat unter 
muslimisch-deutschen Vorzeichen

8.600,00 € Nordrhein-
Westfalen

0603 684 12 Muslimisches Frauen- un
d Familienbildungswerk 
Köln – e.V.

Durchführung von Integrations-
kursen nach der Integrationskurs-
verordnung

601.218,23 € * Nordrhein-
Westfalen

0603 684 12 Türkisch-Islamische Uni-
on der Anstalt für Religi-
on e.V (DITIB)

Durchführung von Integrations-
kursen nach der Integrationskurs-
verordnung

202.135,93 € * Nordrhein-
Westfalen

1703 684 14 Alevitischer Kultur-, 
Sozial- und Sportverein 
Paderborn e.V.

Erstattung von Taschengeld, SB-
Beiträgen und pädagogischer Be-
gleitung für 
Bundesfreiwilligendienst-
Leistende an Einsatzstellen

9.600,00 € Nordrhein-
Westfalen

1703 684 14 DITIB – Türkisch-
Islamische Gemeinde zu 
Wächtersbach e.V.

Erstattung von Taschengeld, SB-
Beiträgen und pädagogischer Be-
gleitung für 
Bundesfreiwilligendienst-
Leistende an Einsatzstellen

1.600,00 € Hessen

1703 684 14 Islamische Gemeinde 
Magdeburg e.V.

Erstattung von Taschengeld, SB-
Beiträgen und pädagogischer Be-
gleitung für 
Bundesfreiwilligendienst-
Leistende an Einsatzstellen

1.600,00 € Sachsen-
Anhalt

1710 684 07 Ahmadiyya Muslim Ja-
maat in der Bundesrepub-
lik Deutschland e. V. 
(AMJ)

Teilprojekt im Rahmen des Empo-
wermentprojektes zur islamischen 
Wohlfahrtspflege

65.050,00 € Hessen

1710 684 07 Islamisches Kompetenz-
zentrum für Wohlfahrts-
pflege e. V. (IKW)

Teilprojekt im Rahmen des Empo-
wermentprojektes zur islamischen 
Wohlfahrtspflege

178.136,00 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 Alevitische Gemeinde 
Deutschland e.V. (Al-
manya Alevi Birlikleri 
Federasyonu)

Förderung des Modellprojekts 
„AKTIV“ im Rahmen des Bun-
desprogramms „Demokratie le-
ben!“

35.000,00 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 Zentralrat der Muslime in 
Deutschland e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Respekt und Teilhabe: Prävention 
mit der Safer Space Strategie“ im 
Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“

148.862,58 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 Bündnis der Islamischen 
Gemeinden in Nord-
deutschland e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Think Social Now 2.0 – Verant-
wortung übernehmen im Internet“ 
im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“

130.000,00 € Hamburg

1702 684 04 SCHURA – Islamische 
Religionsgemeinschaft 
Bremen e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Pro Islam – Gegen Radikalisie-
rung und Extremismus. AL-
E'TIDAL“ im Rahmen des Bun-
desprogramms „Demokratie le-
ben!“

128.651,20 € Bremen
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Kapitel Titel Empfänger der Förde-
rung

Zweck der Förderung voraussichtli-
ches
IST 2019

Bundesland

1702 684 04 Bündnis der Islamischen 
Gemeinden in Nord-
deutschland e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Kamil – Kulturübergreifend, anti-
rassistisch und Mitten im Leben“ 
im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“

130.000,00 € Hamburg

1702 684 04 Bündnis Marrokanische 
Gemeinde Landesver-
band Nordrhein-
Westfalen

Förderung des Modellprojekts 
„MANAR – Aus Tradition tole-
rant“ im Rahmen des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“

116.395,68 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 i,Slam e.V. Förderung des Modellprojekts 
„Erkläriker“ im Rahmen des Bun-
desprogramms „Demokratie le-
ben!“

130.000,00 € Berlin

1702 684 04 Islamische Gemeinschaft 
der schiitischen Gemein-
den Deutschlands e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Extrem engagiert! Kompetenz-
programm junger Muslime“ im 
Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“

45.872,73 € Hessen

1702 684 04 Islamisches 
Wissenschafts- und Bil-
dungsinstitut e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„AI-Wasat – Die Mitte“ im Rah-
men des Bundesprogramms „De-
mokratie leben!“

130.000,00 € Hamburg

1702 684 04 MINA-Muslimisches 
Frauenbildungszentrum 
e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Radikal nett und engagiert!!!“ im 
Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“

37.480,00 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 Muslimische Jugend ak-
tiv e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Aktive Jugend gestaltet Zu-
kunft!“ im Rahmen des Bundes-
programms „Demokratie leben!“

128.484,82 € Hamburg

1702 684 04 RAHMA – Muslimisches 
Zentrum für Mädchen, 
Frauen und Familie e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„STOP! Antimuslimischer Rassis-
mus“ im Rahmen des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“

130.000,00 € Hessen

1702 684 04 Rat muslimischer Stu-
dierender und Akademi-
ker e.V.

Förderung des Modellprojekts 
„Zukunft bilden!“ im Rahmen des 
Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“

116.964,00 € Nordrhein-
Westfalen

1702 684 04 Zentralrat der Muslime in 
Deutschland e.V.

Förderung des Modellprojekts „5 
hoch 4“ im Rahmen des Bundes-
programms „Demokratie leben!“

33.640,29 € Nordrhein-
Westfalen

1702 68401 Bund Moslemischer 
Pfadfinder und Pfadfin-
derinnen Deutschlands 
e.V. (BMPPD)

Infrastrukturförderung Jugendver-
bandsarbeit

700.000,00 € Hessen
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Kapitel Titel Empfänger der Förde-
rung

Zweck der Förderung voraussichtli-
ches
IST 2019

Bundesland

1702 68401 Bund der Alevitischen 
Jugendlichen in Deutsch-
land e.V. (BDAJ)

Infrastrukturförderung Jugendver-
bandsarbeit

151.700,00 € Nordrhein-
Westfalen

* Hinweis zu 0603 684 12: Hinsichtlich der im Jahr 2019 für die Integrationskursträger zu erwartenden Mittelabflüsse kann keine Aussage getroffen werden, 
da keine Erkenntnisse darüber vorliegen, wann ein Integrationskursträger Rechnungen seiner laufenden Kurse an das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge zur Abrechnung übersendet und diese somit kassenwirksam werden. Ausgewertet wurden bereits geleistete Zahlungen im Zeitraum vom 01.01.2019 bis 
31.08.2019.
** Beim Verein Türkischer Arbeitnehmer in Dortmund und Umgebung e.V. handelt es sich um einen Moscheeverein mit Mitgliedschaft im Dachverband 
DITIB

124. In welchen Bundesländern existiert nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Möglichkeit der muslimischen Bestattung im Leichentuch, und auf 
welcher Grundlage ist dies jeweils möglich?

Die Entscheidung über die Zulassung von Bestattungen im Leichentuch unter 
Wegfall der Sargpflicht fällt in die Zuständigkeit der Länder und liegt damit au-
ßerhalb des Verantwortungsbereichs der Bundesregierung.
Die Bundesregierung verweist jedoch auf die Empfehlungen der Deutschen Is-
lam Konferenz (DIK), die sich in ihrer ersten Phase (2006 bis 2009) u. a. dem 
Thema islamische Bestattungen angenommen hat. Die DIK-Arbeitsgruppe 
„Religionsfragen im deutschen Verfassungsverständnis“ rief in ihrem 
Zwischen-Resümee vom März 2008 Länder und Kommunen dazu auf, sich 
über die bereits praktizierten Lösungsmöglichkeiten auszutauschen und mög-
lichst vergleichbare Regelungen zu schaffen, welche den Spezifika islamischer 
Bestattungen Rechnung tragen.

125. In welchen Bundesländern haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
muslimische Gemeinden die Möglichkeit der Gefangenenseelsorge so-
wie der Seelsorge in Krankenhäusern und Altenheimen, und wie viele 
muslimische Seelsorgerinnen und Seelsorger sind in diesen verschiede-
nen Bereichen tätig?

Gefängnisseelsorge sowie Seelsorge in Krankenhäusern fällt in die Zuständig-
keit der Länder und liegt damit außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Bundesregierung.
Die Bundesregierung verweist jedoch auf die Befassung der Deutschen Islam 
Konferenz (DIK) mit dem Thema Gefängnis- und Krankenhausseelsorge. Die 
DIK hat unter Einbeziehung der Länder und Kommunen sowie von Dachver-
bänden islamischer Gemeinden im Jahr 2017 Empfehlungen zu muslimischer 
Seelsorge in öffentlichen Einrichtungen einschließlich der Gefängnisseelsorge 
sowie der Krankenhausseelsorge erarbeitet und veröffentlicht.
Die Empfehlungen der DIK sind unter www.deutsche-islam-konferenz.de/Shar
edDocs/Anlagen/DIK/DE/Downloads/LenkungsausschussPlenum/20170314-
la-3-abschlussdokument-seelsorge.pdf?__blob=publicationFile abrufbar.
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Weitere Lebensbereiche

126. Wie bewertet die Bundesregierung verfassungsrechtlich den teilweisen
Ausschluss von Musliminnen, die ein Kopftuch oder einen „Burkini“
(Ganzkörperbadeanzug für Frauen) tragen, aus Sporteinrichtungen wie
Fitnessstudios und öffentlichen oder privaten Schwimmbädern (vgl.
Augsburger Allgemeine vom 14. Juni 2019)?

Auf die Antwort zu Frage 84 wird verwiesen. Zudem ist von Belang, ob hier 
Grundrechte im Verhältnis zwischen Bürgern und dem Staat, oder zwischen 
Bürgern und Privaten angesprochen sind.

127. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über diskriminierende Zu-
gangshindernisse bzw. Diskriminierungen von Musliminnen und Musli-
men als Beschäftigte sowie Patientinnen und Patienten im Gesundheits-
sektor?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

128. Sieht die Bundesregierung eine Ungleichbehandlung von Nichtchristin-
nen und Nichtchristen bei der Stellenvergabe von kirchlichen Arbeitge-
bern, z. B. in Krankenhäusern, und inwieweit sind Karrierechancen von
z. B. Musliminnen und Muslimen in diesen Organisationen auch nach
den Urteilen des EuGH (C-414/16) und des BAG (8 AZR 501/14) ein-
geschränkt?

Gemäß § 2 i. V. m. § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
sind Benachteiligungen aus Gründen der Religion oder Weltanschauung nach 
Maßgabe des AGG grundsätzlich unzulässig. Dies gilt insbesondere für den 
Zugang zu unselbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig vom Tätigkeitsfeld 
und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg.
Nach § 9 AGG sind öffentliche oder private Organisationen, deren Selbstver-
ständnis auf religiösen Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht, unter be-
stimmten Voraussetzungen zu einer Ungleichbehandlung wegen der Religion 
oder Weltanschauung berechtigt. Im § 9 AGG liegen die Ausnahmemöglichkei-
ten aus Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2000/78/EG zugrunde.
Soweit sich Nichtchristinnen und Nichtchristen bei der Stellenvergabe von 
kirchlichen Arbeitgebern ungleich behandelt fühlen, steht ihnen gegenüber den 
Entscheidungen kirchlicher Arbeitgeber der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten 
offen.
Dies betont der Gerichtshof der Europäischen Union in seinem Urteil vom 
17. April 2018 (C-414/16). Er hat insbesondere entschieden, dass die von ei-
nem kirchlichen Arbeitgeber für eine zu besetzende Stelle aufgestellte Anforde-
rung an einen Bewerber, einer bestimmten Religionsgemeinschaft anzugehören,
einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle unterliegen muss. Dabei hätten die na-
tionalen Gerichte zu prüfen, ob die Religionszugehörigkeit notwendig und an-
gesichts des Ethos der Kirche für die konkrete Tätigkeit und die Umstände ih-
rer Ausübung objektiv geboten ist (z. B. „verkündungsnahe“ Tätigkeit), wobei
das Ethos als solches der gerichtlichen Kontrolle jedoch entzogen sei.
In seinem Urteil vom 25. Oktober 2018 (8 AZR 501/14) stellte das Bundesar-
beitsgericht (BAG) – im Lichte der Rechtsprechung des EuGH – fest, dass in 
dem infrage stehenden Einzelfall die Ablehnung der konfessionslosen Bewer-
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berin aus Gründen der Religion die Klägerin wegen der Religion benachteiligt 
habe.
Das Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. hat unmittelbar ge-
gen das o. g. Urteil des BAG sowie mittelbar gegen die o. g. Entscheidung des 
EuGH Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) erho-
ben. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bleibt abzuwarten.
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